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Deutscher Rat für Landespflege 

Der Sprecher 

An den 

Ministerpräsidenten des Landes Nordrhein-Westfalen 

Herrn H e i n z K ü h n 

4 Düsseldorf 
Haroldstraße 2 

Betr.: 

Insel Mainau, den 27. März 1972 

Landespflegerische Probleme des Ruhrgebietes und seiner Randzonen 

Sehr geehrter Herr Min·isterpräsident Kühn! 

Die Mitglieder des Deutschen Rates für Landespflege haben 
sich in den vergangenen Jahren u. a. mit den landespfle­
gerischen Problemen des Oberrheins, der Nord- und Ost­
seeküste und• des Alpenvorlandes befaßt. Hierzu hat der 
Rat detaill ierte Stellungnahmen abgegeben; sie sind inzwi­
sch·en in se·iner Schrittenreihe veröffen1Hicht worde·n. 

Im Jahre· 1971 haben sich die Ratsmitglieder mit den lan­
despflegerischen Problemen des größten Verdichtungsge­
bietes der Bundesrepublik, dem Ruhrgebiet und seinen 
Randzonen, befaßt. Für die Bereisung dieser Gebiete wur­
den auf Veranlassung des Herrn Bundesministers des In­
nern zwei Hubschrauber des Bundesgrenzschut·zes zur Ver­
fügung gestellt, so daß in kurzer Zeit e·in guter Überblick 
über das zu bearbeitende Gebiet gewonnen werden konnte. 
Vor und während der Bereisung haben fol9ende Sachver­
ständige die Ratsmitglieder in die natürlichen, wirtschaftli­
chen und soziologischen Gegebenheiten·, in die vorliegen­
den Untersuchungsergebnisse, Probleme und Planungen 
des Raumes eingeführt: 

1. Erster Beigeordneter Dr. F r o r i e p : „ Organisation und 
Aufgaben des Siedlungsverbandes Ruhrkoh l·enbezirk" 

2. Erster Be·igeordneter Dr. F ror i e p : „landesplaneri­
sche Prob leme im Ruhrgebiet" 

3. Landforstmeister Dr. P et s c h : „Naturschutz und 
Landschaftspflege im Ruhrgebiet" 

4. Ltd. Baudirektor Dr. M i t t e 1 b a c h: „ Freizeit und Er­
holung im Ruhrgebiet" 

5. Prof. Dr. von K ü r t e n : „ Landespflegerische Probleme 
der Randgebiete (Schwerpunkt südliches Ruh rgebiet)" 

6. Dr.- lng. E. h. K ö n i g: „Wasserwirtschaft und Umwelt, 
dargestellt ani den Aufgaben· der Ruhrverbän.de" 

7. Prof. Dr. W u r z b ach er : „Soziologische Aspekte der 
Umweltproblematik in Verdichtungsgebieten" 

Nach einer ersten Erörterung der Ergebnisse und Ein­
drücke der Bereisung hat ein kleiner Ausschuß, bestehend 
aus den Ratsmitgliedern Prof. K ü h n • Prof. Dr. o 1-
s c h o w y und Reg.-Präs. a. D. S c h m i t t - De g e n -
h a r d t, am 19. August 1971 noch die südlichen Anschluß­
gebiete an das Ruhrgebiet im Bergischen Land besichtigt, 
um auch diesen Raum, der für die Naherholung des Ruhr­
gebietes und der Verdichtungsgebiete entlang des Rheines 

von besonderer Bedeutung ist, in die Stellungnahme mit 
einzubeziehen. 

1. Allgemeine Feststellungen 

Das Ruhrgebiet ist eines der größten Verdichtungsgebiete 
der Welt. Seine Entwicklung vo llzog sich anfangs auf der 
Grundlage. einer einseitigen- Wirtsch·aftss.truktur (Bergbau, 
Stahlindustrie) und mangels raumordnerischer Vorste llun­
gen mehr oder wenige·r planlos. Kennzeichnend für diese 
Entwicklung ist die Orientierung der Industrie um die geo­
logisch bedingten Abbaupunkte der Kohle und de-r Bau von 
„Zechen kolonie·n" und Werksiedlungen durch die einzelnen 
Industrieunternehmen in Nähe der Produktionsstätten ab­
seits der vorhandenen Ortschaften. Dies führte zu einer 
weitgehenden Zersiedlung des Landschaftsraumes und ei­
nem nachteiligen Durcheinander von Industrie- und Wohn­
gebieten. Das ungeordnete Wachstum in dieser ersten 
Phase erschwert die Ordnung der baulichen Entwicklung 
noch heute spürbar und ist nur schwe·r zu bese'itigen. Die 
damals unabhängig voneinander planenden, eng benach­
barten Gemeinden behinderten die nach 1900 einsetzenden 
Bestrebungen, die Umweltverhältnisse dieses· Gebietes zu 
ve·rbessem. 

Der aus Initiative der Gemeinden und. der Wirtschaft 1920 
enitstandene· Siedlungsverband Ruhrkohlenbezi rk (SVR) und 
die schon vorher aufgrundi der wasserwirtschaftlichen Not­
stände gegründeten Wasserverbände (1913 Preuß. Sonder­
gesetze) haben trotz der Schwierigkeiten, die sich aus den 
ve-rschiedenen Interessen der Mitg~ieder ergaben, auf ihren 
speziellen Gebieten im regionalen Rahmen erfolgreich ge­
arbeitet. Die bisherigen Ergebnisse in der Entwicklung und 
Gestaltung des Lebensraumes der Ruhrbevölkerung sind 
mit zielstrebiger Planung und in beweglicher, unbü rokrati­
scher Arbeitsweise erreicht worden. Die historischen und 
gegenwärtigen Leistungen c:Heser Selbstverwaltungseinrich­
tun.gen als raumordnende, entwicklungsfördernde, landes­
pflegerische und koord inierende Stellen wären von aus­
schHeßlich staatlichen und damit relativ unbeweglichen 
Behörden nicht in diesem Maße möglich gewesen. 

2. Positive Entwicklungen 

Die Ratsmitglieder stefl.en mit großer Anerkennung fest, daß 
in der Kernzone des Ruhrgebietes trotz der starken Bal­
lung· von Wohnsiedlungen, Industrieanlagen und Ve·rkehrs-
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wegen noch relativ umfangreiche Freiflächen. als Verbands­
grünflächen dies SVR vorhanden und viele wirksame Be­
grünungsmaßnahmen durchgeführt worden sind. Die Wald­
fläche innerhalb des Verbandsgebietes ist von• 1920-1970 
trotz der erheblichen industriellen Erwei~rungen, der star­
ken Woh-nungsbautätigkeit und des Ausbaues umfangrei­
cher Verkehrsanlagen nur von rd. 82 000 auf rd. 72 000 ha 
zurückgegangen. Dabei ist leider d'er Waldschwund zu La­
sten des Kerngebietes gegang·en. Von dem gesamten Ver­
bandsgebiet sind noch immer rund 50 % der Fläche land­
und fortwirtschaftlich genutzt und als Verbandsgrünflächen 
festgelegt. Dies altes ist ein Erfolg der kommunalen Seföst­
verwaltungen zusammen mit den Straßen- und Wasserbau­
verwaltungen, die ebenso um die landschaftsgerechte Ein­
grünung ihrer Anlagen bestrebt sind. Dabei hat sich die 
Politik des SVR, gezielte Begrünungsmaßnahmen anderer 
Träger finanzi.ell zu unterstützen, als ausgezeichnetes In­
strument zur Förderung solcher Maßnahmen erwiesen. 

Der hohe Stellenwert, der in einem Verdichtun.gsgebiet von 
der Größe des Ruhrgebietes Beg·rünungsmaßnahmen alle·r 
Art zugemessen• werden muß, findet seinen Niederschlag in 
den Planungen und praktischen Bemühungen des SVR, zwi­
schen den. städtischen- Kernzonen ein System regionaler 
Grüm:üge zu schaffen, die in Nord.-Süd-RicMung verlaufen 
und das Gesamtgebiet untergHedern. Dieses Grünsystem 
wird durch Revierparks und andere Freizeiteinrichtu ngen 
ergänzt und ist für die Umweltverbesserung im Hinblick 
auf die Luftbewegung und Staubbindung von erheblicher 
Bedeutung, in manchen Bereichen sogar entscheidend für 
die Entwicklung einer menschenwürdigen Umwelt. 

Die ausgewiesenen Verbandsgrünflächen sind in ein Ver­
bandsverzeichnis eingetra9en mit dem Ziel, sie als Frei­
flächen zu erhalten und eine Zweckentfremdung, insbe­
sondere eine Nutzung als Baugebiet, auszuschließen. Die 
Eintragung in das Verbandsverzeichnis gibt dem SVR die 
Befugnis, je nach Notwendigkeit rechtsverbindliche Beba~­
ungspläne nach Bundesbaugesetz aufzuste llen, d. h. Grün­
flächen bzw. land• und· forstwirtschaftli che Flächen rechts­
verbindlich auszuweisen und zu sichern. Schwerpunkte im 
Gesamtgrünsystem sind neben den genannten· reg•ionalen 
Grünzügen sieben Freizei tzentren von je etwa 50 bis 100 
ha, fünf Revierparks von· je 25 bis 30 ha Größe und 15 Frei­
zeitstätten. Die Ratsmitg~ieder konnten sich am Beispiel 
des Freizeitparks Gysenberg in Herne, des Freibades in 
Molbeck in Recklinghausen und der Freizeitstätte Stirn­
bergpark in Oer-Erkenschwick davon überzeugen, daß 
diese Projekte bedarfsgerecht räumlich eingeordnet und 
entwickelt worden sind. 

Es ist hervorzuheben, daß das anerkennenswerte Bestre­
ben, mit einer Kombination von ru higen und 1-auteni Berei­
chen, von getrennten Einrichtungen für die• verschiedenen 
Altersstufen, von körperlichen und geistigen Betätigungs­
möglichkeiten, von organisierter und freier Erholung eine 
attraktive Freizeitatmosphäre zu schaffen, we"ithin erreicht 
ist. Das Mitwirken von Beraterkreisen beim SVH trägt dazu 
bei, daß die Freizeit- und Erholungsbedürfnisse der Bevöl­
kerung befriedigt werden. 

Die das Ruhrgebiet umschließenden Landschaftsräume ha­
ben neben ihrer wichtigen bioklimatischen Funktion beson­
dere Bedeutung a~s Auffanggebiete für den sehr starken 
Wochenend'0rholungsverkehr. Dies gilt vor allem für den 
Naturpark Hohe Mark im Norden, das Bergische· Land im 
Süden und das Sauerland im Südosten. In den letzten fünf 
Jahren (1965-1970) sind die Fremdenübernachtungen im 
Oberbergischen Kreis um 31 %, im Landkreis Olpe- (F&rtig­
stellung der Bigg&talsperr& 1965) um 73 %, im Bundesg·e­
biet dagegen nur um 20 % ang&stiegen. 

Die mit dem Ausbau der Talsperren geschaffenen Freizeit­
einrichtungen in diesem Gebiet müssen besond·ers e·rwähnt 
w&rden·, weil sie für die Bevölkerung des Ruhrgebietes eine 
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große Anziehung aufweisen. Die Ratsmitglieder waren be­
eindruckt von der konsequenter? Entflechtung der Nutzun­
gen an der Biggetalsperre, an der die lntensiverholung und 
der Kraftverkehr auf eine Seite des Sees beschränkt sind, 
während der andere Uferbereich den Fußgän·gern und Rad­
fahrern vorbehal.ten> bleibt. Auch die besch·ränkte Zulas­
sung von Segelbooten (1 Boot pro ha) und das Verbot von 
Motorbooten, auf dem See sind geeignet, d ie Ordnung in 
diesem Gebiet sicherzustellen. Die aus wasserwirtschaft­
lichen und landespflegerischen Gründen erbauten Vorbek­
ken mit gleichbleibendem Wasserstand sind für Einrich­
tungen der lntensiverholung, wie Bade- und Campinganla­
gen, besonders geeignet. Generell kann festgestellt wer­
den, daß man sich- ernstlich darum bemüht, u. U. auch ge­
gen die Absichten der anliegenden Gemeinden, eine zu 
starke kommerziel le Nutzung des Seeuferbereichs zu ver­
hindern. Erfreulicherweise werden an den Ufern der nach 
dem Kriege gebauten Talsperren keine privaten Gebäude 
geduldet. So sind z. B. an der Listertalsperre über 100 ohne 
Baugenehmigung erstellte- Bauten zwangw&ise beseitigt 
worden. 

3. Problematische Entwicklungen 

3.1 Abw a nderung der Bevö ~ke rung aus 
der Kernzone 

Die seit Jahren feststellbare Abwanderung der Bevölkerung 
aus den Kernzonen an den Rand des Ruhrgebietes führt 
z. T. zu e·iner starkell Belastung d·ieser für die Naherholung 
wichtigen Gebiete. Diese Abwanderung wird hervorgerufen 
einerseits durch den oft unzureichend'9n Wohn'- und Frei­
zeitwert der Kernzone und· andererseits durch die wachsen­
den Lebensansprüche der Bewohner. Wenn auch dieser 
Entwicklung z. B. durch vielfältige landespflegerische Maß­
nahmeni und durch die gezielte Einrichtung von Freizeitan­
lagen entgegengewirkt wird·, so bleiben doch andere Ent­
wicklungell bestehen, die sich negativ auf die Umwelt aus­
wirken. Dies sinct vor allem: 

Die zunehmende Inanspruchnahme von Grünflächen in 
den innerstädtischen Bereichen für Verkehrs- und Sied­
lungsflächen und• die steigende Immissionsbelastung 
durch den Kraftverkehr. 

Insbesondere der Kraftverkehr fordert imme'r neue Flä­
chen sowohl für den fließenden als auch den ruhenden 
Verkehr auf Kosten der gering&n Freiräume. Stadt­
straßen und Abstellplätze werde·n dabei immer seltener 
mit Bäumen und Sträuchern bepflanzt. So sind z. B. die 
Abstellplätze des Einkaufsz,entrums Ruhrpark und sogar 
auch des Rev.ierparks Gysenberg ohne Bepf.Janzung mit 
schatten-spendenden Bäumen geblieben. Der Verzicht 
auf Bäume ist besonders unverständiich , weil der Kraft­
fahrer im Sommer für seinen Wagen schattige Plätze 
braucht und sucht. 

Die Entwer~ung der Verbandsg.rünflächen als geschützte 
Flächen. 

Während früher allein die Eintragung in das Verbands­
verzeichnis bereits einen gewissen rechtMchen Schutz 
bot und damit eine zweckentfremdende Widmung aus­
geschlossen war, ist dieser Schu~status durch die 
Rechtsprechung immer mehr eingeschränkt worden. Es 
bedarf daher heute jeweils rechtsverbin.d'liche·r Bebau­
ungspl•äne, d1ie in der Regel. nur relativ kleine Bereiche 
erfassen. 

3.2 1 n d u s t r i e a n s i e d 1 u n g 

Die Industrieansiedlung muß auf solchen Standorten als 
problematisch. betrachtet werden, auf denen sie sich um­
weltfeindl1ich auswirken kann. So wird es z.B. im Ruhrtal 
immer schwieriger, die für die zukünftige Wasserversor-



gung wichtigen Wassergewinnungsflächen von einer Be­
ba1Jung durch Industrie und Siedlungen freizuhalten. Die 
Ratsmitglieder erkennen an, daß für die Städte echte Ziel­
konflikte auftreten„ die auch vor dem Hintergrund der 
scllwierigen Finanzlage und der Steuergesetzgebung ge­
sehen werden- müssen, cl.je solche Mißstände fördern. Der 
Rat muß jedoch nachdrücklich fordern, daß die planenden 
und entscheidenden Stellen bei der künftigen, Landesent­
wicklung, die bisher vornehmlich auf die wirtschaftlichen 
Standortfaktoren ausgericlltet war, im Interesse der Umwelt­
qualitäten des Gebietes und damit letztlich auch der einzel­
nen Gemeinden den ökologischen Notwendig·keiten den 
ersten• Rang einräumen. 

3.3 D e r A b b a u v o n S t e i n e n u n d E r d e n 

Die Abbauste·llen von Steinerv und Erden nehmen an Zahl 
und• Ausdehnung zu. In· vielen Fällen- verbleiben störende 
Wunden im Landschaftsgefüge, die· den Naturhaushalt und 
den Erholungswert beeinträchtigen. Die Abbaugenehmigung 
mit Auflagen zur Rekultivierung und Gestalitung (u. a. als 
Wasserfläcnen) zu verbinden, ist anzustreben. und kann z. Z. 
jedoch nur bei Verbandsgrünflächen durchgesetzt werden. 

3.4 S i e d 1 u n g s d r u c k a u f d i e R a n. d g e b i e t e 

Der wachsende Druck des Verdichtungsgebietes auf seine 
Randzonen äußert sich nicht nur in der teilweisen Zersied­
lung der Landschaft als Folge der Abwanderung aus der 
Kernzone und der derzeitigen Rechtsprechung, sondern 
auch in der Belastung bevorzugter Erholungsgebiete durch 
den Bau von Zweitwohnungen und die Ein richtung von 
Dauercamping- und Wohnwagenstandplätzen·, so besonders 
an Talspenen. Im Gebiet des Ruhrtalsperrenvereins ist 
jähri'ich eine Zunahme von etwa 200 bis 300 Wohnwagen 
festzusteMen. Einerseits sind eine große Anzahl Camping­
plätze unzureichend· in Größe, technischer und sanitärer 
Ausstattung, zum anderen werden durch· die langfristige, 
ptanlose Vermietung von Wohnwagenstandplätzen Privile­
gien geschaffen, die denen einer Bebauung de·r Ufer mit 
Zweitwohn1Jngen gleichkommen. Der Druck der Erhol·ungs­
suchenden auf die landschaftlichen Schwerpunkte· zeigt 
sich deutlich an der Biggetalsperre. An Sonntagen sind 
dorl! bis zu 70 000 erholungssuchende Menschen gezählt 
worden, darunter bis zu 14 000 Badeg·äste. In· dem Bereich 
des Stausees wurden bis zu 10 000 Fahrzeuge festgestellt, 
obwohl nur 2500 Parkplätze zur Verfügung standen. Diese 
Verhältn•isse zeigen, daß der Bedarf an Erholungseinrich­
tungen in Verbindung mit Wasserflächen im Einzugsbereich 
des Ruh rgebietes bei weitem nicht befr.iedigt ist. 

3.5 A u s w 1 r k u n g e n d e s A u s b a u s d e r B u n -
desfernstraßen auf die· Struktur der 
Ra n digeb iete 

Der geplante Ausbau der Bundesfernsl!raßen. wird zwar die 
Verk;ehrsverhältnisse· in• den Randzonen des Ruhrgebietes 
an Wochenenden verbessern, er wird• aber auch den Zu­
strom von Erholungssuchenden weiter verstärken. Dies 
gilt besonders für das Bergische Land. Seine Lage im süd­
östlichen Winkel zwischen Ruhrgebiet und Rheinschiene 
- im Umkreis von 75 km wohnen rd. 10 Millionen Men­
schen - und seine landschafttichen Werte haben zur Folge, 
daß dieses Gebiet durch Wochenend- und Kurzferienerho­
lung immer stärker belastet wird. Wenn hier auch teilweise 
durch die· Umstrukturierung der LandwirtschaH, teilweise 
durch Eigeninitiative - u. a. im Rahmen des Wettbewerbs 
„ Unser Dorf soll schöner werden" - schon sehr viele Ein­
richtungen· für die Erholung geschaffen worden sind, so ist 
dieser Raum auf den zu erwartenden Ansturm doch noch 
nicht ausreichend vorbereitet ; Modelle für die künftfge 
Entwick~ung fehlen. Hier sollten daher ModeHunte·rsuchun­
gen• durchgeführt werden. 

Bessere Verkehrsverbindungen zum Verdichtungszentrum 
werden weitere Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft abzie­
hen und damit zu einer verstärkten Vernachlässigung der 
landwirtschaftlichen Flächen führen. Damit wird das Erho­
lungspotential dieses Raumes weiter geschwächt. Wieweit 
die Verdienstmöglichkeiten durch den Fremden:verkehr als 
Nebenerwerb verbessert werden könne, steht noch offen. 

4. Folgerungen und Empfehlungen 

Nach gründlicher Erörterung der landespflegerischen Pro­
bleme des Ruhrgebietes und seiner Randzonen unterbrei­
tet der Deutsche Rat für Landespflege den verantwortHchen 
ParlamenTen• und Behörden folgende Empfeh lungen: 

4.1 V o r a u s s e t z u n g e n 

Zur Weiterentwicklung der Region und zur Lösung der auf­
gezeigten Probleme ist eine baldige Reform des B o d e n -
r e c h t s im Hinblick auf die Sozialpfllchtigkeit des Ei­
gentums eine notwendige Voraussetzung . 

Die im Bereich des Ruhrgebietes bewährte Einrichtung der 
Zweckverbände als Se 1 b s t v e r w a 1 tu n, g s k ö r p e r -
s c h a f t e n ist besonders geeignet, die schwierigen Pro­
bleme, die sich in einem großoo industriellen Verdichtungs­
gebiet zwangsläufig ergeben, befriedigend und wirklich­
keitsnah zu lösen. Die Aufgaben erfordern Beweglichkeit, 
ständiges planerisches und koordinierendes Bemühen bei 
sich ständig wandel•nden Gegebenheiten. Daher sollte die 
Tätigkeit derartiger bewährter Setbstverwaltungskörper­
schaften zur Umweltverbesserung weiter entwickelt und 
geförd·ert werden. 

Landespflege ist eine permanente Aufgabe, d•ie nur durch 
langfristige Arbeit erfolgreich sein kann. Eine wesentliche 
Voraussetzung für Einsatz und Wirksamkeit aller landes­
pflegerischer Maßnahmen ist es., das Ruhrgebiet und seine 
Randzonen als e·ine 1 a n d e s p 1 a n e r i s c h e E i n -
h e i t zu betrachten, die nicht durch Kompetenzzersplitte­
rung oder Verwaltungsg.renzen künstlich gegliedert und 
benachteiligt werden• darf. Auch di& kommunale Neuord­
nung sollte diesen Gesichtspunkt berücksichtigen, denn 
eine Aufteilung dleses Verdichtungsgebietes würde seine 
inneren. Strukturen in ihren gegenseitigen Abhängigkeiten 
und Verflechtungen. stören und in ih·rer Weiterentwick lung 
behindern. Die Erhaltung der im Kern des Ruhrgebietes 
noch vorhandenen umfangreichen Freiflächen ist nicht zu­
letzt das Ergebnis der einheiHichen Betrachtung dieses 
Raumes in der Planung und ihrem VoHzug. 

Der Deutsche Rat für Landespflege hält es für unbed ingt 
notwendig, bessere w i· s s e n s c h a f t 1 1 c h e E r -
k e n n t n i s s e über die Abhäng.igkeiten von Bauflächen, 
in.sbesondere Industrieflächen, und Freiflächen zu den 
sozialhygienischen Erfmdernissen und der Landespflege 
zu gewinnen. Dazu sind wissenschafüiche Untersuchungen 
erforderlich, u. a. über: 

a) die Großgrüngebiete, vor allem in sozio-ökonomischer 
Hinsicht, 

b) die Auswirkungen der Grün- und Wasserflächen auf das 
Lokal klima, 

c) das Ausmaß der Filterwirkung von Wald- und Grünflä­
chen gegen Stäube und Abgase sowie 

d) die Züchtung immissionsverträglicher Pflanzen. 

4.2 Z u m V e r d i c h t u n g s r a u m 

Eine befriedigende Ordnung im Ke rn des Ruhrgebietes mit 
dem Ziel, den Wohnwert auch bei neuer Industrieansiedlung 
zu erhöhen, verlangt als Ausgl.eich die Au.sweisung gesi­
cherte~ und gestalteter Freiflächen. 
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nie wachsenden Freizeitia.nsprüche bringen für die Landes­
pffege im Ruhrgebiet neue Probleme mit sich. Die Auswer­
tung des 1971 fertiggestel'lten EMNID-Gutachtens über Frei­
zeit hat sehr deutlich gezeigt, daß der überwiegende Tei l 
der Bevölkerung den Aufenthalt und die· Betätigung in 
Grünflächen und f reier Landschaft als vorrangige Mög­
lichkeit der Freizeitgestaltung· betrachtet. 

Im einzelnen wird folgendes vorgeschlagen: 
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Durch die wachsende Mobil>ität der Bevölkerung und die 
Zunahme des Individualverkehrs ist mehr als bisher mit 
Schäden an der natürlichen Umwelt zu rechnen. Sie 
werden durch die notwendige Industrialis ierung, den 
Abbau de•r Bodenschätze und sonstiger Fläch eninan­
spruchnahmen noch verstärkt. Es muß daher mehr fi­
nanzielle, politische, öffentliche Unterstützung für die 
Landes- und Umweltpflege im Ruhrgebiet gefordert wer· 
den. 

Die g•rünpolitische KotlZeption mit einem System von 
regionafen- Grünzügen und vielfältigen Freizeiteinrich­
tungen soll1e weiter entwickelt werden. De·r Ausbau 
von Freizeiteinrichtungen muß vor allem in der Kernzone 
des Ruhrgebietes verstärkt gefördert werden, zumal der 
Wohn-, Freizeib- und Erholungswert eines Gebietes für 
die Bevölkerung ein entsche·idendes Kriterium für die 
Wahl von Wohn- und Arbeilsstätte bedeutet. 

Gerade die von der Bevölkerung deutli~h gewünschte 
wohnungsnahe Erholung, besonders für d:ie tägliche 
Kurzerhol·ung im Umkreis von 1000 m um die· Wohnung, 
wird für überaus-wichtig gehalten und bedeutet intensive 
Landespflege im Wohnbereich. Der Einsatz erhöhter öf­
fentlicher Mittel hierfür ist gerechtfertigt, denn die Erhö­
hung der Wohngunst ist auch ein wesentlicher Beitrag 
zur Förderung der wirtschaftlichen, Kapazität des Ruhr­
gebietes, da bei der Ansiedlung von Industriebetrieben 
in immer stärkerem Maße scheinbare Nebenforderungen 
dieser Art bedeutungsvolil werden. 

Die innerstädtisch·en Grünflächen sollten daher durch 
Baumaßnahmen n•icht weiter verringe-rt werden; es sollte 
sichergestellt werden, daß für jeden Verlust an Grün­
flächen und Bäumen Ersatz im innerstädtischen Bereich 
geschaffen· wird. 

Die Verbandsg-rünflächen, vornehmlich im Kerngebiet, 
müssen stärker als bishe•r gesichert werden. Dabei 
sollte von der Aufstellung von Bebauungsplänen gern. 
§ 9 des Bundesbaugesetzes verstärkt Gebrauch ge­
macht werden und auch· die Ausweisung dieser Flächen 
als Landschaftsschutzgebiete gern. § 5 des Reichsnatur­
schutzgesetzes durch die zuständige Naturschutzbe­
hörd·e betrieben werden. Dadurch ließe sich· die Bau­
tätigkeit besser als bisher steuern. Es ist n•icht mehr ver­
tretbar, die regionalen Grünzüge und andere Verbands­
grünflächen in Zukunft weiterhin als potentielle Flächen 
für den Bau von Straßen, Versorgungseinrichtungen und 
ähnMchen bauHchen Nutzungen anzusehen. Soweit es 
unverme·idlich ist, Versorg·ungsleitungen durch Grün­
zonen· zu führen, sollten sie stärker gebündelt und eine 
gemeinsame Nutzun.g der Trassen angestrebt wer<len. 

Die Täler und• Siepen sind charakteristische Relieffor­
men der Landsch·aft im Ruhrgebiet. Sie sollen daher 
nach Möglichkeit, erforderHchenfalls mit öffentlichen 
Mitteln, freigehalten werden. 

Die durch Bergbau und Abfallbeseitigung entstehenden 
Kippen„ Halden und Deponien' sollten möglichst als Er­
holungsflächen gestaltet und genutzt werden, wie dies 
teilweise bereits geschieht. 

Die Entnahmestellen von Steinen' und Erden sind· grund­
sätzlich landespflegerisch zu behandeln und nach Mög­
l'ichkeit als Wasserflächen für Zwecke der Ökologie 
oder der Erholung zu gestalten und zu nutzen. 

4.3 Z u d e n R a n d b e r e i c h e n 

Die Randbereiche des Ruhrgebiets sind- in erhebl ichem 
Maße dazu geeignet, der Naherholung am Wochenende, 
aber auch zur Kurzferienerholung zu dienen. Ein Beispiel 
dafür, wie der Wert der umfangreichen· Verbandsgrünflä­
chen entwertet werdeni kann, ist die Behandlung der zahl­
reichen mit Einzelbauten zersiedelten Flächen. Diese Flä­
chen sind der besonderen Gefahr der Zweckentfremdung 
ausgesetzt, da sie nach der derzeitigen Rechtsauffassung 
baulkh genutzt werden können. Wenn sotche Verbands­
grünflächen als Erholungs- und Trennfl.ächen im Rahmen 
des Umweltschutzes wi rksam werden sollen, müssen aus­
reichende Freiflächen erhalten bleiben, wenn nicht eine 
Sanierung solcher Flächen in Betracht kommt. Die Auf­
wertung solcher zersiedelter Flächen, durch pfanmäßige 
Maßnahmen der Grünordnung is' zu fördern. 

Hinsichtlich des ständig wachsenden Naherholungsver­
kehrs sollte fotgendes beachtet werden: 

Um das Entstehen· von zu starken Ballungen im Bereich 
der Erholung zu vermeiden, sollte· in Abstimmung mit 
der Verkehrsplanung auch für den Ausbau von gut ver­
teilten- und leistungsfähigen Erholungseinrichtungen in 
den Zielgebieten gesorgt werden. Diesen Aufgaben 
sollte in Zukunft der gleiche Rang wi& z. B. dem Stra­
ßenbau unct dem Bau von Versorgungseinrichtungen 
eingeräumt werden. Dazu muß jedoch eine durchsetz­
bare großräumige Planungskonzeption vorl1egen<, wobei 
zu prüfen ist, bis zu welchem Grad diese Entwicklung 
auch der privaten Initiative überlassen werden kann. 
Vor der Erarbeitung derartiger Planungen sollten Unter­
suchungen über das Leistungsvermögen und d-ie Be­
lastbarkeit des betreffenden Landschaftsraumes und sei­
ner wirtschaftlichen Struktur angestellt werden. 

Zu den wichtigsten Gebieten für die Naherholung und 
die Kurzferienerholung können die Naturparke Hohe 
Mark, Homert, Ebbegebirge und Rothaargebi·rge, das 
Bergische Land, das Sauerland· und vor al-lem die Tal­
sperren im Osten- und Südosten des Ruhrgebietes ge­
rechnet werden. Diese Gebiete müssen· für diese Auf­
gabe weiterentwickelt werden; vor allem sollten weitere 
Wasserflächen für Erholungszwecke geschaffen. wer­
den. 

Die derzeitigen Bestrebungen, im Oberbergischen Kreis 
einen Naturpark einzurichten, werden' grundsätzlich be­
fürwortet, ·weil die Naturausstattung und die bisherigen 
Bestrebungen der Gemeind·en auf dem Sektor des 
Fremdenverkehrs dies rechtfertigen. Dies erfordert je­
doch eine gründliche Untersuchung, Planung sowie eine 
Abstimmung und gegebenenfalls eine Verbindung mit 
dem benachbarten Naturpark Ebbegebirge. 

Der Strukturwandel der Randgebiete ist durch den nahe­
gelegenen industriellen Verdichtungsraum, durch das 
BrachfalJ.en landwirtschaftlicher Nutzflächen uno durch 
den ansteigenden Erholungsverkehr gekennzeichnet. 
Hier sollitien. neue Lösungen angestrebt werden. Sie las­
sen sich viel-lekht in einer Funktionstrennung von· Land­
wirtschaft und Erho~ungsangebot auf genossenschaft­
licher Grundlage entwickeln. 

In Modelluntersuchungen könnte geprüft werden, ob 
und wieweit sich diese Lösungsmöglichkeiten realisie­
ren lassen. Die von der Oberberglschen Aufbaugesell­
schaft mbH in ihrer Modellstudie „Freizeit- und Erho­
lungspark Bergisches Land" abgegrenzten Freizeiträume 
(Marienheide-Lieberhausen, Reichshof-Eckenhagen, Hom­
burg und Morsbach-Waldbröl) könnten neben anderen 
Schwerpunkten für solche Untersuchungen in Betracht 
kommen. 



Das Ruhrgebiet als Wohn- und Arbeitsstätte für fast 6 Mil­
lionen Menschen wird auch in Zukunft ein wi rtschaftlicher 
Schwerpunkt der Bundesrepublik Deutschland bleiben . Des­
halb wird die Verbesserung der Umweltbedingung en im In­
nern wie am Rande dieses Verdichtungsgebietes sor·•ohl 
im Hinblick auf die steigenden Lebensansprüche der Be­
völkerung als auch im Hinblick auf die dynamische Ent-

wicklu ng in den benachbarten EWG-Staaten von vorrangi­
ger politischer Bedeutung sein. 
Im Auftrage der Mitglieder des Deutschen Rates für Lan­
despflege bitte ich Sie, sehr geehrter Herr Ministerpräsi­
dent Kühn, die vorstehenden Vorschläge und Empfehlun­
gen des Rates zu prüfen und, soweit es Ihnen mögl ich ist, 
auch zu verwirklichen. 

Mit freund ~ichen Grüßen 

Der Sprecher 

(Graf Lennart Bernadotte) 

Abb. 3 : Westfalenpark, Dortmund; „gute Stube" des östl ichen Ruhrgebiets inmitten Wohn-, Verkehrs- und Indust rieanlagen (Luftbild 
freigegeben Reg.Präs. Düsseldorf Nr. 19/67/6952) 
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G. Wurzbach er 

Paradoxie der Wirkungen: 

Soziologische Aspekte der Umweltproblematik in Verdichtungsgebieten 

Uns allen ist die kulturfördernde Wirkung städtischer Struk­
turen für die Vergangenheit wie für die Geg·enwart bekannt. 
Unser Lei1tbild staatsbürgerlicher Partizipation, Kontrolle 
und Initiative zur dynamischen Gestaltung von Wirtschaft und 
Gesellschaft wurde in der bürgerlichen Lebensform vorin­
dustrieHer Städte vorbereitet: Schon dort brachte die Zu­
sammenführung und Verdichtung größerer Bevölkerungen 
differenzie·rtere soziokul·turelle Strukturen der Kommunika­
tion, der Arbeitsteilung, der rationalen Koordination· und 
Organisatio111 hervor, aus deren Wechselwirkung sich nicht 
nur vermehrte und verbesserte Möglichkeiten der wirt­
schaftlichen Existenz, sondern auch. der politischen„ kultu­
rellen und personalen Daseinsgestaltung ergaben als in 
schlichteren, selbstgenügsameren agrarischen Strukturen. -
Auch die hohe Leistungsfähigkeit· unserer deutschen Wirt­
schaft und ln:dustrie hat sich in und aus diesen differen­
zierten städtischen Strukturen entwickelt und· die Groß­
agglomeration des Ruhrgebietes hat hierzu seit langem ih­
ren überr.agenden Beitrag geleistet. 

Seit dem Frühindustrialismus wurde freilich das außeror­
dentliche Wachstum der Sozial.strukturen und Produktions­
instrumente nicht nur mit Stolz und optimistischen Fort­
schrittsprognosen hervor.gehoben. Schon früh erkannten 
Sozialk~itiker die paradoxe Tatsache, daß 1,nstrumente des 
Fortschritts sich in ihren Wirkungen immer stärker gegen 
die Gesellschaft zu richten begannen. Gerade d ie großen 
Verdichtungen von Menschen un·d materiellen Produktions­
mitte.f.n lleßen über ihre Massenhafti.gkeH die Gefahren 
eines Umschlages von unternehmerischer Initiative in un­
ternehmerische Macht und Ausbeutung des Sozialsehwa­
chen deutlich erkennen: die P·rimiiivität der Fabri.kanlagen 
des Frühindustr.ial ismus wie auch der Miet- und Boden­
pr.eiswucher und die daraus resultierenden „ Mietskasernen" 
wur<Clen -Oaher immer wieder kritisiert. Zahlreiche Untersu­
chun,gen von Friedrich Engels' Berichten aus Wuppental und 
Manchester über Charles Booth's Londoner Erhebungen 
bis zu den vielfältigen und intensiven modern.en amerika­
nischen Großstadtforschun.gen kennzeichnen diese sozial­
kritische Reflexion. Sie weisen darauf hin, daß trotz aller 
in.zwischen entwickelten SozialpoUtik un.d Sanierungs.pro­
gramme auch heutzutage zahlreiche soziale und psychische 
Desor.ganisationserscheinungen in den großstädtischen 
Agglomerationen bei weitem häufiger auftreten als in Mi·t­
telstädten, Kleinstädten oder Dörfern : .so z. B. Selbstmorde, 
Ehescheidungen, Kriminalität, Neurosen, psychische De­
pressionen, Schizophrenie, Suchtgefahren un.d .andere For­
men der individuellen und sozialen Desorganisation. 

Als einen bedeutsamen Faktor für diese negativen sozialen 
Auswirkungen der Vergroßstädterung möchten wir zusam­
menfassend die Tatsache einer relativen Übervöl kerung an­
sehen„ bei der die Fäh4gkeit der meis1en Menschen zur 
Verarbeitung und Ordnung ihres Verhäl1oisses zur Umwelt 
durch ein Zuviel an Menschen, an Mobilität, an. Komplexität 
und Fremdartigke·it gegenüber einem Mangel an. Ressour­
cen der Bildung, sozialer Bindung und materieller Mittel 
überfordert wird. Damit vermindern sich auch die Grund­
lagen für die gegenseitige Anerkennung, Hilfsbereitschaft 
und Kontrolle der Einwohner wie für eine Identifikation ge­
genüber dem Ganze11; dieser großstädtischen GeseHschaft. 
Soziale Desintegration, Isolierung und Anonymität neh men 
zu und mit ihnen die soziale Unsicherheit, die wiederum zu 
Angst, Frustration, Aggressivität und damit zu Egozen.trität 
und Gruppenpartiku lariusmus führen, extrem gesteigert bis 
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zur rücksichtslosen wirtschaftlichen Nutzung und Ausbeu­
tung der Mitmenschen oder zur kriminellen oder politischen 
Bandenbildung und ihrer bewußten Mißachtung und Zerstö­
rung der rechtlichen Ordnung wie sie in manchen Groß­
städten der Vereinigten Staaten ode r zahl reicher Entwick­
lungsländer besonders offensichtlich werden. Zu diesem 
generellen· Faktor einer nicht bewältigten Überdimensionali­
tät der sozialen zusammenhänge kommen spezie lle· Ver­
dichtungsschäden durch Wohnraumenge, Straßenüberfül­
lung, Lärmüberlastung, durch den Mangel an Spiel- und Er­
holungsraum. Außerdem wird der Tatbestand der relativen 
Überbevölkerung zusätzlich definiert und unterstrichen 
durch die· Störu ng des Verhältnisses zwischen Verbrauch 
und Regeneration der natürJich·en Ressourcen und Umwelt­
faktoren Luft, Wasser, Boden, Pflanzen, Tierwelt. Auf solche 
Störung.an war in· der Großstadtkriti k imme-r schon hinge­
wiesen worden; aber ih-r ungewöhnliches, von den indu­
striellen Zentren über die ganze Erde sich erstreckendes 
Ausmaß wurde erst durch die industrieHe Entwicklung der 
letzten Jahrzehnte möglich und durch die neueste For­
schung aufgedeckt. 

Zwar zeigt uns die Gesch-ichte der Menschheit fortwährend 
den Menschen als einen Veränderer der Natur, der du rch 
seine spezifische Organausstattung sowohl gezwungen wie 
befähigt ist, sich Instrumente der besseren Naturbeherr­
schung zu schaffen, und so Natur in Kultur, d. h. in men­
schengeschaffe·ne Umwelt verwandelte. Aber noch bis in 
den Frühindustria!ismus hinein - in unserer deutschen Ent­
wicklung etwa bis in die 70er Jahre des 19 Jahrhunderts -
geschah dies im Rahmen einer dominan~ landwirtschaftl.ich 
bestimmten Gesel'lschaft und· Ku l0tur, bei der die überwie­
gende Mehrheit der Bevölkerung von der Landwirtschaft 
und in· entsprechend kleinen und daher überschaubaren 
landwirtschaftlich bestimmten Dorfsiedlungen lebte. Sie wa­
ren damit mit ih ren Bedürfnissen und ihrem Verbrauch auf 
die Wachstums- und Regenerationsgesetze im Haushalt 
der Natur angewiesen.. Auch da gab es. öfter Störungen 
durch übermäßigen Verbrauch , durch Raubbau, der zu Ver­
karstungen, Versteppungen und Verwüstungen führte. Aber 
es waren gegenüber den damaligen Bevölkerungszahlen im 
allgemeinen immer noch genug Raumreserven zur Verfü­
gung, in. die man aus verödeten Gebieten ausweichen 
konnte. überdies wu rden in der menschheiNichen Ge­
schichte immer auch neue Formen eines Ausgleichs von 
Bevölkerungszahl, Bevölkerungskonsum und Regeneration 
der Ressourcen erfunden: so z. B. die Seßh·aftwerdung mit 
planvoll betriebener Landwirtschaft oder Viehwirtschaft ge­
genübe·r der extensiveren Lebensweise der Sammler und 
Jäger; oder die Erfindung der Dreifelderwirtschaft mi~ der 
Regenerationsphase im dritten Jahr durch Brache; oder die 
Fruchtwechselwi·rtschaft im frühen 19. Jahrhundert, d·urch 
welche die landwirtschaftliche Produ ktivität in Deutschland 
im Unterschied zu den meisten heutigen Entwicklungslän­
dern noch stärker anstieg als die Bevölkerugnszahl. 

Eine solche Bindung von Verbrauch und Regeneration an 
den Haushalt der Natur ging mit üoerwiegender industriel­
ler Produktionswe·ise und städtischer Lebensform zurück: 
die technischen und sozialen Erfindungen und· die durch 
sie ermögl ichten Eingriffe des Menschen in das Verhält­
nis von Individuum - Gesellschaft und Natur nahmen quan­
titativ so stark und in so schneller zeitlicher Folge zu, daß 
die bewußte Verarbeitung der Störung und Wiederherstel­
lung der natürlichen Ressourcen wie der sozialen und 



wirtschaftlichen Ordnung mit den eskalierenden Eingriffen 
n~cht Schritt halte11 konnte. Quantität schlug in. Qualität um, 
und zum ersten Male in der Geschichte der Menschheit 
zeichneten sich ernste Gefährungen der gesamten mensch­
heitlichen Existenz ab. Wir alle kennen diese nunmehr viel­
diskutierten weltweiten Störungen: die Akzeleration des 
Bevölkerungswachstums in den Entwicklungsländern als 
Auswirkung der modernen Medizin und medizinfachen 
Technik; die ABC-Waffen., die Zerstörung der natürlichen 
Umweltbedingungen des Menschen und damit der mensch­
lichen Gesundheit durch industrieHe Produkte und ihre Ab­
fällie - von d·em Übermaß arr nicht genügend in ihren Wir­
ku11gen und Nebenwirkungen kontro lJ.ierten Pharmaka über 
das Übermaß von Kunststoffen, Kur.stdünger, Bioziden bis 
zu der Verseuchung der Umwel11 durch Abgase, Abfall und 
Abwässer. 
Damit steift sich die neue dringende Aufgabe der Sanie­
rung bedrohter oder zerstörter natürlicher Ressourcen, die, 
voni den menschheiUichen Ballungszientren ausgehend, nun­
mehr fast auf d·ie gesamte Menschheit ausg'Eldehn1 werden 
muß; zu dieser, der erfolgten Zerstörung nachh,inkenden 
Aufgabe kommen jedoch noch bedeutsamer die Aufgaben 
der vorbeugenden ökologischen Analyse und Prognose und 
der Schaffung entsprechender öffentlicher Institutionen. Der 
Ruhrsiedl,ungsverband und d ie ihn vorbereitenden Wasser­
verbände stellen mit ihren durch wissenschaftliche For­
schungen unterstützten eindrucksvollen Analysen, Progno­
sen, Sanierungs- und Vorbeugungsmaßnahmen eine der 
frühesten und im internationalen Vergleich· führenden· Be­
mühungen dar, um in einer der größten Industrieagg lome­
rationen der Erde zu einem ökofogischen Gleichgewicht 
zwischen Verbrauch und Regeneration de·r Ressourcen zu 
kommen. Seine Wirkungen und Erfahrungen lassen freilich 
kritisch weitertragen, ob solche regfonalen· Ordnungsver­
suche ausreichen. Lokale und regionale Entwicklungen 
zeigen sich abhängig von übergreifenden nationalen und 
internationalen politischen und wirtschafUichen Faktoren. 
Und hier hat sich der Konkurrenzkampf der Nationen· und 
der internationalen Blöcke als überlegen einflußre.ich er­
wiesen. Er drängte und drängt noch immer zu schnellerem 
Ausbau der industriellen Kapazität, zu einer Maximierung 
und nicht zu einer Optimierung der Produktion. Dieses welt­
weit vorherrschende Denken hat seinen· außenwirtschaft­
fichen und -politischen Maßstab im Fortschritt der konkur­
rierenden Machtsysteme, demgegenüber man1 sich nur 
durch fortwährende Expansion. der eigenen wirtschafüichen, 
militärischen und pomischen Kapazitäten sichern- zu kön­
nen glaubt. Und innenwirtschaftlich und innenpolitisch er­
hält diese Einstellung zusätzlich mächtige Unterstützung 
durch den Wunsch der Menschen nach beständiger Ver­
besserung ihres materiellen Lebensstandards. Dieser 
Wunsch wiederum zwingt dte Pol>itiker der Gemeinden 
ebenso wie der Länder und· der Nation· auf den1 Weg der 
expansiven Wirtschaf.tspolitik, um wieder gewählt zu wer­
den. Demgegenüber hat ein ökologisches- Ordnungsdenken, 
das s-ich primär an Optimierungs- und nicht an Maximie­
rungsvorsteltungen ausrichtet, für das die Erhaltung eines 
Gleichgewichtes zwischen Verbrauch und Regeneration der 
Ressourcen der dominame Orientierungsmaßstab ist, ei­
nen· äußerst schweren Stand. Er könnte nur von einer ver­
pflichtend wirksamen internationaten Ebene aus dem Kon­
sensus über die Tatsache eines weltweiten Umweltnotstan­
des her sichergestell,t werden. Dafür aber stehen zumindest 
nach bisheriger politischer Erfahrung die Prognosen eher 
ungünstig als günstig. 1 Vorläufig werden daher zahl­
reiche Maßnahmen des Umweltschutzes mehr den, Charak­
ter nachhinkender Beseitigung und vorbeugender Verbrü­
derung von Symptomen anstelle von Ursachen haben. Den­
noch bleibt diese Aufgabe den Menschen und insbesondere 
der Führung i·hrer nationalen, regionalen und lokalen Un­
tergruppen als dringend gestel lt. Die unerläßlichen Bemü­
hungen zu ihrer Lösung müssen mit der Reflexion über die 

entscheidenden Faktoren sowohl der gegenwärtigen indu­
striellen Überbevölkerung als auch der daraus sich erge­
benden Umweltbedrohung der Menschheit als erster und 
über.geordneter Aufgabe jeden Umweltschutzes beginnen. 
Aus ihr folgt die bewußte Umorientierung der Menschen, die 
sowohl über den individuellen Bildungsprozeß wie über die 
Schaffung übergeordneter Institutionen laufen muß, die an 
oozialer und ökologischer Optimierung und nicht an wirt­
schafüicher Maximierung ausgerichtet sind. Solche Institu­
tionen müßten sowohl auf gemeindHcher, regionaler, staat­
licher wie internationaler Ebene tätig werden . Sie hätten 
alle neuen Planungen, Investitionen und Entwicklungen da­
nach abzufragen, welche Auswirkungen sie auf das bisheri­
g·e Verhältnis von Mensch - Gesellschaft und Natur haben 
werden, wie Gefährdungen der menschlichen Existenz ent­
weder vermieden oder in neuen Formen einer sozialen und 
ökologischen Ausgewogenheit unter Konbrolle gebracht 
werden könnten. 

Eine solche Aufgabe ver.langt: 

a) nach i· n t e r d i s z i p f i n ä r e r F o r s c h u n g über 
die beteiligten Faktoren und ihre Wechselwirkung, mit der 
die Sozialwissenschaften wie die Naturwissenschaften noch 
in den Anfängen stehen, 

b) nach einer g r ü n d 1 i c h e 11 Re f Je xi o n ü b er 
d i e M aß s t ä b e, die bei solch·e11 umfassenden und 
langdauernden Aktionen der Sanierung oder Vorbeugung 
angewandt werden sollten, · 

c) und vor allem auch R e f 1 ex i o n ü b e r d i e M a ß -
nah m e n , mit deren Hilfe das Bewußtsein der Menschen 
- und da insbesondere d1as öffentliche Bewußtsein ihrer 
Gruppen und· Gruppenführung - auf die völlig geänderte 
Situation· der Menschheit und auf die daraus sich erge­
bende tiefgreifende Umweltgefährdung gelenkt werden 
kann. 

Was solche Überlegungen an praktischen Anstren­
gungen verlangen und wie komplex die zusammenhänge 
und Abhängigkeiten sind, in denen sich auch ein regionaler 
Umweltschutz bewegt, verdeutlicht uns ein Planungs­
entwurf, den Konrad Buchwald in seiner Abhandlung „Um­
weltschutz und Gesellschaft" mit Martin Neuffer aufstellt: 
„ Ein Lärmschutzgesetz in der ersten Hälfte der 70er Jahre, 
Verbot der Kohle- und Ölfeuerung in der ersten Hälfte der 
80er Jahre„ Verbot des Verbrennungsmotors um die Mitte 
der 80er Jahre„ Verbot des kontinentalen Flugverkeh rs in 
der ersten Hälfte der 90er Jahre." 2 

Wir wissen, daß solclle prognost1schen Entwürfe kaum in 
der vorhergesagten Form eintreffen, da schon die Prognose 
die auf die Zukunft gerichteten EinsteMungen und Verhal­
te,nsweisen zu beeinflussen pflegt. Für unser Problem deu­
ten z. B. schon d ie in der Presse soeben' mitgeteilten er­
folgreichen Entwicklungen und Erprobungen umwelt­
freundiicher Antriebsformen durch die Messerschmitt-Böl­
kow-Gruppe oder die japanische Industrie auf vorherige 
Änderungsmöglichkeiten hin. Dennoch sind solche wissen­
schaftNchen Analysen und Trendprognosen dringend er­
forderlich. Sie machen für unser Problem „ Umweltschutz" 

1 Wenn auch das „Sofortprogramm der Bundesregierung" über 
„Umweltschutz" (hrsg. vom Bundesministerium des Innern, 
Referat Öffentlichkeitsarbeit, Bonn 1971) mit der folgenden 
Forderung zumindest schon einen Hinweis auf die schweren 
Widerstände gegen einen wirksamen Umweltschutz enthält, 
die sich aus der Tatsache internationaler Wirtschafts- und 
Machtkonkurrenz ergeben (S. 3 u. 27): „Durchsetzung deut­
scher Toleranzwerte, Prüf- und Zulassungsverfahren für Biozide 
auf internationaler Ebene". 

• Vortrag im Rahmen der Vortragsveranstaltungen des Nieder­
sächsischen Ministerpräsidenten am 10. Dezember 1970 in 
Hannover, Sonderdruck des Institutes für Landschaftspflege 
und Naturschutz der Technischen Hochschule Hannover, S. 7. 
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zugleich auf die außerordentlich schwierige Aufgabe auf­
merksam, die den Politikern gestellt ist, um über internatio­
nale Vereinbar.ungen und Institutionen die Voraussetzungen 
für einen weltweit erforderlichen und wirksamen Umwelt­
schutz mit entsprechender Regelung der Wettbewerbsbe­
dingungen zu schaffen. 

Zur Bildung eines hierzu notwendigen öffentMchen kriti­
schen ökologischen Bewußtseins müßten beträchtliche Um­
strukturierungen der Wertorientierungen eingeleitet wer­
den 3 : Der Wert der körperlichen und seelischen Gesund­
heit des Menschen und der Menschheit müßte zu führender 
Bedeutu ng gebracht werd'Eln, denen gegenüber die Werte 
der wirtschaftfichen und politischen Macht und Machtstei­
gerung einzelner Menschen, Schichten und Nationen. so­
wohl ethisch, politisch wie logisch von ihrem dominanten 
Einfluß auf den· bloßer Mittel zur Erreichung der erstge­
nannten Ziele zurückgeführt werden müssen. 4 Eine sol­
che Forderung klingt zunächst ebenso utopisch wie die der 
chrisMichen Nächstenliebe oder wie die französische Revo­
lutionsforderung nach Fre-iheit, Gleichheit und. Brüderlich­
keit der Menschen. Dennoch zeigt eine genauere Betrach­
tung der Geschichte der Verwirkl·ichung der letztgenannten 
Ziele doch ihre große praktische Bedeutung als ein€s kul­
tur- und gesellschaftskritischen Maßstabes auf. Ihre Exi­
stenz und Programmatik hat das Bewußtsein einz,e·lner Men­
schen immer wieder angeregt, Hindemisse zu beseitigen 
und in Teilbereichen reformatische oder revolutionäre Teil­
schritte zu gehe-n. 

Als Teilschritte ähnlicher Art in Richtung auf ein an der 
menschlichen und menschheitl ichen Gesundheit orientier­
tes ökologisches Bewußtse-in aber können begrimiche und 
wissenschaftliche Instrumente entwickelt werden, die auch 
bei Alltagsentsch'Elidungen kritisch angewandt werden kön­
nen; so etwas w ie ökologische Maßzahlen:, die ein kultur­
spezifisches Minimum und Opbimum angeben und die je­
wei lige reale Situation der Gemeinde, der Region, des Lan­
des mit ihnen. vergleichen l·assen. (Mit ihrer Hilfe müßte es 
dann beispieJ,sweise leichter sein, zu prüfen, ob die vom 
Ruhrsiedlungsverband: im Geb1ietsentwicklungsplan von 
1966 veröffenUichte Zahl einer maximalen Aufnahmefähig­
keit des Ruhrgebietes von 8 Millionen Bevölkerung eine zu 
bejahende Optimal• oder eine kritische und gegebenenfalls 
zu verneinende Maximalzahl ist. Mit den• bisherigen wissen­
schaftliichen Krite-rien wird. sie sozusagen• mit einem Mini­
mum an Wertung - wenn auch in methodologischer Hin­
sich völlfg legitim - als Trendextrapolation ,der gegenwärti­
gen Bevöl.J<erungsentwicklung„ Wirtschaftspolitik und Ge­
meindepolitik angegeben. Für den Umweltschutz sollte sie 
wohl mehr als eine negative Alternative und Alarmzahl auf­
gefaßt werden, auf die hin schon jetzt Vorsorge zu r Sicher­
ste llung der dann• notwendigen Umweltbed·ingungen eben­
so getroff.en werden sollte, wie dies 1920 durch voraus­
schauende Sicherung von Grüngürteln und Verkehrsstraßen 
schon einmal, mit guten Teilerfolgen, geschehen ist-.) 

Zu diesem ökologischen lnstrumelltarium sollten etwa ge­
hören: Maßzahlen. über das demographische Gleichge­
wicht oder Ungle ichgewicht der Bevölkerung, sodann 
Wohniraum pro Person, Erholungsräume pro Person, Spiel­
räume pro Kind, pro Jugendlichen, öffentlich bekannte und 
verständliche Maßzahlen für die Sauberkeit der LuH, des 
Wassers, für das ökologische Gleichgewicht des ~andwirt• 
schaftlich genutzte111 Bodens, Prozentzahlen über Invalide 
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und Debile pro Gebiet, über umweltbed ingte Erkrankun­
gen pro Gebiet, über Zerrüttungen von Familien, über Ehe­
scheidungen, über Selbstmorde, über soziale Bindungen 
ebenso wie über soziale Isolierungen„ über Kriminalität. Die 
Wissenschaft ist methodologisch so weit entwickelt, daß 
sie die Wechselwirkungen solcher Faktoren untersuchen 
und die Ergebnisse eines Tages in1 ein stärker verdichtetes 
Instrument der Beschreibung und Erklärung ökologischer 
Diskrepanzen und Ausgewogenheiten einl:>ringen kann. 

Aber bei der Erstellung solcher sowohl· für die öffentliche 
Meinungsbildung als auch für die harte Diskussion mit Wirt­
schaftlern und Politikern um die Abzweigung großer mate­
rieller Mittel für einen konsequent en Umweltschutz erfor­
derlichen Maßzahlen muß man sich keilich bewu ßt bleiben, 
daß man außerdem nach den poli tischen und wirtschaftli­
chen Einflußfaktoren zurückfragen muß, die es zu einer 
derart·igen Eskalation der Erfindungen un<:i Eingriffe des 
Menschen in die Natur kommen ließen und bis auf den 
heutigen Tag immer wieder kommen lassen. Wenn man 
diese nicht erkennt und nicht bei ihnen ordnend einsetzt. 
dann wird man es nur bei Maßnahmen gegen Symptome 
und· nicht gegen Ursachen bewenden lassen. Da aber sto­
ßen wir immer wieder auf d ie Tatsache weltweit mitein­
ander konkurrierender politischer und wirtschaftlicher 
Machtsysteme, die vorerst fast nur egozentrisch und parti­
kularistisch in Richtung etner weiteren• Expansion der ei­
genen industriellen Mög lichkeiten und nicht in Richtung auf 
eine notwendige weltweite ökologische Ordnung des Ver­
hältnisses von Verbrauch und Ressourcen orientiert sind. 
Wir müssen es abschließend noch einmal betonen, daß die 
Prognosen für die Zukunft der Menschheit aufgrund bis­
heriger politische•r Erfahrungen eher ungünstig als günstig 
sind, wenn auch einige Ereignisse, wie z. B. manche 
Aspekte der internationalen Entwicklungshilfe, der Nicht­
einsatz von Atomwaffen in den letzten 20 Jahren oder die 
Einstellung der Weiterentwicklung des amerikanischen 
Überschallgroßflugzeuges zugunsten von drängenderen 
Problemen des Umweltschutzes. die Hoffnung wachhalten, 
daß das Bewu ß~ein e·iner wel~weiten Gefährdung der 
Menschheit allmählich auch zu den unerläßl"ich gewordenen 
weltweiten Maßnahmen des Umweltschutzes führen könnte. 

• Diese schon 1961 in der „Grünen Charta von der Mainau" auf­
gestellten Forderungen (vgl. hierzu im einzelnen Gerha~d 
Olschowy, Landschaft und Technik, Hannover-Berlin-Sarstedt 
1970, S. 29 f f.) werden 1970 bis zu Vorschlägen zur Änderung 
des Grundgesetzes im Interesse eines wirksamen Umwelt­
schutzes weitergetragen. (Vgl. hierzu Einführungsrede von 
Bundesminister H.-D. Genscher anläßlich der ersten Beratung 
des von der Bundesregierung eingehaltenen Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Art. 74 - Umwelt­
schutz) am 16. Dezember 1970 im Deutschen Bundestag. In: 
„betrifft: Umweltschutz, a.a.O., S. 60 f. ). 

' Buchwald fragt in seiner o. g. grundsätzl ichen Erörterung des 
Verhältnisses von Umweltschutz und Gesellschaft in diesem 
Zusammenhang (S. 10): „Was ist eigentlich unser Glück? Wis­
sen wi r eigentl ich, was wir heute tun? ... Kann unser 
,Glück' vorwiegend in Konsum- und Lebensstandardsteigerung 
bestehen, wenn wir gleichzeitig wesent liche Voraussetzungen 
vollwertiger menschlicher Existenz und Glückes durch Entwer­
tung oder Zerstörung für unser Menschsein notwendiger Um­
welt aufs Spiel setzen? Muß hier nicht um eines menschen­
würdigen Lebens willen ein tragbarer Mittelweg gesucht wer­
den?" 



S. F r oriep 

Organisation und Aufgaben des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk {SVR) 

Anfänge der Industrialisierung des Ruhrgebietes und Grün­
dung des SVR 

Das Ruhrgebiet verdankt seine Entwicklung der Kohlege­
winnung und der Stahlproduktion sowie seiner hervorra­
genden verkehrsgeographischen Lage am Nordrand der eu­
ropäischen• Mittel,gebirgszüge. In den letzten Jahrzehnten 
ist die ehemals einseitige Wirtschaftsstruktur durch Ansied­
lung anderer Industrien stark aufgelockert worden. Es ka­
men vor allem Chemie, Maschinenbau, Glas- und Elektro­
industrie sowie Textil- und Nahrungsmitrelherstellung hinzu. 
Die industrielle Entwicklung im Ruhrgebiet war nicht mög­
lich ohne eine erhebliche Bevölkerungszuwanderung, an­
fangs aus der näheren Umgebung, später insbesondere aus 
Osteuropa. 1820 lebten im Ruhrgebiet 274 000 Ein­
wohner, 1890 war die erste Mil!cion erreicht, 1920 die 4. Mil­
lion. Die heutige Einwohnerzahl beträgt 5,6 Millionen Ein­
wohner. Die Gebietsfläche umfaßt rd . 4600 qkm, die Bevöl­
kerungsdichte beträgt 1240 Ew/qkm. Im Ruhrgebiet leben 
heute 9 % der Einwohner auf 2 % der Fläche der Bundes­
republik. Bezogen auf das Land NRW leben hier 33 % der 
Einwohner auf 14 % der Fläche. 

Die anfängliche Besiedlung geschah mangels gesetzlicher 
Regelungen mehr oder weniger planlos. Sie führte zu gro­
ßen Schäden. Insbesondere wurden Landschaft und Wald 
wei tgehend zerstört. Die Vielzahl' der Geme,inden (rd. 300) 
war mit der Ordnung des Gesamtraumes überfordert. Es er­
gaben sich neuartige über-örtliche (regionale) Aufgaben. Au­
ßerdem war (und ist heute noch) das Gebiet durch die 
Grenzen dreier Regierungsbezirke und zweier Provinzen 
zerschnitten. Es war notwendig, Bergbau· (Bergsenkungen!) 
und Siedlungsentwicklung zu koordinieren. Wegen der be­
reits eingetretenen großen wasserwirtschaftlichen Schwie­
rigkeiten waren im ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts 
bereits Wasserve,rbände gegründet worden. 

Irr einer von R o b er t Sc h m i d t verfaßten Denkschrift 
von 1912 sind die sich aus diesen Problemen ergebenden 
Aufgaben erstmalig formuliert worden. Sie bi ldet d ie gei­
sNge Grundlage für die 1920 erfolgte Gründung des SVR 
als kommunaler Zweckverband aus der Eigeninitiative der 
Kommunen und der Wirtschaft. Verbandsmitglieder sind 18 
Großstädte, 6 Landkreise und 3 Teillandkreise. 

Der SVR ist seit 1936 auch eine Landesplanungsgemein­
schaft, bestätigt durch das NRW-Landesplanungsgesetz von 
1950 bzw. 1962. 

Abgrenzung des Verbandsgebietes 

Da die Abgrenzung· von Verdichtungsgebieten> heute oft 
diskutiert wi rd, seien hier die wesentlichen Motive für die 
Abgrenzung des SVR im Jahre 1920 genannt. Es wurde 
das Bergbau- und schwerindustrielle Gebiet erlaßt, sowie 
jene Randbereiche, in denen Arbeitskräfte wohnten (Pen­
delwanderer). Außerdem wurden Erholungsbereiche in den 
Randgebieten: einbezogen , nicht zuletzt bedachte man die 
weitere wirtschaftliche und räumliche Entwicklung des In­
dustriegebietes. Diese Abgrenzung hat sich grundsätz­
lich als richtig erwiesen. 

Organisation 

Die Organisation des· SVR besteht aus 3 Organ1en·: 

der Verbandsversammlung mit 88 Mitgliedern, 

dem Verbandsausschuß mit 17 Mitgliedern, 

dem Verbandsdirektor mit einem Arbeitsstab von rund 240 
Mitarbeitern. 

Die Verbandsversammlung und der Verbandsausschuß set­
zen sich gleichermaßen aus Repräsentanten der Kommunen 
und de'r Wirtschaft zusammen, nämlich 60 % aus den Kom­
munen (Meh rzahl Parlamentarier) , 20 % Vertreter der Ar­
beitgeber und 20 % Vertreter der Arbeitnehmer. Auf je 
125 000 Ew kommt ein Kommunalvertreter. Sie werden, von 
deo Parlamenten der Mitg liedskommunen. in die Organe 
des SVR abgeordnet. 

Finanzierung 

Die Finanzierung des SVR geschieht durch eine Umlage. 
Sie beträgt 1,25 % der SteuermeßZ!ahl der Gemeinden. Das 
erbringt z. Z. e·in Haushaltsvolumen im o. H. von rd. 30 Mil­
lionen DM, (ao. H. rd. 9 Millionen DM). Davon wird rd. 
1/ 4 für die Verwaltung· benötigt, 3/ 4 werden als Zuschüsse 
für Pl1anung, Grunderwerb und Maßnahmen in regionalen 
Schwerpunkten eingesetzt. Der SVR übt gleichsam die 
Funktion einer regionaten Ausgleichskasse aus. 

Aufgaben 

Die Aufgaben. als kommunaler Zweckverband nach der 
Verbandsordnung von 1920 sind folgende: 

1. die Aufstellung von Bauleitplänen nach BBauG für Ver­
kehrs- und Grün.flächen von regionaler Bedeutung, 

2. die finanzielle Förderung von Planungen, Grunderwerb 
und1 Maßnahmen verschiedener Ar,, 

3. die Förderung sogen. kommunaler Gemeinschaftsarbeit, 
wie z . B. der Ausbau von Freizeiteinrichtungen atler Art und 
Naturparks, ferner die Einrichtung von Abfallbeseit igungs­
anlagen, Förderung des Nahverkehrs u. a. 

Die Aufgaben des SVR als Landesplanungsgemeinschaft 
nach Landesplanungsgesetz NW von 1962 umfassen im 
wesentlichen: 

1. die Aufstellung des Gebietsentwicklungsplanes, 

2. die Erarbeitung und Bekanntgabe der Ziele der Landes­
planung gegenüber den Gemeinden, 

3. die Beratung der Landesplanungsbehörde und 

4. die Mitwirkung bei Einzel,vorhaben wie z. B. neuer Uni­
versitäten, Kraftwerke und lndustrieuntemehmen. 

Arbeitsweise des SVR 

Nach der Verbandsordnung von 1920 haben die Kommunen 
Hoheitsrechte an den Verband abgetreten, jedoch nicht 
generell, sondern nur für bestimmte Objekte von überge­
meindlicher Bedeutung, nämlich für Verkehrs- und Grünflä­
chen (s.o.). In allen anderen innergemeindlichen Angele­
genheiten bl,eiben die Gemeinden selbständig. 

Das Planungsverfahren vollzieht sich in 2 Stufen: Al le 3 
Jahre wi·rd 1 das sogenannte Verbandsverzeichnis für Ver­
bandsstraßen und Verbandsgrünflächen zusammen mit den 
Gemeinden aufgestellt bzw. korrigiert. Das Verzeichn is gibt 
dem Verband die Befugnis - wo erforderlich -, rechtsver­
bindliche Pläne nach BBauG aufzustellen. Dabei wirken 
die Gemeind'en in den Organen selbst mit. Eine Gemeinde 
kann auch selbst innerhalb der im Verbandsverzeichnis 
festgelegten Flächen Bebauungspläne aufstellen, benötigt 
dann aber die Zustimmung des SVR. Wenn der SVR rechts-
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verbindliche Pläne aufstellt, bedarf es nur der Anhörung 
der Gemeinden. 

Damit wird dem SVR ermöglicht, auf lange Sicht zu planen 
und beispielsweise Straßen- und Schienentrassen, aber auch 
Grünflächen freizuhalten . Der heutige Ausbau des Bundes­
bahn-S-Bahnnetzes im Ruhrgebiet vollzieht sich weitgehend 
auf bereits in den 20er Jahren freigehaltene" Schienen­
trassen. Ebenso wurde der heute im Ausbau befindliche 
Emscherschnel'lweg bereüs weitgehend in den 20er Jahren 
festgelegt. Mit Hilfe der Verbandsgrün·flächen, die ca. 50 % 
des Gesamtgebietes· umfassen, konnte vielfach auch die 
Siedlungsentwicklung beelnHuß~ werden, ind·em übertrie­
bene oder falsch geplante Siedlungsentwicklungen durch 
nicht freigegebene Verbandsgrünflächen verhindert wor­
den sind. In besonders gefährdeten Grünbereichen hat der 
SVR von seiner Befugnis Gebrauch gemacht, rechtsver­
bindliche Bebauungspläne aufzuste!l.en·, um jegliche· Be­
bauung zu verhindern, wie z. B. in der Ruhraue, im Öl­
bachtal, in der Haard und anderen Bereich.en. Diese Mög­
lichkeit der rechtsverbindlichen Bauleit1pfanung ist eine 
überaus wertvolle Ergänzung der gene·rellen P~anung nach 
dem Gebietesentwicklungsplan (gemäß Landesplanungs­
gesetz) . 

Die Ergebnisse der Gebietsentwicklungsplanung fließen 
somit in 2 Richtungen in die Gemeindeplanung ein: Einmal 
durch das geschi lderte zweistufige Verfahren mit Verbands­
verzeichnis und Verbandsbebauungsplänen und zum ande­
ren durch die Bekanntgabe der Ziele der Landesplanung, 
an die die Gemeinden durch das Bundesbaugesetz und das 
Lanctesplanungsgesetz gebunde1> sind. Die Landesbaube­
hörde Ruhr als staatliche Genehmigungsbehörde kann 
Bauleitp~äne nur genehmigen, wenn sie den Zielen der 
Landesplanung angepaßt sind. 

Für d ie Arbeitsweise des SVR wird oft der Begriff des 
Gegenstromverfahrens genannt. Die Wünsche und Ent­
wicklungstendenzen der Gemeinden sowie die Wirt­
schaftsentwicklung werden hier auf regionaler Ebene mit 
der Regierungspolitik des Landes NRW abgestimmt, d. h. 
mit dem Landesentwicklungsprogramm vom 7. 8. 1964 
und den Landesentwick fungsplänen 1 vom 28. 11 . 1966 und 
II vom 3. 3. 1970. 

Für die Zukunft sind generell folgende Hauptaufgaben zu 
nennen: 

1. Die weitere Verbesserung der Wirtschaftsstruktur, d. h. 
die weitere Förderung des· Wandlungsprozesses von der 
einseitigen Wirtschaftsstruktur zu einer vielfältigen und kri­
sensicheren Struktur, 

2. die Verbesserung der Siedfungsstruktur durch Schaf­
fung von Siedlungsschwerpunkl!en und im Zusammenhang 
damit 

3. die Verbesserung der Verkehrsstruktur, d. h. die Erhö­
hung der Mobi lität mittels eines wohlabgewogenen Ver­
kehrssystems von S-Bahn, Stadtbahn und Bus. 

4. Nicht zuletzt geht es um die allgemeine Verbesserung 
der Umweltverhältnisse, die Pflege der Stadtlandschaft-, 
die Ab.fallooseitigung und insbesondere um Landespffege 
und Waldschutz. 

Der SVR hat sich entsprechend seiner gesetzlichen Aufgabe 
von• Anfang an hierum bemüht, als noch niemand von Um­
weltschutz und Umweltpflege sprach. Schon 1922 hat er die 
Schaffung des ersten Baumschutzgesetzes initiiert, das 
dann als „Gesetz zur Erhaltung des Baumbestandes und 
zur Erhaltung und Freigabe von Uferwegen im Interesse 
der Volksgesundheit" in ganz Preußen eingeführt worden 
ist. 

Wir haben• uns jetzt auch um eine Ergänzung des Städte­
bauförderungsgesetzes bemüht. Es solUe nicht nur um die 
bau liche Erneuerung unserer Städte gehen, sondern auch 
um die Erneuerung, Entwicklung , Gliederung und Pflege 
von Grün- und Freifl.ächen als lebensnotwendige Elemente 
innerhalb der Stadtstruktur. 

Wir sehen den Planungs- und Lebensraum Ruhrgebiet nicht 
isoliert sondern im Zusammenhang· mit der Entwicklung 
in der Bundesrepublik und auch in Europa. Unter diesem 
Aspekt hat heute das Ruhrgebiet nicht mehr die einzigartige 
Bedeutung als Industriegebiet wie vor 50 oder 100 Jahren. 
Ange·sichts der zunehmenden Konkurrenzsituation werden 
wir umso mehr Ans~rengungen machen müssen, das Ruhr­
gebiet als menschengerechten Lebensraum auszubauen, 
zu verbessern und zu fördern. 

Abb. 4 : Eine Abraumhalde zwischen Essen und Bottrop - durch Oberflächenausformung und Aufforstung ein Kontrast zum rein 
technisch aussehenden Vorfluter 
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landesplanerische Probleme im Ruhrgebiet 

In einem Kurzreferat können nur einige Ausschnitte aus 
der Fülle der Probleme herausgegriffen werden. Charakte­
ristisch für die derzeitige Situation ist der wirtschaftliche 
und soziale Umbruch. Die Produktionsstrukturen verändern 
sich ebenso wie die überkommenen Sozialstrukturen. Da­
gegen ist das Siedlungsgefüge in seiner gegebenen Aus­
prägung schwer veränderbar. Daher konzentriert sich die 
Regionalplanung darauf, zur Weiterentwicklung und Mo­
dernisierung des Ruhrgebietes eine Zielsetzung für die 
räumliche Entwicklung der gesamten Region und eine Pla­
nung der erforderlichen regionalen Infrastruktur zu erar­
be·iten . Die langfristigen Ziele sind bereits im Gebietsent­
wicklungsplan (GEP) 1966 enthalten. Der z. Z. in Arbeit be­
findliche GEP - Regionale Infrastruktur umfaßt zeitlich be­
grenzte Ziele. Die geseMschafHich gestalteten Standortfak­
toren im Bereich der Inf rastruktur beeinflussen d ie wirt­
schaftliche, soziale und räumliche Entwicklung ei nes Ge­
bietes erhebl ich. 

Im folgenden werden• kurz einig·e Einzelprobleme dargelegt. 

Umstrukturierung der Wirtschaft 

Die historisch beding\le einseitige Wirtschaftsstruktur (Kohle 
und Stahl) ist in den 1-etzten Jahrzehnten einer stärkeren 
VieHältigkeit gewichen. Insbesondere sind hinzugekommen 
Maschinenbau, Glasindustrie, TextiHndustrie, Elek~roindu­

strie, Nahrungsmittelindustrie und Fahrzeugbau. Es wird 
darauf ankommen, die Verbreiterung der Wirtschaftsstruktur 
zu erleichtern und die wirtschaftliche Weiterentwicklung 
nach den räumlichen Möglichkeiten und sozialhygienischen 
Notwendigke·iten zu sichern. Die Verbesserung der Wirt­
schaftsstruktur wi rd auch die finanzielle Leistungsfähigkeit 
der Gemeinden stärken. 

Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichen im SVR-Gebiet 

Bereiche 

Produzierendes 
Gewerbe 

- Bergbau 

- Sonst. Industrie 

Dienstleistungen 

Handel u. Verkehr 

- Öffentl. u. Priv. 
Dienste 

Land- und Forst­
wirtschaft 

Erwerbstätige 
insgesamt 

1965 

absolut 

1 387100 
315 502 

1 071 598 

926 000 

445 700 

480 300 

58600 

2 371 700 

1970 

% absolut % 

58,5 1285700 58,4 

13,3 189 443 8,6 

45,2 1096257 49,8 

39,0 881 100 40,1 

18,8 410 600 18,7 

20,2 470 500 21,4 

2,5 33 800 1,5 

100,0 2 200 600 100,0 

(Quellen : System BZ 1961 (Pohle), StaLa (Industrieberichte), 
Zahlen zur Kohlenwirtschaft; Prognose: EWI Essen) 

Verbesserung der Siedlungsstruktur 

Die Besiedlung· des Ruhrgebietes erfolgte seit dem Beginn 
der ersten industriellen Revolut ion um 1840 fast planlos. 
Die Zechen entstanden an den geologisch günstigsten 
Punkten, d. h. ohne Beziehung zur damal·igen Besiedlung. 
Zechen- und Werkskolonien entstanden vor den Zechen-

bzw. Werkstoren. Die Landschaft wurde weitgehend zer­
stört und· zersiedelt. Es entstand• jene große räumliche Un­
ordnung, die teilweise heute noch spürbar ist. Für die Ge­
samtbesiedlung ergibt sich ein ungünstiges Verhältnis zwi­
schen den innerh·alb der engen Stadtgrenzen l iegenden 
besiedelten und freien Flächen bei relativ nl.edriger Aus­
nutzung der besie·delten Flächen. Die zukünftige räuml iche 
Entwicklung soH daher an besonders geeigneten· Sied­
lungs- sowie Industrie- und Gewerbeschwerpunkten kon­
zerrtriert werden. Der Ausbau dieser Schwerpunkte bedeu­
tet für die Städte des Ruhrgebietes eine Neuorien•tieru ng ih­
rer Siedlungspolitik. Das auszubauende System von Sied­
lungsschwerpunkten hängt eng mit den Verkehrsproblemen 
zusammen . 

Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 

Der Ausbau der Verkehrswege erfolgte - uralten Handels­
wegen folgend - in früheren Jahrzehn•ten- bevorzugt in 
Ost-West-Richtung. Die räumliche Entwickl•un·g des Ruhr­
gebietes vollzog sich jedoch von der Ruhr ausgehend vor­
wiegend in nördlicher Richtung. Die· Nordi-Süd'-Verkehrs­
wege bedürfen daher weitgehender Ergänzungen. Hinzu 
kommt die Befriedigung des steigenden· Mobil>itätsbedürf­
nisses dte-r Bevölkerung sowie die Aufgabe, die le·ichte Er­
reichbarkeit aller ln~rast~ukturei nrichtungen (z. B. Bildung, 
Erholung , Verwaltung) si-cherzusteUen. Das obenerwähnte 
regionale System der Siedlungsschwerpunkte is~ mit dem 
Ausbauprogramm der Verkehrswege abgestimmt. Dabei ist 
folgendes vorgesehen: 

der Ausbau eines S-Bahn-Netzes der Bundesbahn (bereits 
begonnen), 

der Ausbau einer Stadtbahn als Weiterentwicklung der 
Straßenbahn (bereits begonnen) sowie 

ein die Fläche erschließendes Omnibusnetz. 

Damit wird die räumliche Reichweite vergrößert, und die 
Arbeits- und Konsumbedürfnisse sowie· de r Bif.dungs- und 
Erholungsbedarf werden besser betried,igt werden können. 

Erholungs- und Freizeiteinrichtungen 

In einem Ballungsgebiet ist die Landschaft einerseits be­
sonders bedrängt, andererseits aus sozialhyg ienischen 
Gründen für d•ie Bevöl·kerung besonders notwendig . Die 
vorwiegend u n~er wirtschaftlichen Aspekten vorgenommene 
Beurteilung alternativer Nutzungsmögl ichkeiten des Bodens 
hat in d·er Vergangenheit vielfach zu einer rangmäßigen Un­
toerbewertung von Landschaft und Erholungsfunktion ge­
führt. Heute steht bei der Bevölkerung weniger der Lohn­
wert im Vordergrund, sondern vie lmehr der Wohnwert und 
vor allem drer Erholungs- und der Freizeitwert eines Gebie­
tes. Die Bereiche· Erholung., Landschaftspflege und Freizeit 
werden daher unter den verschiedenen· Raumfunktionen in 
Zukunft viel stärker beachtet werden müssen als bisher. 
Auch um die zukünftig vermehrte Freizeit nicht völlig zu 
kommerzialisieren, brauchen wir ein· mögl·ichst großes An­
gebot an freier Landschaft. Dank der Grüntlächenpoloitik des 
SVR steht noch relativ viel freier Raum im Vergleich zu an­
deren Ballungsgebieten für das notwendige Angebot von 
Erholungs- und Freizeiteinrichtungen verschiedener Art zur 
Verfügung . Rund 50 % des Verbandsgebietes ist Verbands­
grünfläche. Im GEP 1966 ist für das Kerngebiet ein regio­
nales Grünflächensystem festgelegt. Es verläuft etwa bei­
derseits der Stadtgrenzen in norsüdlicher Richtung und ist 
vielfach mit den städtischen Grünflächen verbunden. Es 
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dient der Klimaverbesserung, der Gliederung und Gestal­
tung des Kerngebietes und nicht zuletzt der Erholung. 

Im Zusammenhang mit den erwähnten Siedlungsschwer­
punkten sind unter Berücksichtigung der naturräumlichen 
Gegebenheiten für die differenzierten Ansprüche der Be­
völkerung Einrichtungen für die Tages- und Wochenender­
holung mit Bereichen für intensive und extensive Nutzung 
nach einem abgestuften System geplant und teilweise be­
reits vorhanden. 

Bildung 

Im Ruhrgebiet ist der Besuch von weite-rführenden Schu­
len und Hochschulen im Vergleich zu anderen städtischen 
Verdichtungsräumen der BRD relativ gering. Die Ursache 
dafür liegt in dem teilweise unzureichenden Angebot und 
in der weitgehend von der Montani ndustrie bestimmten 
Sozial- und Arbeitsplatzstruktur des Ruhrgebietes. Auch ist 
durch die noch unausgewogene regionale Verteilung der 
Bildungseinrichtungen ihr Angebot nicht für alle Bevölke­
rungskreise gleich. Bildungseinrichtungen· sind mitbestim­
mend für die kulturelle Aktivität, die Bevölkerungsgliede­
rung, für die Urbanität, für die Anziehungskraft. als Wohn­
gebiet und als Standort für Unternehmen. Die Standortqua­
lität des Ruhrgebietes wi rd in hohem Maße von· den in die­
sem Raum getätigten Bildungsinvestitionen abhängen. 

Daher ist hier die Aufgabe gestellt, den Bildungsrückstand 
des Ruhrgebietes gegenüber anderen Regionen aufzuholen 
und das Bildungsgefälle zwischen den e·inzelnen Teilräu­
men des Ruhrgebieres zu beseitigen. 

Wie in der gesamten BRD wird· auch im Ruhrgebiet die 
Zahl der Studenten an Unviersitäten, Hochschulen und 
Fachhochschulen stark zunehmen und sich bis 1980 ver­
doppeln. Die neue Universität Bochum hat bereits 12 000 
Studenten, die neue Dortmunder Univers ität rd. 200 Stu­
denten. 

Abfallbeseitigung 

Die zunehmende Technisierung und Verst>ädterung, das Be­
völkerungswachstum und der steigende Lebensstandard 

Abb. 5: Das regionale Grünflächensystem im Ruhrgebiet 
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führnn zu einem weiteren Ansteigen. der Abfallmengen. In­
nerhalb des letzten Jahrzehnts hat sich das Volumen des 
Abfallaufkommens im Ruhrgebiet verdoppelt. Da die Städte 
angesichts der zunehmenden Abfallmengen und der ab­
nehmenden Unterbringungsmöglichkeiten das Problem 
nicht mehr allein lösen konnt en, wird die Abfallbeseitigung 
vom SVR regional koordiniert. Das erarbeitete System zielt 
aus wirtschaftlichen Gründen, vor allem aber. angesichts 
der hygienischen Gefahren und der Landschaftsbelastu ng 
mit vielen z. T. wilden Müllkippen, auf eine Konzentration 
auf wenige Anlagen und auf den· Aufbau eines Verbund­
systems. Dabei werden je nach Zweckmäßigkeit Ver­
brennung, Kompostieru ng und geordnete Ab lagerung an­
gewendet. Seit 1965 wird in einem Essener Kraftwerk der 
Müll von vier Großstädten verbrannt. Seit 1968 wird auf 
dem Gelände eine r sNllgelegten Zeche in· Gelsenkirchen 
eine geordnete Deponie für ca. 30 Jahre betrieben. die zwi­
schenzeitlich landschaftlich gestaltet und später Teil einer 
regionalen Erholungsanlage sein wird . 

Zusammenfassung 

Nach dieser nüchternen und sehr kurzen Darstellung eini­
ger landesplanerischer Probleme im Ruh rgebiet bleibt noch 
festzustellen, daß alle Planungen des SVR selbstverständ­
lich mit dem Landesentwicklungsprogramm und den Lan­
desentwicklungsp länen des Landes NW abgestimmt wer­
den· ebenso wie wir uns mit den Gemeinden, d . h. unseren 
Mitgliedern absNmmen, die in unseren beschlußfassenden 
Organen selbst m itbestimmen. Es kommt uns nicht darauf 
an, nur Pläne zu machen, vielmehr soll die Entwicklung 
zum Nutzen der Bevölkerung dieses Raumes beeinflußt 
werden. Ich möchte - trotz unserer sich so fortschrittlich 
gebärdenden Zeit - dem folgenden Satz von R o b er t 
Schmidt aus dem Jahre 1912 noch voll und ganz zu­
sNmmen: 

„ Die anzustrebende räumliche Ordnung ist letztlich eine 
kulturelle Aufgabe. Endzweck soll sein, ein i·n allen Tei len 
und Formen den Bedürfnissen voll entsprechendes Kunst­
werk zu formen." 

Regionales Grünflächensystem 
','-'~ ,~</. städtische Grünflächen 

- Erholungsbezirke 



G . Petsch 

Naturschutz und Landschaftspflege im Ruhrgebiet 

Im Ruhrgebiet hat sich in eigener Dynamik eine Umset­
zungsart für diie Flächennutzung entwickelt, die in ihrer 
Gesamtheit kaum einen Vergleich in Deutschland hat. Zwi­
schen 1893 und 1960 ergaben sich in der Art der Nutzung 
folgende Veränderungen: 

Nutzungsart 1893 1960 

Landw. Nutzfläche 67,5% 56,1 % 

Wald, Forsten, Holzungen 20,3% 15,0% 

Moore, Ödland, Unland 3,9% 2,9% 

Gewässer 1,4% 2,2% 

Gebäude u. Hofflächen 3,1 % 14,9% 

Wegeland u. Eisenbahnen 3,4% 7,1 % 

Friedhöfe, Parkanlagen, 
Sport- u. Übungsplätze 0,4% 1,8% 

Die Bevölkerung, die in diesem Raum lebt und arbeitet, ist 
von dieser Umstruktunierung in noch viel größerem Maße 
erfaßt worden. In einem se.fbst für Wirtschaftsdynamik ver­
hältnismäßig kurzen Zeitraum ergaben sich folgende Verän­
derungen: 

Wirtscha1tsbereich Erwer.bstätige 

1965 1969 

Land- u. Forstwirtschaft 2,5% 1,9% 41 000 

Produzierendes Gewerbe 58,5% 57,8% 1256000 

Dienstleistungen 39,0% 40,3% 877 000 

insgesamt 100% 100 % 2174 000 

So ist es zu verstehen, daß dieser Teilbereich Deutschi'ands 
gl•eichgesetzt wi·rd mit ständigen Veränderungen, welche 
aHgemeinhin Vorteile für das produktionstechnische Ni­
veau, aber oft Nachteile für d>ie Belange der Landschaft 
bringen. 

Mit dem Rhein/ Ruhr-Gebiet werden i m allgemeinen lefder 
nur rauch·ende Sch lote, Hüttenwerke, die· Schmutz verbrei­
ten, absterbende Bäume, Sumpfflächen, Mül l in· großer 
Menge, schlechte Luft und die Städteballung in· Verbindung 
gebracht. In der Tat spie·len diese Faktoren eine Rolle und 
wurden bereits von weit vorausschauenden Beobachtern 
1920 vorausgesehen. Sie fanden ihren Niederschlag in der 
Gründung der Selbstverwaltungskörperschaft „Siedl·ungs­
verband Ruhrkohlenbezirk" . 

Wer aber sachlich die Probleme beurteilen will und diesen 
Raum durchfährt, muß erkenn•en, daß innerhalb des Ge­
bietes heute noch 2400 qkm tand- und forstwirtschaftlich, 
z. T. vorbi.ldlich, genutzt werden. 

Diese Nutzung· f.indet in einem Grünraum statt, der plane­
risch in negativen Bebauungsp~änen erfaßt wurde, d ie als 
„Verbandsgrünflächen" bekannt sind und von der Bebau­
ung freigehaUen werden. sollen. Diese Verbandsgrün·flächen 
leiten sich aus dem § 1, Abs. 1, Nr. 3 cler Verb·and·sordnung 
ab, die Gesetz ist. Sie sind heute noch ein Instrument der 
Landesplanung, welches für die Offenhaltung der Land­
schaft, aber gfeichze'itig auch zur Sicherung d·er erfaßbaren 
und nicht erfaßbaren Produktionen (Umweltauswirkungen, 
z. B. Klima) der Land- und Forstwirtschaft dient. Unabhän­
gig von der oft sehr stark vorhandenen Streulage dieser 
Flächen konnte bis heute ein System regionaler Grünzüge 

in der Städtefandschaft erhalten werden, das für die Um­
we~tsicherung hinsichHich der Luftbewegung (Innere Turbu­
lenz) und der Staubbindung von erhebl icher Bedeutung, ja 
an einzelnen Orten enlJs.cheidend für die weitere Entwick­
lung lebenswürd:iger Verhältnisse ist. 

Im Ruhrgebiet hat der Naturschutz Tradition. Er hat sich in 
vorbi ldlicher Weise für die Erhaltung natürlicher Land­
schaftsteHe oder für d ie Anpassung an die Verhältnisse der 
Stadtlandschaft e·inzelner Objekte eingesetzt. Der Bezirks­
beauftragte für Natursch·utz und Landschaftspflege im Be­
re•ich der Landesbaubehörde Ruhr und die Kreisbeauftragten 
haben oft Hinweise in Form von Veröffentlichungen gege­
ben, d•ie auch vom Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk in 
de·r Facharbeit berücksichtigt wurden. Ob es sich dabei um 
Studien der Landschaftspflegemaßnahmen an der Terras­
senkante der Hees bei Wee·ze im Kreise Geldern, den Un­
tersuchungen der ökologischen Grundlage[) der Pflanzen­
gesellschaften des Hiesfelde.r Waldes oder um die natur­
räuml'iche Struktur und Gl1iede,rung des Gebietes um Hal­
tern handelt, oder ob es um die Erhaltung der Wacholder­
heiden in Westrup in Westfal·en undl diie Ufe·rges·taltung der 
westdeutschen Wasserstraßen geht, niemals wurde d~ e Be­
ziehung zur Stadtlan<lsch·aft und zum Menschen vergessen. 

Daraus ergibt sfch, daß der Bezirksbeauftragte für den Be­
reich der Landesbaubehörde Ruhr sehr eng mH der Abt. 
Landschaftspflege und Forstwirtschaft des Siedlungsver­
bandes Ruhrkohlenbezirk im Verbandsgebiet zusammenar­
beitet. Die Untersuchungen der Pfl.anzengeseHschaften der 
KirchheHer He·ide sowie Beobachtungen am Grundwasser 
desselben Gebietes bzw. die Bemühungen der Abt. Land­
schaftspflege und Forstwirtschaft beim Siedlungsverband 
Ruhrkohlebezirk, die naturräumliche Struktur und Glie­
derung im Gebietsentwickfungsplan im Rahmen der Groß­
erholungsgebiete zu berücksichtigen, s·in<li daher nur zu 
verständ-fich. 

Eine Dokumen1ation fü r eine gegenwartsbezogene Land­
schaftspflege dürfte die Förderung von Naherholungsräu­
men wie z. B. der „Mol.fbeck" in Reckl,inghausen durch 
den Naturnchutzbeauftragten, clie Landesbaubehörde Ruhr, 
den Siedlungsverband Ruhrkohlebezirk und die Stadt 
bzw. den Kreis Recklinghausen sein„ 

Die Gesta~tung der Großerholungsgebiete „Ruhrhügel·land", 
„Märkische Höhenplatte" und „ Bönninghardt" am Nieder­
rhein im Rahmen des Gebietsentwicklungsplanes sind 
Ausdruck für d·ie notwendige Klammerung zwischen Regio­
nalplanung, Naturschutz und Landschaftspflege. Der Sied­
lungsver band Ruh·rkohlenbezirk hat mit der Landesbaube­
hörde Ruhr und der Deutschen Bundesbahn ein Vertrags­
ob-jekt in der Real isierung, bei dem in jedem Jahr für je 
600 000 DM voraussichtlich für 10 Jahre lang an den Haupt~ 
reisezugstrecken die Begrünung neu geschaffen oder 
intensiviert wird. Diese Maßnahme, bei der d·ie Bereitstel­
lung der anteil-igen Haushaltsmittel und die Planung durch 
die Fachabteilung des Siedlungsverbandes Ruhrkohlen­
bezirk erfolgen, wird 36 qkm aktive Grünsubstanz im Ruhr­
gebiet neu schaffen. Eine erhöhte Bedeutung erhält d·iese 
Maßnahme, weil sie durch die Anlage in· Form von· langen 
Bändern, ähnlich wie große Kämme, d ie innere· Turbulenz 
des Windes steigert und auch Kerne für die Staubadhäsion 
durch die Bl'ätter bildet. Diese echte Umweltpflege, verbun­
den mit einer optisch:en Auswirkung hinsichtl>ich eines bes­
seren Images im Ruhrgebiet, ist ein Beitrag, de•r sich in sei­
ner ganzen Auswi:rkung erst in 10 bis 20 Jahren zeigen 
wird. 
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Die Tätigkeit der Abt. Landschaftspflege und Forstwirtschaft 
im SVR läßt sich in ihrer Vielgestaltigkeit am geeignetsten 
durch Zahlen belegen: 

a) In den Jahren 1966 bis 1970 wurden im Verbandsgebiet 
1675 Maßnahmen durchgeführt, die sich mit der Gestal­
tung von Grünflächen, Erholungsanlagen, Spiel-, Sport-, 
und Ruheplätzen, Gewässereinbindungen sowie Wegen 
befassen. 1 615 699 DM wurden dafür ausgegeben. 

b) Für Pflanzungen verschiedener Art als Trennschutz- und 
Kulissenpflanzung sowie Abpffanzungen von Verkehrsanla­
gen, Wegen und Rohrleitungen wurden 319 737 DM benö­
tigt. 

c) Insgesamt erfolgten 49 Maßnahmen zur organischen Ein­
fügung in die freie Landschaft durch Eingrünu ng von 
technischen Anlagen wie Wasser-, Klär-, Pump-, Kraft- und 
Umspannwerke für 193 210 DM. 

d) 61 Maßnahmen zur Bepflanzung an Wasserläufen und 
Flußufern für insgesamt 275 394 DM sind erfolgreich ab­
geschlossen worden. Für zwei Maßnahmen zur Eingrünung 
von kleineren Freibädem oder Neupflanzungen in ihrer 
Nähe wurden 19 500 DM ausgegeben. 

e) Insgesamt wurden 58 Landschaftsgestaltungspläne ange­
fertigt, bei denen u. a. die Erhalrung produktiver landwirt­
schaftlicher Flächen verdeutlichb wurde. Gerade eine ord­
nungsgemäße Land- und Forstwirtschaft hilft als Träger der 
Landschaftspflege die Kos~en im übe,rschaubaren Rahmen 
zu halten. 

f) 42 Plärre über landschaftsgebunderre Erdbau- oder Pflan­
zungsmaßnahmen wurden für Gemeinden: im Verbands­
gebiet erarbeitet. 

g) 11 Planungszuschüsse von 79 250 DM wurden gezahlt. 

Das sind für 268 Maßnahmen auf planerischem und land­
schaftspflegerischem Geoiet 2 502 790 DM. 

Diese Tätigkeit wird weiter durch die gezielten forstlichen 

Maßnahmen im Rahmen der Bepflanzung von Ödlände­
reien, Haldenaufforstung und -gestaJ.tung, der forstlichen 
Vor- und Unterbauten und der Waldpflege an 632 Orten für 
1,2 Mio. DM untermauert. Die Begünungsaktion „Ruhr­
kohlenbezirk" gemeinsam mit dem Min. für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten des Landes NW wird weiterge­
führt. Schwierigstes Gelände, welches durch sehr starke 
Bergschäden beeinträchtigt ist, das Emscherbruch, ge­
staltet der Verband als Beispiel zu einem stillen Erholungs­
gebiet. Eine zentrale Deponie soJ.I plangerecht aufgebaut 
und in den natürlichen Raum eingebaut werden. 

Allein im Naturpark Hohe Mark wurden 59 Förderungsbei­
träge für die Aufforstung und 15 Maßnahmen für die Pflege 
von Waldbeständen geleistet. 

Diese Zahlen als Ausdruck der Landschaftspflege werden 
erheblich gewichtig, wenn man dabei bedenkt, daß sie nur 
einen Teil der Maßnahmen widerspiegeln, die zur Ausfüh­
rung gelangen und sich durch die Regional.ität im Ver­
bandsbereich auszeichnen. Die Maßnahmen werden oft ge­
meinsam mit Gemeinden, Kreisen und· Städten ausgeführt, 
die ebenfalls erhebfiche Mittel dazu beisrauern. 

Auch im Naturpark „Schwalm-Nette" beteil igt sich der Sied­
lungsverband Ruhrkohlenbezirk finanziell· im Rahmen seiner 
Förderung. 

Die Erholungsbereiche, die regional durch die Abt. Land­
schaftspflege beim Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk 
betreut werden-, soM,en durch ein System von• Stützpunkten 
zur aktiven Erholung erschlossen und gefördert werden. 
Die Arbeit ist nur durch ein· verständnisvolles zusammenar­
beiten mit allen im Revier tätigen Men1sch·en und Dienst­
stellen, den Behörden, den Städ~en, Kreisen und Gemein­
den sowie der g·roßen Zahl der privaten Eigentümer mög­
l ich, die alle das gleiche Ziel verfolgen: eine moderne In­
dustriegesellschaft in einem landwirtschaftlich produktiven 
Raum, der landschaftspfle9erisch eine men'Schenwürdlge 
Umwelt aufweist. 

Abb. 6: Sechsseenplatte, Du isburg ; die Baggerseen mit Regattast recken, Badeanstalten und Spielanlagen gewähren abwechslungs­
reiche Erholung 
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W. v. Kürten 

Landespflegerische Probleme in den Randzonen der Verdichtungsräume 
unter besonderer Berücksichtigung des Ruhrgebiets 

Die 24 Verdichtungsräume der Bundesrepubltk (ohne West­
Berlin) umfaßten 1967 26,2 Millionen Einwohner auf knapp 
17 000 qkm, d. h. 45,5 % der Bewohner der Bundesrepublik 
auf nur 6,8 % der Fläche. 1 Unter ihnen steht der Ver­
dichtungs raum Rhein-Ruhr zwischen Bonn und Hamm, der 
etwa 10,5 Mio. Einwohner zählt, mit Abstand an de-r Spitze, 
und· un~er den großen Ballungsreg"ionen der Welt Uegt er 
nach Tokio, New York und London an vierter Stelle. 2 Zu 
ihm gehört als kompaktester Tefüaum besonderen Geprä­
ges das Ruhrgebiet, das den größten „ Ballungskern-" in­
nerhalb des Rh·eill'-Ruhr-Verdichtungsrnumes d•arsteli't. 3 

Das Ruhrgebiet ist im wesentlichen seit der Mitte des 19. 
Jahrhunderts herangewachsen, und zwar zunächst vor­
nehmlich auf der Grundlage des Steinkohlenbergbaus und 
der mit ihm in Wechselwirkung stehenden Eisenschaffe-n­
den Industrie. Die oft überstürzte Wi·ritischafts- und Sied­
lungsentwicklung hat bis auf den heutigen Tag· ihre Spu­
ren in der Landschaft! h·imer l•assen. Auch die in den• letzten 
Jahrzehnten sich- vollziehenden Prozesse einer vie·lfältigen 
Umstrukturierung spielen s·ich hier mit e-iner besonderen 
Dynamik ab, die das Raumgefüge nachhaltig bee-influßt. 

Betrachtet man die Situation im einzelnen, so stel lt man 
auch im Ruhrgebiet, ähnlich wie in anderen Verdichtungs­
räumen, in letzter Zeit eine gewisse Bevö~kerungsverlage­
rung aus den Kernräumen. in die Randzohen fest. Im Innern 
der Stadtregion gehen Wohnflächen verloren, im Zusam­
menhan-g mit der Ausweitung der Einrichtungen und Be­
triebe des tertiären Erwerbssektors, also der Dienstleistun­
g·en im weitesten Sinne, mit der Sanierung überalterter 
Wohngebiete, oft verbunden mit dem Ausbau leistungsfähi­
ger Verkehrs-eimich•tung·en. Die Menschen weichen· in die 
Randgebiete aus, wo skh 2udem eine offenere Siedlungs­
weise und d-ie MögUchkeit des ruhigen Wohnens im Grünen 
bietet und von wo aus doch d·ie städtische City relaNv leicht 
erreichbar ist. Auch manche Industriebetriebe finden heute 
in den Randzonen·, vor a:Hem an leistungsfähigen Verkehrs­
wegen, oft bessere und bifligere Ansiedlungsmögl ichkei­
ten und ziehen dann wiederum Teile der Bevölkerung mit. 

So hat s ich z. B. die Einwohne·rzahl der- Stadt Essen von 
726 000 am 6. Juni 1961 auf 700 000 am 1. Januar 1969 ver­
mindert. Bochum hat in der gleichen ZeH von 361 000 auf 
345 000 abgenommen, Duisburg gar von 503· 000 auf 462 000 
und Gelsenkirchen von 383 000 auf 352 000. Dagegen hat 
die Einwohnerzahl in den Randzonen zugenommen: im 
Kreis Dinslaken von 119 000 auf 139 ooo: im Kreis Moers 
von 314 000 auf 349 000, im Kreis Recklinghausen von 
317 000 auf 346 000, im Kreis Unna von 214 000 auf 224 000 
und im Ennepe-Ruhr-Kreis von 256 000 auf 275 000. 4 

II 

Aus diesen Entwickl·ungsprozessen ergeben sich mannig­
fache Probleme, insbesondere auch für die Landespflege. 
Mit de-r Abwanderung aus den Kernzonen ist ein verstärkter 
Siedlungsdruck in den Randzon-en verbund:en; und an 
manchen Stellen kann· man· dort ei n·en „Siedl•ungsbrei", der 
sich über das Land ergossen hat, und die Bildung von 
Splitters.iedlungen in· der freien Landschaft beobachten. 
Insgesamt dehnen sich so die Stadtregionen flächenmäßig 
nach außen in die Umlandgebiete weiter aus, und ein Ende 
dieses Prozesses ist nicht zu sehen. 

Es muß aber auch· in einem dichtbesiedelten Raum zur 
Sicherung des ökologischen Gleichgewichts stets Teilräume 
g·eben, d1ie von Bebauung unberührt bleiben. Sie tragen ent­
scheidend zu einer ausgewogenen Raumordnung bei und 
sind wichtige• Zellen für das physiognomische, strukturelle 
und funktion·ale Gefüge der gesamten Landschaft. Mensch­
l1iche Siedlung·en dürfen einen Raum nicht wahllos durch­
setzen; in bestimmte, vom Gefüge der Landschaft vorge­
zeichnete Tei l-räume gehören sie nicht hine·in. 

In diesem Siriin-e hat sich erfreu ~icherweise auch das für 
Nordrhein-Westfalen zuständige Oberverwaltungsgericht 
Münster als oberste Rechtsi nstanz für Fragen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege ausgesprochen : 

„ Die Schönheit einer dichtbesiedelten Landschaft ... wird we­
sentlich dadurch bestimmt, daß in ihr eine Ordnung zwischen 
den bebauten und den unbebauten Flächen gewahrt ist. Die 
offenkundige Gefahr für die Schönheit dieser Landschaft Ist 
ihre „Zersiedlung '', d. h. die planlose Bebauung bisher unbe­
bauter Flächen, so daß das bisher erhalten gebliebene ausge·· 
wogene und geordnete . Verhältnis zwischen Baugebieten und 
unbebauten Flächen der freien Natur, die Harmonie des Raumes, 

1 Ausgangsdaten und Probleme im nordwesteuropäischen Bal­
lungsgebiet - Arbeitsunterlagen, vorbereitet von 1. B. F. 
Kor m o s s zur Fachtagung 1970 des Siedlungsverbandes 
Ruhrkohlenbezirk; 4. bis 6. Mai 1970; S. 17, 19 und Tabel­
len XI und XII. 
Vgl. K. Sc h 1 i e b e und H. W. Te s k e : Verdichtungsräume 
in West- und Mitteldeutschland. In: Raumforschung und Raum­
ordnung, 1969, Heft 4. 

• Vgl. P. Ha 11 : Weltstädte; deutschsprachige Ausgabe, Mün­
chen, 1966 ; Tabelle 1, S. 11. Für 1960/61 sind dort die folgen­
den Einwohnerzahlen angegeben: 

New York/nordöstl. New Jersey 14 759 000 
Tokio/Yokohama 13 628 000 
London 11 547 000 
Rhein-Ruhr-Gebiet 10 419 000 

Im Heft 37 der Schriftenreihe des Siedlungsverbandes Ruhr­
kohlenbezirk (Siedlungsschwerpunkte im Ruhrgebiet - Unter­
suchungen zum Schnellbahnsystem; Essen, 1970; S. 7) werden 
dio folgenden Einwohnerzahlen genannt: 

Region Tokio 
Region New York 
Region London 
Rhein-Ruhr 

22,5 Millionen 
19,0 Millionen 
12.4 Millionen 
11 ,2 Millionen 

3 Im Landesentwicklungsplan 1 des Landes Nordrhein-Westfalen 
unterscheidet man in den Verdichtungsräumen 
Ba 1 1 u n g s kerne („Gebiete städtischer Siedlungsstruktur, 
deren Bevölkerungsdichte 2000 Einwohner je qkm übersteigt 
oder in absehbarer Zeit übersteigen wird und deren Flächen­
größe wen igstens 50 qkm beträgt") und 
Ba 11 u n g s ran d z o n e n („Gebiete, die sich an die Bal­
lungskerne anschließen und im Gesamtdurchschnitt eine Be­
völkerungsdichte von etwa 1000 bis 2000 Einwohnern je qkm 
aufweisen oder in absehbarer Zeit aufweisen werden"). 
(Nach den „Leitlinien für die Entwicklung des Landesgebietes" 
im Landesentwicklungsprogramm - Bekanntmachung des Mini­
sters für Landesplanung, Wohnungsbau und öffentliche Ar­
beiten vom 7. 8. 1964 - 1 A 4 - 50.08 - 2373/64; veröffentlicht 
im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen, Aus­
gabe A, Nr. 107/1964 vom 31 . 8. 1964). 
Vgl. auch das Nordrhein-Westfalen-Programm 1975; herausgeg. 
vom Ministerpräsidenten des Landes Nordrhein-Westfalen, 
Düsseldorf, 1970; S. 79 ff. 

' Statistisches Taschenbuch Nordrhein-Westfalen 1969; heraus­
geg. vom Statistischen Landesamt Nordrhein-Westfalen, Düssel­
dorf, 1969; S. 13- 14. 
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Abb. 7: Ausklesung bei Homberg/ Niederrhein 

Abb. 8: Schlammablagerung am Fuß der Müllkippe am Eyllsche berg (Kamp-Lintfort) 
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gestört wird. Diese Ordnung und damit die Schönheit der Land­
schaft zu erhalten, ist eine wesentliche Aufgabe des Land­
schaftsschutzes. s 

Auch vom Verwaltungsgericht Arnsberg ist diese Auffas­
sung im Jahre 1970 noch einmal ausdrücklich gestützt 
worden: 

.Schließlich gehört auch die Bebauung unbebauter Flächen in 
den Ballungsrandzonen ... unter Berücksichtigung der in § 1 
Abs. 1,4 und s BBauG enthaltenen allgemeinen städtebaul ichen 
Leitsätze zu den öffentlichen Belangen im Sinne des § 35 Abs. 3 
BBauG. Für eine geordnete städtebauliche Gliederung des hier 
in Rede stehenden Gebietes sind Flächen, die von einer Bebau­
ung frei sind und land- oder forstwirtschaftlich genutzt werden, 
von großer Bedeutung, weil sie nicht nur als dringend erforder­
liche Erholungsflächen für die Bevölkerung des nahen Ruhrge­
bietes dienen, sondern auch einen positiven Einfluß auf das 
Klima, die Reinhaltung der Luft und den Wasserhaushalt haben. 
Es entspricht deshalb einer guten städtebaulichen Ordnung, 
das hier in Rede stehende Gebiet von einer weiteren Bebauung 
freizuhalten." 6 

Zur Freihaltung von Flächen in den Außenbereichen der 
BaMungsrandzonen kann die Festlegung von Landschafts­
schutzgebieten erheblich beitragen. Durch die Kennwlch­
nung und Ausweisung der landschaftsökol·ogisch noch 
gesunden und zugf;eich landschaftlich relzvotlen Flächen als 
Landschaftsschutzgebiete 1 wird zum Ausdruck gebracht, 
daß in diesen Teilräumen eine nicht zwingend standortge­
bund'ene Bebauung in Zukunft unterbleiben soll. Mit der 
Auswahl· und Abgrenzung der Landschaftsschutzgebiete 
wird also zugleich aktive Raumpolitik getrieben. Es wer­
den hier Räume festgetegt, d ie von einer nicht standortge­
bundenen Bebauung und von anderen vermeidbaren Ein~ 

griffen freigehalten werden sollen. Solche Festlegungen 
können natürl,ich nur in engster Zusammenarbeit mit der 
Landesplanung erfolgen, die ja die Aufgabe hat, alle für 
den Raum bedeutsamen Belange zu koordinieren. Es geht 
heute darum, bei diesen Festsetzungen die natürlichen 
Grundlagen des Raumes gebührend zu berücksichtigen. 
und gerade auf diesem Gebiete erwachsen allen in der 
Landschaftspflege Tätigen in der Zukunft bedeutsame Auf­
gaben. Die unter Landschaftsschu tz gestellten Grünzonen 
müssen maßgebl·iche strukturelle Komponent1en für die 
Sicherung und Wiedergewirmung einer gesunden land­
schaftHchen Struktur der Bal.lungsrandzonen darstel len. 

III 

Zu den starken Belastungen, denen insbesondere die Bal­
lungsrandzonen ausgesetzt sind, gehören auch die e 1 e k -
t r i s c h e n F r e i 1 e i t u n g e n. Leider ist es trotz aller 
Bemühungen. von vereinzelten Ausnahmen abgesehen, bis­
her n.lcM gelungen, Fortschritte auf dem Wege zur Verka­
be·lung. dreser Leitungen zu erzielen. Immer mehr Freilei­
tungen kreuzen heute die Umgeoung der Großstädte, d.er 
Stadtregionen und der Ballungszent ren ; und oft sind die 
Trassen inzwischen zu breiten „Energiestiraßen," ausgewei­
tet worden, die das Landschaftsbild in erheblichem Maße 
be~asten . Es bleibt eine Aufgabe der Zukunft, auf diesem 
Gebiet eine durchgreifende Änderung anzustreben, wobei 
vielleicht die Möglichkeiten der Supraleiitung, die zur Zeit 
technisch entwickelt werden, eine Rolle spielen könnten. 
Ein anderes Problem bilden die Auto b a h n e 11 u n d 
Fernverkehrsstraßen, die nal'tlrgemäß auf die 
Bal.lungszentren ausgerichtet werden. Es vollzieht sich ge­
rade in den Baltungsrandzonen eine starke Verdichtung des 
Fernstraßennetzes. Hier entstehen auch die größten Kreu­
zungsbauwe,rke, die erhebliche Flächen beanspruchen. Es 
muß anerkannt werden, daß sich die Straßenbauämter in 
steigendem Maße um eine gute Einbindung der neuen tech­
nischen Bauwerke in die Landschaft bemühen. Das gilt 
sowohl, für die vielerorts gelungene Einfügung der neuen 
Linien in das natürliche Relief; es gilt auch für die Ausge-

staltung der Böschungen und die Bepflanzung der Stra­
ßenränder und Rastplätze. Es sind hier, so z.B. auch im 
Umkreis des Ruhrgebiets, im l aufe der letzten Jahre an 
manchen Stellen vorbildl·iche Leistungen vollbracht worden, 
die zu einem Einklang zwischen technischem Bauwerk und 
Landschaft geführt haben. Andererseits muß aber auch auf 
die teilweise eingetretene starke Zerstückeiung der Grün­
zonen in den Ballungsrandgebieten hingewiesen wer­
den. Man muß dabei bedenken, daß durch d ie von den 
Straßen ausgehenden Immissionsbelastungen ausgedehnte 
Flächen betroffen werden. Bei der Planung der Fernstraßen 
muß also dafür Sorge getragen werden, daß die wertvollen 
Grün- und Erholungszellen, und zwar mit ausreichenden 
Flächengrößen, geschont werd·en, weil sie sonst in ihrem 
Charakter und in ihrer Funktionsfähigkeit zu stark beein­
trächNgt würden . 

Von den vielfältigen weiteren Belastungen, die Ballungs­
randzonen betreffen, seien nur noch d ie A u s s an d u n -
gen u n d Aus k i es u n g e n erwähnt, die wiederum 
gerade in diesen Bereichen vielfach ihre Schwerpunkte be­
sitzen. Auch, hier wird es darum gehen, die Kernbereiche 
der besonders wichtigen Erhol·ungsflächen, die Oasen der 
Stille und die l·andschaftlichen Kleinod,ien von diesen 
Maßnahmen unberührt zu l'assen. In d·en anderen Bereichen 
wird es darauf ankommen, im Zusammenhang mit der 
Sand- und Kiesgewinnung die Rekultivierung der Land­
schaft so abzusichern und zu überwachen„ daß die Schäden 
in kürzester Frist behoben und die Landschaft so wieder 
hergesteHt bzw. neu gestaltet wird, daß sie ihre Funktionen 
für die benachbarten Verdichtungsräume wieder in vollem 
Umfange zu erfüllen vermag. In. manchen Teilräumen mag 
sich woM im Zusammenhang mit diesen wirtschaftlichen 
Maßnahmen der Aufbau e·iner Wald~Seen-Landschaft er­
möglichen lassen, der dann gerade in der Nähe der Bal­
lungskerne besondere Bedeutung zukommt. 

IV 

Von größter Bedeutung ist heute die Sicherung und Ausge­
staltung der Erholungsmöglichkeiten in den Randzonen 
der Verdlchtungsräume. Die im Bereich großer Städte, 
Agglomerationen und Stad~regionen in den l·etzten Jahren 
vorgenommenen Zählungen' des W oc henende r h o -
tu n g s v e r k e h r s haben ergeben, daß z. B. aus den 
großen städtischen Zentren des Rheinlandes und der Nie­
derlande etwa 25-30 % der Bevölkerung an den Sommer­
Sonntagen bei gutem Wetter ins Grüne fahren, und zwar 
die meisten in nahegelegene Erholungsgebiete. 8 Im 
Raurnordnungbericht der Bundesregierung für das Jahr 
1968 wird angegeben1, daß rund eini Drittel der Bevölkerung 

s Urteil des OVG Münster vom 12. 12. 1961 - VII A 561/61 
t! K 325/57 Köln. 

•Urteil des VG Arnsberg vom 9. 1. 1970 - 4 K 338/69. 
1 Leitsätze für die Festlegung von Landschaftsschutzgebieten 

sind am 8. 6. 1960 auf einer Arbeitstagung der Bezirksstelle 
für Naturschutz und Landschaftspflege im Bereich der Landes­
baubehörde Ruhr in Xanten aufgestellt worden. Die „Xantener 
Richtlinien" sind in Heft 1 der Schriftenreihe „ Natur und Land­
schaft im Ruhrgebiet" 1964, S. 19-20, abgedruckt. 
Die „Xantener Richtlinien" sind auf der Tagung der Natur­
schutzbeauftragten des Reg ierungsbezirks Düsseldorf am 
25. 10. 1963 in Rheydt auch für den Regierungsbezirk Düssel­
dorf im wesentlichen übernommen worden. 

• Vg l. P. G 1 e 1 c h m a n n : Sozialwissenschaftliche Aspekte 
der Grünplanung in der Großstadt; Göttinger Abhandlungen 
zur Soziologie und ihrer Grenzgebiete, Bd. 8; Stuttgart, 1963. 
L. C z i n k i : Zur Planung eines regionalen Erholungsgebietes 
- Anmerkungen zum Ideenwettbewerb „ Bochumer Stausee". 
In : Stadtbauwelt, Heft 12/1967, S. 990- 997. 
A. Sc h u 1 z: Der Erholungsverkehr In rheinischen Natur­
parken. Rheinische Heimatpflege, N. F., 1967, Heft 4; S. 380 
bis 385. 
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Abb. 9: Hochspannungsleitungen im Grenzbereich der Städte Essen-Wattenseheid 
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Abb. 10: Belastung der Stadtrandlandschaft durch Freileitungen, Bergsenkungen und ungeordnetes Verfüllen der Mulden 
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Wochenendausflüge unternimmt. 9 Auch durch die. einge­
henden Erhebungen, die 1965 in Hambu rg durchgeführt 
worden sind, werden diese Durchschn ittszahlen bestätigt. 
„ Die Fahrt ins Wochenende erweist sich damit als eine re­
lativ schnell manifest gewordene Verhaltensform des mo­
dernen Lebensstils. " Auf Grund der Hamburger Ergebnisse 
ist zu vermuten, „daß den nachwachsenden Jahrgängen die 
regelmäßige Wochenendtour in steigendem Maße eine 
Selbstverständlichkeit werden wird" .10 

So wird· es darauf ankommen, gerade im engeren Umkreis 
der Verd ichtungsräume die notwendigen Erholungsflächen 
als „Kor.relat der Ballung" 11 zu sichern und entsprechend 
ihrer Funktion auszug·estalten. Ang·esichts der vielfältigen 
und· konkurrierenden· Interessenüberschneidungen im Um­
land der Verdichtungsräume wird es gerade hier beson­
derer Anstrengungen bedürfen, diejenigen Landschaften als 
Naturparke und Erholungsgebiete auszuweisen und auf die 
Dauer zu sichern, die auf Grund ihrer nat'Urräumlichen Aus­
stattung und ihrer kultur-landschafüichen Entwicklung die 
dazu erfor-Oerlichen Vorbedingungen aufweisen. Nur in 
wenigen, günstig gelegenen Fällen werden sie sich zu ei­
nem mehr oder weniger geschlossenen Grüngürtel zusam­
menschließen, etwa nach dem Muster des amtlich festge­
le·gten Londoner Grüngürtels. 12 Vielfach we·rden die einzel­
nen Naherholungsgebiete auf Flächen von 100 bis 200 qkm 
oder sogar nocll weniger beschränkt werden müssen, und 
sie werden sich etwa keil- oder sektorartig in· das Umland 
eines Verd ichtungsraumes einordnen. 

In den so festgelegten und gesicherten Erholungsgebieten 
im engeren Umland eines Verdichtungsraumes muß dann 
altmähl.ich der gesamte Raum durch Maßnahmen der akti­
ven Landschaftspflege unter steter Beachtun.g der natur­
räumlichen Aussbattung entsprechend· den neuen Funktio­
nen gestaltet werden. Dazu gehört die Einrichtung attrakti­
ver Erholungsschwerpunkte, wie sie sich im Umkreis des 
Ruhrgebiets etwa am Haltemer Stausee, in der Weseler 
Aue, in Duisburg-Wedau und an den Ruhr-Stauseen• anbie­
ten und zum Teil sch~:m in Entwicklung begriffen sind. Da­
zu gehört aber in den gena11nten Bereichen insgesamt die 
Erhaltung und1 Förderung des Abwechslungsreichtums der 
Landschaft, sowie eine den Erholungsfunktionen des Wal­
des Recti.nung. tragend·e und auch die Ästhetik beachtende 
Forstwirtschaft. Es wird auch darauf ankommen„ gerade in 
den Erholungsgebieten die vom Menschen in langer Ent­
wicklung eingefüg.ten Komponenten der Kulturlandschaft 
einer besonderer11 Beachtung und Pflege zu würd igen, etwa 
Baudenkmale wie Kirchen und Kapellen', Wasserburgen, 
charakteristische Bauernhäuser, bäuerliche Nebengebäude 
und Dorfplätze. Auch die Reste al.ter Verhüttun9sstätten und 
die noch e'rhaltenen gewerblichen Aol·agen früherer wirt­
schaftsgeschichtlicher Epochen wie Hammerwerke und 
Mühlen müssen in diesem Zusammenhang ebenso wie her­
vor-ragende archäologische Fundstellen erwähnt werden. 
Sie aHe liefern eine Vielzahl von Anschauungsobjekten, die 
den Besuchern einen1 Einblick in charakteristische Erschei­
nungen der Wirtschafts- und Kulturgesch ichte vermitteln. 
Sie erfordern daher eine sorgfältige Pflege, und man sollte 
an geeigneten Stellen im Zusammenhang mit derartigen 
Ol:>jekten kleine Bildungs- und Traditionsinseln ausgestal­
ten. Die außerordentliche Vielfal·t der Erscheinungen, die 
aus der langen und reichen KuN!urgeschichte und aus den 
in· Mittelgebirgsräumen. und Tiefl.andrzonen wechselnden 
natürlichen Voraussetzungen resul tiert, kommt uns dabei im 
Umkreis des Ruhrgebiets besonders zustatten .. 

Was die Gesamtfläche der nahegelegenen Erholungsräume 
angeht, wird man nicht zu kleine Flächen ansetzen dür­
fen. Es ist anzustreben, worauf bereits R. Klöpper hingewie­
sen hat 13, die Größe der Naturparke und Erholungsflächen 
im Umkreis der Verdichtungsräume so zu bemessen, daß 
die Besucher außerhalb der Erholungsschwerpunkte auch 

die Möglichkeit zu ungestörter weiträumiger Naturbetrach­
tung haben und nicht notwendigerweise d·em an. bestimm­
ten Punkten allerdings unvermeidlichen Massenbetrieb aus­
geliefert sind. 

Speziell wurde für die Randzonen des Ruhrgebiets schon 
in den Jah·ren 1958-1960 im Rahmen von Betrachtungen 
über einen „ Grünen Ring des Reviers" die· Konzeption von 
drei großräumigen Erholungsgebieten bzw. Naturparken 
im engeren Umkreis des Ruhrgebiets entwickelt (vgl. 
Abb. 11 ) . 14 Inzwischen hat dicht am Nordrand des Reviers 
der „Naturpark Hohe Mark" mit einer Fläch·en9röße von 
rund 1000 qkm eingerichtet worden. Mit der Grünzunge 
auf den Königshardter Sandplatten zwischen Dinslaken, 
Oberhausen, Bottrop und KirchheHen und mit dem ge­
schlossenen Waldgebiet der Haard nördlich Recklinghau­
sen greift er über die untere Lippe nach Süden zweimal 
tief gegen den Kernraum des Ruhrgebiets vor. 1s Auf der 
Süd- und Südostflanke des Ruhrgebiets sind die Pläne für 
die Erholungsgebiete „Ruhr-Hügetland" und „Märkische 
Hoch.flächen·" entwickelt worden, mit deren Aufnahme in 
den in1 Vorbereitung befindlichen Landesentwicklungsplan 
III (Infrastruktur der Freiräume) gerechnet werden kann. 16 

Auch für diese Bereiche sind leistungsfäh ige und mit ent­
sprechenden finanz·iellen Möglichkeiten ausgestattete Trä­
gerorganisationen zur Sicherung und funktionsgerechten 
Weiterentwicklung der Landschaftsräume erforderlich. 

V 

Den drei genannten Erhol·ungsgebieten am Rande des 
Ruhrgebiets, insbesondere dem Naturpark Hohe Mark und 
deo Märkischen Hochflächen, kommt auch bei einer noch 
großräumigeren Betrachtung erhebliche Bedeutung zu. Das 
zum Verdichtungsraum Rhein-Ruhr gehörige Ruhrgebiet 
bildet ja den· Ostfliigel des aftmäh ~ich in das Blickfeld der 
Raumplaner gelangenden Großraumes Rhein - Maas -

• Raumordnungsbericht der Bundesregierung für das Jahr 1968; 
Deutscher Bundestag, 5. Wahlperiode; Drucksache V/3958; 
S. 25. 

10 Untersuchungen zum Wochenendverkehr der Hamburger Be­
völkerung. 
Te i 1 A: Die Wochenendverkehrsregion; Gutachten, durchge­
führt im Institut für Verkehrswissenschaft der Universität Ham­
burg, bearbeitete von 1. A 1 b r e c h t ; insbesondere S. 58-59 
und S. 97. 
Te i 1 B: Das Verhalten Hamburger Wochenendfahrer in aus­
gewählten Wochenend-Erholungsgebieten; durchgeführt im Se­
minar für Sozialwissenschaften der Universität Hamburg, be­
arbeitet von G. Sie f er und W. R. Vogt ; Zusammenfas­
sung der Ergebnisse, Hamburg, 1967; insbesondere S. 91-92. 

11 Vgl. Gutachten des Sachverständigenausschusses für Raum­
ordnung. Die Raumordnung in der Bundesrepublik Deutsch­
land; Stuttgart, 1961, S. 48 und 62. 

"Vgl. P. Ha 11 : Weltstädte; deutschsprachige Ausgabe, Mün­
chen, 1966; S. 46 ff. und Karte S. 35. 

" Gutachten von R. K 1 ö p per über „Das Erholungswesen im 
Gebiet des Lippe-Naturparkes"; Januar 1962, erstattet im Auf­
trage des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk; S. 3-6. 

" W. v o n K ü r t e n : Naturschutz und Landschaftspflege im 
Ruhrkohlenbezirk. In: Natur und Landschaft, Heft 4/1959; S. 49 
bis 54. 
W. von Kürten : Denkschrift zur Frage eines Naturparks 
im unteren Lippe-Raum; 1960 (Mskr.). 
W. v o n K ü r t e n : Der Grüne Ring des Ruhrgebiets. In: 
Natur und Landschaft, Heft 11/1960; S. 171-172. 

„ Vgl. W. v o n K ü r t e n : Der Naturpark Hohe Mark. In : 
Rheinische Heimatpflege, N. F., Heft IV/1967, S. 319- 329. 

16 Vgl. Nordrhein-Westfalen-Programm 1975; herausgege. vom 
Ministerpräsidenten des Landes Nordrhein-Westsalen; Düssel­
dorf, 1970; s. 81. 
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Schel<le 17, zu dem außer dem Rhein-Ruhr-Gebiet auch 
die „ Rand stad Holland", die mittel belgisch-nordfranzösi­
schen Verdichtungsräume (nord·französisch•mitrelbelgische 
Kohlenbecken, Textilgebiet um Lille, Agglomeration Brüs­
se.J - Gent - Antwerpell} und der im Dreiländer-eck gele­
gene Verdichtungsraum Aachen - Lüttich - Maastrich ge­
hören. 

Es ist bereits von J. Ca n au x betont worden, daß für die­
sen Gesamtraum frühzeitig die für die Wochenenderholung 
in Betracht kommenden Grün- und Erholungsgebiete ge­
sichert werden müssen. 18 Im Innern des gekennzeichneten 
Großraumes kommen als solche nur insel·artige Flächen in 
Betracht Um so notwend·iger ist es, die im engeren Um­
kreis der Großregiofl> noch vorh·andenen freien Fäichen vor­
auss·chauend1 zu schülzell und als Erholungsgebiete auszu­
gestalten. Die Fläche der dafür in Betracht kommenden Be­
reiche sollte nach J. C a n a u x einigermaßen· d·er Flächen­
g·röße des Innern entsprechen. 

Zu diesen Randzonen, die sich in hervorragender Weise für 
die Erholung eignen, gehören null aber auch dfo eben ge­
nannten Erholungsgebiete an der Nord- und Süd·ostflanke 
des Ruhrgebiets neben and'6ren Teilen des Sauerlandes 
und des Bergische11 Landes, der Nordeifel und den Arden­
nen, der holländischen Veluwe und Tei len von Overijssel, 
sowie dem Strand- und Dünenstreifen an der belgisch-nie­
derländisch·en Küste. Diese Bereiche enthalten Landschaf­
ten von g.roßer Vielfalt und SchönheH. Und es ergeben sich 
hier auch günstige Voraussetzungen, bei der Weiterent­
wicklung den Besonderheiten der einzefnen Teilgebiete 
hinsichtlich naturräumlicher Ausstattung und kuiturland­
schaftlicher Struktur Rechnung zu tragen und dadurch auch 
das Angebot an verschiedenartigen MögMchkeiten der Frei­
zei tgestaltung urn:I Erholung. umso rekhhalNge·r auszubil­
den. 

R. J. Ben theim spricht in diesem Zus·ammenhang von 
einem zu beg1ründenden, nach kontinental•en Maßstäben zu 
planenden und einzurichtenden System europäischer Na­
turparke mit möglichst einheitlicher Begriffsbestimmung, 
die nach amerikanischem Vorbild durch neu zu schaffende 
„ Parkways", die nur dem Erholungsverkehr dienen, mitein­
ander verbunden sind.19 In einem solchen System käme 
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Für NIJh-und WochMtndrrholung buondtrl gHigntft 

1 G1bi1t1 (tinsthfltDHch N•turp•rkt) im . „Grünrn Ring 
du Ruhn"•ritr!l,. 

dem Naturpark Hohe Mark und den Märkischen Hochflä­
chen hervorragende Bedeutung zu. 

Es wird in jedem Falle darauf ankommen, die in die Erho­
lungszonen noch eingelagerten naturnahen Partien in ih­
rem charakteristischen Gefüge zu erhalten und sinnvoll, 
ihren· künftigen FunkNonen entsprechend, in vorsichtiger 
Form weiterzuentwickeln. Die naturhaften Bestandteile 
sol lten hier auch in Zukunft dominieren, da die Menschen 
der benachbarten Ballungszentren sie für ihre körperliche 
und seelische Gesundheit benötigen. Und wo auch in sie 
aus zwingenden Gründen menschliche Bauwerke eingefügt 
werden müssen - etwa solche, die der Wasserwirtschaft, 
der Land- und Forstwirtschaft oder der Landschaftspflege 
dienen -, soUte man gerade hier eine Harmonie zwischen 
Natur und Bauwerk anstreben. 

Diese Aufgaben, die mit dem vielfältigen Funktionswandel 
der Baii.un:gsrandzonen in Verbindung stehen, werden in 
Zukunft noch viele Probleme aufwerfen und mannigfaltige 
Anstrengungen aller in Frage kommenden Stellen erfor­
dern. Ih re Bewältigung muß aber forciert in. Ang riff genom­
men werden. Denn d iese Aufgaben entsprechen den Be­
dürfnissen der heutigen Gese1'1schaft, die sich auch in ein­
schneidender Weise auf die Umgestaltung des ländlichen 
Raumes auswirken. „Sie sind Ausdruck einer neuen Be­
ziehung zwischen Mensch und Umwelt in dieser zweiten 
Hälfte des zwanzigsten Jahrhunderts„ , 20 Sie treten ins­
besonde·re dort mrehr und mehr in den Blickpunkt der 
Öffentf.ichkeit, wo das regionale Gefüge durch die Polarität 
zwischell menschenreichen und wirtschaftsstarken Stadtre­
gionen einerseits und landschaftlich reizvollen und· natur­
nahen Räumen andrerseits bestimmt- ist 

17 Vgl. den Fünften Bericht der Landesregierung Nordrhein-West­
falen über Stand, Maßnahmen und Aufgaben der Landespla­
nung; Düsseldorf, April 1968; S. 9-10. 

18 J. Ca n au x: Freizeit im Freien; Vortrag auf der Studien­
tagung der Konferenz für Raumordnung in Nordwesteuropa 
am 20. 10. 1967 in Brüssel. 

11 R. J. B e n t h e m : Aufgaben für den Aufbau, den Schutz 
und die Gestaltung des ländlichen Raumes im Bereich der 
EWG. In: Natur und Landschaft, Heft 5/1969; S. 121 . 

•• R. J. Ben t h e m : a.a.O„ S. 121. 
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Abb. 11 : „ Der Grüne Ring" des Ruhrgebiets (Entwurf: W. von Kürten) 
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H. W. Koenig 

Wasserwirtschaft und Umwelt im Ruhrgebiet 

Als vor mehr als zwei Jahren Präsident Nixon an den ame­
rikanischen Kongreß die Botschaft richtete und darin aus­
füh rte, daß der Verschmutzung der Gewässer und der Luft 
Einhalt geboten werden müßte, und auch ein Programm für 
die Beseitigung der sogenannten Umweltschäden vortrug, 
war das Echo weltweit. Besonders stark war d ieses Echo 
in Deutschland. Hier bemächtigten sich sofort die Zeitun­
gen. und lllustriertell dieses neuen Programms. Das Wort 
„Umweltschutz" war geboren, ein neuer Begriff für die 
Öffentlichkeit. Es vergeht wohl kein Tag, an dem nicht in 
den Zeitungen etwas über Umweltschutz steht. Inzwischen 
haben sich hier und da Organisationen gebildet, um den 
Umwel,tschutzgedanken weiterzuentwickeln und zum 
Dur-chbruch zu bringen. 

Man hat manchmal als derjenige, der auf diesem Gebiet 
schon einige Jahrzehnte tätig ist, den Eindruck, daß in 
der Öffentlichkeit ein völlig falsches Bild entstanden sei, als 
ob im Umweltschutz überhaupt nichts gechehen wäre. Der 
Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk beschäftigt sich seit 
rund 50 Jahren mit diesen Fragen; der Ruhrverband und 
der Ruhrtalsperrenverei n betreiben Umweltschutz in Form 
von Wasserwirtschaft, d. h. auf der einen Seite die Bereit­
stellung riesiger Mengen von Wasser, die hier im Indu­
striegebiet benötigt werden , auf der anderen Seite die Be­
seitigu ng der anfaUenden großen Abwassermengen. Hier 
im Ruhrgebiet, sei es bei Emschergenossenschaft oder 
Ruhrverband, sind praktisch die modernen Verfahren der 
Abwässerklärung entwickelt worden. Es gibt wohl kein 
Klärwerk in Deutschland, das nicht auf die Erfahrung ge­
rade dieser Verbände zurückg reift. 

Die Kohleförderung und d·ie Stahlerzeugung waren die 
prägenden wirtschaftl-ichen Elemente-, die den Ballungs­
raum hier gestalteten. Kohleförderung und Stahlerzeugung 

gingen vom Tal der Ruhr aus. Schon frühzeitig mußte bei 
den sich ansammelnden Menschen die Ruhr stets das Was­
ser liefern, das Bevölkerung und Industrie benötigten. So 
ist es verständlich, daß sich in dem allmählich bildenden 
Ballullgsraum, in dem ja noch keine geordnete Wasserwirt­
schaft vorhanden war, schon frühze itig Schwierigkeiten 
einstellten. Diese Schwierigkeiten traten. schon vor der 
Jahrhundertwende auf, besonders in trockenen Jahren. 
Die Ruhr ist bekann.tliich ein. Gebirgsfluß: wenn es reich­
lich regnet, ist die Wasserführung sehr gut. Aber das Was­
ser fließt sehr schnell ab; wir habeJ11 hier kaum einen 
Grundwasserträger. Die Ruhr liegt in den Ausläufern des 
Rheinischen Schiefergebirges, aufgebaut in erster Linie und 
weitgehend aus Tonschiefer und Grauwacke. Da gibt es 
nur wenig Mögl ichkeiten, Grundwasser zu stauen. Dan.eben 
hat auch die stark schwankende Wasserführung ganz na­
türlich zu Schwierigkeiten. geführt. 

Wie sah es denn, anfangs aus? Nachdem man• gelernt hatte, 
den Emschermergel zu durchtäufen, wanderten· Kohlenberg­
bau und Industrie aus dem Ruhrtal· nach Norden. Die Koh­
lenflöze faHen mi t etwa 3 % nach Norden hin ein. Hier im 
Ruhrtal und etwas weiter südl ich davon streichen sie sogar 
zu Tage. Nachdem man afso dieses Du rchtäufen be­
herrschte, setzte in diesem Gebiet eine sprunghafte Ent­
wicklung ein·. Hier ist festzustel-len, daß der Ruhr die Auf­
gabe verblieben ist, WasserMeferant zu seini nicht nur für 
das Ruhrgebiet, sondern auch fü r das Emschergeb·iet und 
zum Tei l . auch für das Lippegebiet, wie auf der anderen 
Seite fü r das Wuppergebiet. Die Wassermengen-, die von 
der Ruhr gefordert wurden, stiegen spru nghaft an . Nach­
dem sich die Schwierigkeiten. gezeigt hatten, ist es weit­
schauenden Männern. der Industrie und der doch sehr be­
achtlichen Wirkungskraft berühmter Oberbürgermeister zu 
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Abb. 12: Wasserwi rtschaftsverbände im rheinisch-westfälischen Industriegebiet 
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verdanken, daß hier in Form der Selbsthilfe Organ isationen 
geschaffen wurden, die das Problem der Sicherstellung von 
Wasserversorgung einerseits und Beseitigung des Abwas­
sers andererseits in Angriff nahmen. 1897 war bereits der 
Ruhrtalsperrenverein als freiwilliger Zusammenschluß der 
Ruhrwasserwerke geschaffen worden. Es gab damals 
großen Streit mit den Wasserkraftbesitzern, die ja das Was­
ser benutzten, um Energie zu erzeugen. Bedenken Sie, es 
gab damals noch keine Fortleitung von Strom ; die Dampf­
maschine stand n10ch in der Entwicklung. So war die Was­
serkraft damals ei n bedeutendes kraftspendendes Element. 

1904 wurde die Emschergenossenschaft gegründet. Die Em­
schergenossenschaft hat zur Aufgabe, all die Schäden zu 
beseitigen, die der Kohlenbergbau hervorruft, insonderheit 
durch die Senkung der Erdoberfläche. Es gibt im Ruhrge­
biet Gegenden, wo die Senkungen bis 12, ja 15 Meter groß 
sind, also die Erdoberfläche in dieser Größenordnung ab­
gesunken ist. Der Wasserspiegel ist jedoch auf alt er Höhe 
gebl:ieben. Alle diese Gebiete würden unter Wasser fallen, 
wenn sie nicht künstlich trocken gehalten würden. Aber 
um die Jahrhundertwende gab es das al les nicht, so daß 
sich in großem Umfang Sch lammteiche bildeten, durch­
flossen von Vorflutern, stark mit Abwasser bel·astet. 
Schlamm lagerte sich ab ; es faul te, es waren unhaltbare 
Zustände (Abb. 13). Mit Einführung des Preußischen Was­
sergesetzes von 1913 wurden schHeßlich auf An.regung der 
Industrie und der Städte dann diese Selbstverwaltungsor­
ganisationen, die Wasserverbände Ruhrverband und Ruhr­
talsperrenverein du rch Sondergesetz geschaffen. Diese 
Sondergesetze sehen vor, daß die Wasserverbände den 
Status einer Zwangsgenossenschaft haben in der juristi­
schen Form von Körperschaften des öffent.J.ichen Rechts. 
Der Staat hat diesen Organisationen eine ungewöhnliche 
Freiheit gegeben. Er beaufsichtigt und kontrnl!iert die Ver­
bände nur insoweit, als er sich überzeugt, ob diese Ver­
bände nach dem Gesetz arbeiten und die Ziele des Geset­
zes erfüllen. 

In Abb. 12 sind die wasserwirtschaftlichen Verbände in 
Nordrhein-Westfalen dargestellt. Die Verbandsgrenzen' sind 
durch die Grenzen der Wasserscheiden gesetzt, so daß al­
les, was hier im Bereich wasserwirtschaftlicher Aufgaben 
durchgeführt wird, sich innerhalb des Niederschlagsgebietes 
volfzieht. Diese wasserwirtschaftlichen Verbände sind cha­
rakt€ristisch für Nordrhein-Westfalen. Ich glaube sagen zu 
dürfen - ohne pro domo zu sprechen -, daß gerade· diese 
Wasserverbände als Selbstverwaltungsorganisationen seit 
mehr als 50 Jahren - ja fast 70 Jahren - durchaus. erfolg­
reich arbeiten. Sie sind oft genug als· Beispiel benutzt wor­
den, in anderen Gegenden der Welt ähnliche Organisatio­
nen· zu schaffen. 

Eine wesentliche Aufgabe im Gebiet des Stei nkoh lenberg­
baus ist die Beseitigung der durch den Bergbau hervorge­
rufenen Schäden. Im Verbandsbere ich der Emschergenos­
senschaft hat das Absinken der Erdoberfläche als Folge 
des untertägigen Steinkohlenabbaus solche Ausmaße an­
genommen, daß im Jahre 1970 rd. 1/ 3 des Niederschlags­
gebietes der Emscher künstlich trocken gehalten werden 
mußte (Abb. 16). Gewaltige Pumpwerke sind entstanden, 
um das Wasser aus diesen Gebieten zu heben und dem 
Rhein zuzuführen. Die Emscher ist im Mündungsgebiet 
schon zum dritten Mal verlegt worden, um wieder Vorf lut zu 
gewinnen. 

Abb. 14 zeigt eine Bodeneinsenkung aus jüngster Zeit und 
veranschaulicht, welche umfassenden A rbeiten die Ern-

Abb. 13: Beeckbach in Duisburg um 1900 

Abb. 14: Senkungssee Groppenbach (Luftbild freigegeben Reg. 
Präs. Düsseldorf Nr. 19/30/2696) 

Abb. 15: Rüp ingsbach 



Emschergebiet: 865 km2 

G::_~Polder 1970 = 33°/o 

Abb. 16: Poldergebiete im Jahre 1970 

schergenossenschaft zur Erhaltung der Vorflut im Nieder­
schlagsgebiet der Emscher zu vollziehen· hat. 
Am Beispiel der Seseke, einem Nebenfluß der Emscher, 
wird das Ausmaß der erforderlichen Arbeiten deutlich (Abb. 
17). Mit dem Absinken des Geländes wuch.s der Deich in 
die Höhe, zunächst 1934. Er mußte 1937 wieder .aufgehöht 
werden, denn die Senkung ging ja weiter; schließlich er­
neut 1949 und 1955. Das Wasser wird hier 10 Meter über 
dem Gelände abgeführt. Das bedeutet natürlich, daß riesige 
Bauten er-richtet werden müssen. Straßen müssen auf­
gehöht, Brücken neugebaut wer<:len. - Außerdem kommt 
es sehr darauf an, das Flußgefälle so gering wie möglich zu 
erhalten: sonst müssen - wenn das Gefälle zu groß wird -
zusätzlich Pumpanlagen geschaffen wer<:len. 
Oft genug wird von seiten der Landschaftsgestaltung der 
Vorwurf gemacht, die ausgebauten. Vorfluter sähen• in der 
Landschaft fü rchterlich aus. Es muß jedoch daran erinnert 
werden, daß jeder Zentimeter Gefäl.le· hier eine große Rolle 
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spielt und viel Geld kostet. Die Emschergenossen­
schaft gibt sicho sehr viel Mühe, diese Vorfluter einzugrü­
nen und so d·as Landschaftsbild möglichst zu erhalten 
(Abb. 15). 

Der industrielle Struktu rwaride~ im Ruhrgeb'iet hat auch in 
der Wasserwirtschaft einige Umstellun-gen: erfordert, jedoch 
hat d ie Ruhr weiterhin in großem Umfang Wasser zur Ver­
sorgung von. Bevölkerung un:d Industrie zu liefern. In 
Abb. 18 ist dargestellt, daß über 400 Mil lionen m3 Wasser 
von den Wasserwerken, die sich im Ruhrtal befinden, 
in großen Rohrleitungen über die Wasserscheiden direkt 
in diese Gebiete geleitet werden. Selbstverständlich braucht 
das eigene Niederschlagsgebiet, ·in dem über 2,2 Millionen 
Menschen leben, .ebenfalls große Wasser.mengen. Aufgrund 
der Mobilität, der Stromfortlei1Ung und der Tr.anspor.t­
mögl ich,keit mi.t Lastkraftwagen dringt ·die Industrie heute 
bereits in die Dörfer des Sauerlandes vor. Das br.ingt ge­
wisse Schwierjgkeiten in der Wasserversor.gung mit sich. 

;; r , · 934 · ~ 
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Abb. 17: Seseke in Lünen km 1,2 
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Wasserlieferung .;ö;.;' der Ruhr 
zur Versorgung von Bevölkerung 
und Industrie. 
In das Emschergebiet 

Lippegebiet 
Wuppergebiet 
Emsgebiet 

320.0 Mio m 3 = 78.0 % 
82,0 Mio m3 = 20,0 % 

6,4 Mio m3 = 1,6 % 
1.6 Mio m 3 = 0.4 % 

410,0 Mio m3 

..... · 

Abb. 18: Wasserlieferung von der Ruhr zur Versorgung von Bevölkerung und Industrie 

DORTMUND 

Niederschi. Mittl.jährl. Speicher-

Talsperre Gebiet Zuflu6summe Ausbaugrad Sperrbauwerk 
CSQl ~ 

Miom3 km2 Mio m3 % Art 

Bigge 171.7 289,0 219,7 78,0 2 Geröll-
dämme 

Möhne 134,5 432,0 189,9 71,0 Bruch· 
steinmauer 

Sorpe 70,0 99,5 4 6,5 151,0 Erddamm 69,0 

Henne 38,4 100,6 50.3 76.0 Gerölldamm 58,0 

Verse 32,8 24,1 22,2 148,0 Erddamm 62.0 
Zu 

kl. Talsperre 23,7 99,5 76,8 30,9 

471,1 Gesamtsta uraum 

Abb. 19: Leistungsfähigkeit der Talsperren 
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Erwähnenswert und interessant ist, welche riesigen Wasser­
mengen im Ruhrtal heute bereitges.tellt werden müssen: 
etwa 1,2 Mil liarden m3/a. Die Ruhr ist ein Gebi.rgsfluß. Wenn 
es regnet, führt sie viel Wasser; doch wenn die Jahre 
trocken sind, kann die Wasserführung sehr zurückgehen. 
Das maximale Hochwasser an der Ruhrmündung liegt bei 
2100 m3/s, während die Wasserführung nach harten Trok­
kenzeiten - also in Doppeltrnckenjahren - auf etwa 
3 m3/s zurückgeht. Diese Spanne von 1 : 700 ist in Europa 
für einen Fluß außergewöhnlich. Da auf der anderen Seite 
zu jeder Zeit Wasser zur Verfügung stehen muß, war es 
schon frühzeitig notwendig, ei ne Organisation zu schaffen, 
deren Aufgabe es war und die sich damit beschäftigte, dem 
Revier diese Sorgen zu nehmen, d. h. ständig den Abfluß 
in. der Ruhr soweit anzureichern, daß die Wasserwerke ge­
nügend Wasser haben. Das geschieht durch den Bau von 
Talsperren. Diese Talsperren sind im Niederschlagsgebiet 
des Sauerlandes bewußt regional verteilt. Hier fallen im 
Durchschnitt etwa 1000 bis 1100 mm Niederschlag. Wir kön­
nen aus dem Überangebot von Wasser während der Win­
terzeit die Talsper~en auffüllen, um dann im Sommer, wenn 
Trockenzeiten e·insetzen, nach einem bestimmten Schlüs­
sel Wasser aus den Talsperren abzugeben. 

Die Wasserentnahme aus der Ruhr ist in Abb. 20 dargestellt. 
Der Bedarf lag um 1900 etwa bei 180 Millionen m3/a. Nach 
diesem Jahr setzt dann die sprunghafte, aufwärtsstrebende 
Entwicklung ein. Interessant ist ein Vergleich mit der Kurve 
für die Stahl- und Eisenerzeugung. Die Parallelität dieser 
Kurven ist deutlich erkennbar. Die Wasserentnahmekurve 
ähnelt praktisch der Wirtschaftskurve unseres ganzen Va­
terlandes; unseres früheren Vaterlandes wie de r heutigen 
Bundesrepublik. Wenn Sie die einzelnen Daten aus den 
Jahren 1930 oder 1945 betrachten, sehen Sie sehr deut­
lich diese enge Beziehung. 

Interessant ist auch die Kurve für die Entziehung. Unter 
Entziehung verstehen wir die Wassermengen, die dem 
Ruhrfluß durch die Versorgung der Nachbargebiete wie 
auch durch den Verbrauch von Wasser im eigenen Einzugs­
gebiet verlorengehen. Über 400 Millionen m3 Wasser wer­
den über die Wasserscheiden hinweg zur Versorgung von 
Bevöl-kerung und Industrie in die Nachbargebiete gepumpt. 
Diese Wassermenge geht dem Ruhrfl.uß verloren. Nach un­
serem Gesetz - dem Ruhrtafsperrengesetz - müssen wir 
die schädlich entzogene Wassermenge ersetzen; schädlich 
ist die Entziehung dann, wenn die Wasserführung der 
Ruhr an der Ruhrmündung 20 m3.'s unterschreitet. 

Interessant ist ferner die Aufteilung der Wasserentnahme 
aus der Ruhr. Ein erheblicher Teil der Wassermenge geht 

W asserwerk 

Abb. 21: Wassergewinnung im Ruhrlal; Schema 
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Abb. 20: Wasserentnahme aus der Ruhr 

durch Entziehung verloren. Ein anderer großer Teil wird 
im Niederschlagsgebiet der Ruhr als Kühlwasser genutzt, 
der Rest ist Trink- und Brauchwasser. 

Wie das Wasser gewonnen wird, zeigt Abb. 21. Die Was­
sergewinnung im Ruhrtai wird von der Natur außerordent­
lich begünstigt. Über dem Ruhrsandstein liegen Sande und 
Kies in einer Stärke von 5- 10 m, abgedeckt von· einer 
Auelehmschicht von etwa 1/ 2 bis 2 m Mächtigkeit. Diese 
Auelehmschicht ist besonders wichtig. Sie ist praktisch 
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nahezu wasserdicht, verhindert das direkte Eindringen. von 
Schmutzwasser aus der Ober fläche und• schützt somit 
Sande und' Kiese. Eingeschnitten in dieses Sand- und Kies­
bett ist die Ruhr. Hier tr.itt Wasser aus dem Ruhrfluß .in den 
Untergrund. Früher war es so, daß sei.tlich Sickergalerien 
bestanden. Der Porenraum des Unter.grundes war m~t Was­
ser aufgefüllt; dort konnte das Wasser direkt entnommen 
werden, und zwar in einer Güte, die es ermöglichte, das 
Wasser ohne Chlorung in das Wassernetz einzuspeisen. 
Diese natürliche Boderrfiltration ist auch heute- noch die 
beste Reinigungsart, die man für d:ie Tr.inkwassergewinnung 
anwenden kann. 

Im laufe der Jahre reichte die natür.liche Uferfiltration 
- wie wir sie bezeichnen - nicht mehr aus. Heute Megen 
rechts und l>inks vom Ruhrfluß große Sickerbecken, die 
etwa 400 m lang und• 30 bis 50 m breit sind. Auf dem Boden 
dieser Sickerbecken• befindet sich eine Stützschicht von 
Kies, darauf eine Sickerschicht von feinem Sand in einer 
Stärke von etwa 50 cm. Es wird meist durch eine Stau­
anlage dafür gesorgt, d·aß das Wasser aus der Ruhr in 
die Sickerbecken gelangt, dann durch diese Sandschichten 
hindurchsickert und sich zu künstlichem Grundwasser 
umwandelt. Anschließend wird es vom Wasserwerk ent­
nommen. Leider verlangen die Hygieniker heute eine 
entsprechend: starke Chlorung, damit das Wasser in einem 
hyg·ien•isch einwandfreien Zustand zum Verbraucher kommt. 
Im Ruhrgebiet gibt es nur e i n Wasserleitungsne·tz, und 
zwar sowohl für die Gebrauchswasserversorgung wie für 
die Tninkwasserversorgung. Praktisch geht bei dieser billi­
gen Gewinnungsmethode das Brauchwasser in Trinkwas­
sergüte an die Industrie. Das ist ein großer Vorteil, denn 
wie leicht käme es bei 2 Leitungsnetzen· zu Verwechslun­
gen! Man· kann sich durchaus vorstel·len, daß diese u. U. zu 
einer Epidemie Anlaß geben könnten. 

Der Ruhrtalsperrenverein hat im Laufe der Jahrzehnte seine 
Talsperren gan·z systematisch im Niederschlagsgebie~ der 
Rullr errichteti; sie liegell bewußt regional verteil t an, den 
Enden der bedeutenden Nebenflüsse (Abb. 19). Zur Zeit 
verfügen wir über einen Stauraum voni 471 Millionen• mJ. 
Das wird vermutlich für die nächsten 2 Jahrzehnte ausrei­
chen. 

Der Talsperrenbau ist in Deutsch land außergewöhnlich 
teuer. Bei der Biggetalsperre wurden für d·ie Freimachung 
des Tales, für die Verlegung der Straßen, Eisenbahnen un;d 
sonstigen' Einrichtungen einschlieBlich der neuen Siedlun­
gen etwa 71 % der Gesamtkosten• von 405 MilNonen: DM 
benötigt und nur knapp 29 % für die wasserbaulichen An­
lagen. 

Charakteristisch für die Biggetalsperre ist, daß die Ver­
kehrswege und die Siedlungen, die aus dem Tal herausge­
nommen werden mußten, auf der wesbl'ichen Seite der Tal­
sperre neu errichtet wurden, während auf der anderen 
Seire nur Randwege liegen, die zur Bewirtschaftu ng des 
Raumes notwendig sind. Man kann somit bei der Biggetai.­
sperr6' von einer Verkehrs- und Siedlungsseite und einer 
ruhigen Seite für die Erholung sprechen. 

Genau wie alle anderen Talsperren so übt auch die Bigge­
talsperre eine große Anziehungskraft auf die Öffentlichkeit 
aus. Sie ist heute mit Segelbooten so stark besetzt, daß 
keine neuen• Lizenzen mehr ausgegeben werden können. 
Die Zahl für jede Talsperre ist festgelegt. Die Biggetal­
sperre war innerhalb von 3/ 4 Jahren mit über 600 Booten 
ausverkauft. Wenn man bedenkt, daß jedes Boot etwa 
10 000,- DM kostet und dazu noch Aufwendungen durch 
den einzelnen für Steganlagen usw. erforderlich sind, dann 
sind hier mindestens 6 Millionen von den· An liegern bzw. 
den• Sporlltreibenden in kurzer Zeit investiert worden. 

Der Ruhrtalsperrenverein verteidigt diese. Talsper ren fand­
schaft meh·r als d·ie anderen. Gerade in diesem Raum, wo 
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großer Fremdenverkehr gegeben: ist, geht das kommerzielle 
Denken und Erwerbsstreben - das im Prinzip zwar zu be­
grüßen ist - doch in manchen Pu nkten etwas zu weit. 

Einen Randweg auf der ruhigen Seite der Biggetalsperre 
zeigt. Abb. 22. Hier kann man in völliger Ruhe wandern und 
radeln; ke·in Motorfahrzeug. darf die Randwege befahren. 
Dieses hart·e Verbot hat die Anerkennung. der Öffentlichkeit 
gefunden. Ebenso sind die Wasserflächen gesperrt für 
Motorfahrzeuge. Nicht einmal .ein Elektroboot ist zuge­
lassen. 

Die Er·richtung. VOil Badeanstal.ten und· Campingplätzen ge­
hört nicht zu dEm Aufgaben des Ruhr~alisperrenvereins. Das 
wird den einzelnen Gesellschaften, die eigens dafür ge­
g·ründet worden sind, sowie den Gemeinden überlassen. 
Das Gelände aber gehört dem Ruhrtalsperrenverein. Er 
verpachtet es nur an die Interessenten, in diesem Falle· an 
die Gemeinden oder an die Gesellschaften , und sorgt nur 
dafür, daß eine gewisse Ordnung· auf den Grundstücken 
herrscht. Um diese Anlagen an der Biggetalsperre zu schaf­
fen, ist eine besondere Gesellschaft gegründet worden: die 
Biggesee GmbH. Mitglieder dieser GmbH sind• der Land­
schaftsverband Westfaterl-Lippe, der Kreis Olpe und der 
Ruhrtalsperrenverein. Die Gesellschaft muß von diesen 
dreien finanziert werden; das Land Nord rhein-Westfalen 
gibb für den Ausbau d·ieser Plätze ca. 70 bis 75 % der Ko­
sten in, Form von Beihfüen. 

Die Möhnetalsperre (Abb. 23) ist ebenfalls eine Talsperre, 
die unter einem ungeheuren Besucherdruck steht. An 
freundlichen· Wohenende111 kommen im Durchschnitt 50 000 
Menschen. Der größte Teil fährt im Auto vorbei in· Rich­
tung zum nächsten Restaurant; aber Zehntausende bleiben 
hier, segeln und baden. Das alles ist .erlaubt. Sie kön­
nen hier schwimmen, paddeln, rudern, je nach Wunsch. In­
zwischen stehen seh r viele Anlagen an den Tatsperren der 
Öffentlichkeit zur Verfügung. Die Möhnetalsperre ist da­
durch geprägt, daß sie in dem sehr schönen Soester Land 
liegt und relat iv nach ist. Sie besitzt einen außerordentli­
chen: Fischreichtum, der afl.erdings von uns sehr gepflegt 
wird . Der Ruhrtalsperrenverein hat an der Möhnetalsperre 
eine eigene Fischzuchtan lage, aus der jedes Jahr mehrere 
Miflionen Maränen eingesetzt werden„ mehrere 100 000 
Hechte, mehrere 100 000 Forellen, eigens für die Talsperre 
gezogen. Das Angeln ist heute bei uns Deutschen eine 
Nationalleidenschaft geworden. Eine Unzahl von Ang lern 
kommt zu den Talsperren. Selbstverständlich müssen sie 
einen Erlaubnisschein dafür lösen. Aus diesen Mitteln wird 
der Fischeinsatz bestritten. 

Der Campingplatz in Körbecke an der Möhnetalsperre 
(Abb. 24) zeigt, welcher Belastung diese Landschaft ausge· 
setzt ist. Hier steht Zelt all Zelt. Ob das die wahre Erho-
11.Jng ist, wagt man zu bezweifeln. Aber immerhin sind die 
Leute glücklich, in der Sonne zu sein und im Wasser ba­
den zu können. Die Zahl der Campingplätze weitet sich 
immer mehr aus. Es kann gar nicht soviel Gelände zur Ver­
fügung g·estelM: werden', wie eigentl ich benötigt wird. 

Von besonderer Bedeutu ng für die Wasserwirtschaft und 
die Erholungsnutzung sind d ie Vorbecken· der Talsperren. 
Die Vorbecken habe111 die Aufgabe, den Wasserstand im­
mer gleich hoch zu haloon, damit die Landschaft geschont 
wird. Diese Becken würden sonst beim Absenken im Som­
mer, wenn wir Wasser benötigen, sofort t rocken liegen. 
Das wäre für die Umgebung ein außerordent lich häßliches 
Bild. Außerdem würden durch den Schlamm, der sich hier 
unwillkürlich ablagert, Mückenplagen und andere Belästi­
gungen entstehen. Deswegen der Vordamm, der eine 
kleine Wehranlage hat und das Vorbecken immer auf glei­
chem Wasserstand hält Das bedeutet auf der anderen 
Seüe, daß Vorbecken dieser Art beViebte Badebecken 
sind und dementsprechend belastet werden (Abb. 25). Etwa 



2500 bis 3000 Menschen halten sich z. B. am Wochenende 
auf dem Campingplatz am Vorbecken der Sorpetalsperre 
auf. Der Trend geht zu Wohnwagen hin, und diese Wohn­
wagen. bleiben dann auf den Campingplätzen meist auch 
das ganze Jahr über stehen und sind nun wirklich keine 
Zierde für die Landschaft! 

Aufgabe des Ruhrverbandes ist es, die Reinhaltur.g der 
Ruhr und ihrer Nebenflüsse durchzuführen. Der Ruhrver­
band übernimmt die Abwässer der Gemeinden an der Ge­
meindegrenze. Er re inigt das Abwasser in vom Verband 
gebauten Kläranlagen, bevor es dem Vorfluter wieder zu­
geführt wird. Das ist viel tieichter gesagt- als getan„ denn die 
Abwasserreinigung im Ruhrgebiet ist außerordentlich kom­
pliziert. Wir haben hier eine vielseitige lndustr.ie, angefan­
gen vom Holz bis zur Chemie. Die Chemie bringt fast jedes 
Jahr neue Produkte· heraus, damit auch neue Abwässer. 
Wir müssen uns ständig damit auseinandersetzen, Verfah­
ren zu entwickeln, um gerade die industriellen Abwässer 
in irgendeiner Form zu behandeln, sie unschäd·l ich zu ma­
chen bzw. sie so umzuwandeln, daß sie gereinigt werden 
können . 

Wir besitzen im Hause ein chemisch-biologisches Labora­
torium, besetzt mit ca. 40 Fachleuten. Bei den Außenstel­
len in Arnsberg, Plettenberg , Hagen usw. arbeiten ebenfalls 
Laboranten bzw. Chemoingenieure, die ständig die Flüsse 
in den ihnen zugeteilten Abschnitten überwachen und auch 
die Mitglieder kontrollieren, die das Abwasser abstoßen. 
Nur mit sehr starker Kontrolle ist das Ganze über­
haupt in Ordnung zu halten. Eine geordnete Wasserwirt­
schaft - auf der einen Seite eine sichergestellte Wasserver­
sorgung und auf der anderen Seite eine Erfassung und 
Behanx:J.lung der Abwässer - ermöglicht erst das Zusam­
menleben vieler Menschen. Es ist daher nicht zuviel gesagt: 
Das ganze Ruhrgebiet hätte nicht in dieser Größenordnung 
entstehen können, wenn die Wasserverbänd·e nicht immer 
die Vorausse.tzungen durch Bereitstellung von Wasser in 
ausreichender Menge und durch Behand lunQ des Abwassers 
geschaffen hätten. 

Eine ordnungsgemäß betriebene Kläranlage riecht nicht. Es 
geht fast so sauber zu wie in einem Krankenhaus. Das 
muß allein schon aus hygienischen Gründen sein. 

Teilweise liegen die Kläranlagei1' mitten in den Siedlungen, 
was wir nicht etwa anstreben, sondern was oft genug gege­
ben ist, als nämlich die Klärwerke zuerst da waren und sich 
die Siedlungen dann immer mehr ausbreiteten und die 
Kläranlagen umschlossen. 

Die enge Nachbarschaft von Wasserversorgung und Abwas­
serbeseitigung wird in Abb. 26 deutlich. Oben im BHd sind 
die Wassergewinnungsbecken, also die Sickerbecken, 
erkennbar, in der Bildmitte der Ruhrfluß, im Vordergrund 
das Klärwerk des Ruhrverbands für die Stadt Witten. Da 
das Ruhrtal gleichzeitig Überschwemmungsgebiet ist, müs­
sen die Anlagen eingedeicht und ein Dränagenetz gelegt 
werden, um bei Hochwasser das ganze Gelände künstlich 
trocken zu halten. 

Das übernommene Abwasser durchfließt den Grobrechen, 
den Sandfang und· die Belüftungsstationen mit Kalkzugabe, 
wo Säurestöße, die aus den Industrieanlagen kommen, neu­
tralisiert werden können, dann ein Vorklärbecken, die 
Tropfkörper und das Nachklärbecken. Der anfallende 
Schlamm wird in einem Schlammbehälter ausgefault. Mit 
d·em Gas - es ist Methangas - werden Gasmaschinen 

Abb. 22: Biggetalsperre; Randweg Bremge 
Abb. 23: Möhnetalsperre (Luftbild freigegeben Reg.Präs. Düssel­

dorf Nr. SO 1887) 

Abb. 24: Möhnetalsperre, Stranbad Körbecke (Luftbild freigege­
ben Reg .Präs. Düsseldorf Nr. 08/79/524) 
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Abb. 25: Sorpetalsperre, Zeltplatz 5 (Luftbi ld freigegeben Reg .Präs. Düsseldorf Nr. 08/78/514) 

Abb . 26: Kläranlage Witten (Luftb ild freigegeben Reg.Präs. Düsseldorf 08/57/348) 

32 



angetrieben und Strom erzeugt, der für den Betrieb der 
Anlage wieder gebraucht wird. Großer Wert wurde auf die 
Einbindung der Kläranlage in die Landsch aft gelegt. 

überall werden die Anlagen eingegrünt, um in der Land­
schaft nicht störend zu wirken. Oft wird der Faulbehälter 
aus der Gesamtanlage herausgenommen und nach Mög­
lichkeit in den Wald hinein verlegt, damit er nicht als stö­
rendes Element wirkt. 

Eine Über.sieht über sämtliche Betriebsanlagen gibt Abb. 27 
Die Abbildung ze ig t deutlich, in welchem Umfang überall 
Klärwerke entstanden sind . Jedes Jahr werden durch­
schnittlich 3 bis 5 neue Klärwerke gebaut. Teilweise werden 
auch die äl•teren Anlagen erweitert, weil sie durch die 
starke Besiedlung überlastet sind. Insgesamt sind h·eute 
rd. 190 Betriebsanlagen auf 4500 km2 Fläche verteilt. Hier 
wird eine Ruhrwasserwirtschaft betrieben, die immerhin das 
Interesse von vielen Außenstehenden findet. Der Ruhrver­
band ha~ jede Woche zahlreiche Auslandsbesucher. Sie 
sind stets erstaunt - insbesondere d1e Amerikaner - wenn 
man sagt, die Ruhr sei nur 217 km lang und habe ein 
Wasserdargebot von etwa 2,5 Milliarden m3 im Jahr, wo­
von etwa 1,2 Milliarden m3 dem Bedarf zugeführt werden. 

Beim Ruhrverband, einer Zwangsgenossenschaft, sind alle 
diejenigen Mitglieder, die Abwasser in irgendeiner Form 
produzieren, also für den Bürger stellvertretend die Ge­
meinden, dann die Eisenbahnen•, Industriebetriebe jeglicher 
Art usw. Sie haben das Geld mit aufzubringen fü r den Bau 
und den Betrieb der Klärwerke. Auf der anderen Seite ist 
der Ruhrta ~sperrenverein. Dort muß jeder, der im Nieder­
schlagsgebiet der Ruhr mehr als 30 000 m3 Wasser im Jahr 
fördert, ebenfalls Mitglied sein und hat die Kosten mit­
aufzubringen für den Ausbau und den Betrieb der Tal­
sperren. 

Die Aufwendungen, die die Mitglieder für d ie Wasserwirt­
schaft geleistet haben, sind gewaltig. Seit 1948 sind allein 
beim Ruhrverband aus diesen Kreisen - teilweise mit 
Unterstützung von Staatsmitteln - für den Wiederaufbau 
reichlich 250 Millionen DM aufgebracht worden. Für den 

14 Talsperren 
Einzugsgebiete der Talsperren 
112 Kläranlagen 

4 Stauseen 
34 Pumpwerke 
19 Wasserkraftwerke 
9 Rückpumpwerke 

Abb. 27: Betriebsanlagen - Ruhrverband und Ruhrtalsperrenverein 

Ausbau unserer Talsperren haben wir seit 1948 ungefähr 
650 Millionen DM ausgegeben. Wir sind dabei, unseren 
weiteren Zehnjahresplan beim Ruhrverband durchzufüh­
ren: Aufgaben, die noch einmal einen Aufwand von 
mind estens 500 Millionen DM zum Inhalt haben . Es ist 
sehr schwer, diese Mittel bere it·zustell~m. Im Augenblick 
- so möchte ich sagen - stehen wir mit dem Rücken an 
der Wand, um überhaupt diese Probleme zu beherrschen, 
obgleich hier wirklich seit Jahrzehnten alles getan worden 
ist. Aber bedenken Sie nur die fortschreitende Umwandlung 
der Umwelt! Denken Sie an die Versiegelung der Ober­
fläche, an den Rückgang der Grundwasserbildung, an das 
ungenügende Kanalisationssystem in den Städten, in denen 
die alten Hauptsammler ja fes~liegen . Riesige neue Ge­
biete sind ang·eschlossen worden. Was ist die Folge? Die 
Sammler können die Wassermengen, d·ie von der Ober­
fläche, den• Städten, d>Sn Gemeinden bzw. von den· Siedlern 
kommen, gar nicht fassen. Die Regenüberläufe springen 
sehr schnell an. Es kommt also auch hier zu einer zuneh­
menden Verschmutzung unserer Vorfluter. Das alles erfüllt 
uns mit Sorge. Im Augenblick ist keine direkte Gefahr 
vorhanden. Wir dürfen aber- nicht ruhen und nicht rasten, 
sondern müssen ganz energisch unser Programm in den 
kommenden Jahren auch weiterhin durchführen. Ich habe 
in diesem Fall nur von den Aufwendungen des Ruhrver­
bands und Ruhrtalsperrenvereins gesprochen. Die Auf­
wendungen bei der Emschergenossenschaft bewegen sich 
in etwa der gleichen Höhe. Bei Emschergenossenschaft und 
Lippeverband insgesamt genommen liegen sie seit 1948 
auch in einer Größenordnung von ungefähr 700 bis 900 
Mi llionen DM. Auch dort geht die Entwicklung genauso 
weiter. Gerade der Nordraum wird jetzt sehr stark weiter­
entwickelt und auch dort müssen gewal.tige Summen inve­
stiert werden, um Schäden all der Umwelt zu beseitigen 
oder zumindest zu mildern. 

Gestaltung und Pflege unserer Umwel·t sind ein weltweites 
Problem geworden. Einem Ruf zu folgen, wie ihn seinerzeit 
Jean Jacques Rousseau natürlich in veränderter Form ge­
tan hat : Zurück zur Natur! ; dazu ist uns heute jeder Weg 
verschlossen. Wir müssen mit der Industrie, mit der Wirt-
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schaft leben. Wir dürfen auf der einen Seite nicht verges­
sen, d·aß es Technik, Wissenschatt und das Fortwirken der 
Wirtschaft sind-, daß die Menschenmassen, die sich inzwi­
schen auf der Welt angesammelt haben, ernährt werden 
konnten. Das muß man ane-rkennen. Aber einen Weg zu­
rück gibt es nicht mehr. Unser aller Zukunft wird davon 
abhängen·, ob ein sinnvolles Zusammenspiel zwischen Poli­
tik und Wirtschaft in Zukunft gegeben ist, ob sich dabei 
eine entsprechende Gesinnung zeigt. Politiker und Wirt­
schaftler sind irl de!l Vorstellungen und in den Handlungen 
auf eine stetige Produktionsausweitung eing·estellt. Auch 
unser mittelfristiger Finanzplan baut ja darauf auf. Jedes 
Jahr rechnet d~e Bundesregierung mit einem realen Wachs­
tum zwischen 4 und 5 %, rechnet sich auch gl·eich entspre­
chend die Ein!lahmen aus, um damit ihren Haushalt zu ba­
lancieren. Ich weiß nicht, ob wir au f dem richtigen Wege 
sind : Wir wissen, daß die ArbeitskapaZ:itJät unter den einge­
schränkten Wochenstunden ausgeschöpft ist, und daß wir 
eine weitere Ausweitung nur durch Gewinnung von aus­
ländischen Arbeitskräften erreichen können . So fragt man 
sich doch - besonders im Hinblick auf un.seren Raum -
ob dies alles richtig sei. 

Meines Er·achtens muß hier in der Politik wie auch in der 
Wirtschaft ein Umdenken stattfinden. Dieses Umdenken 
muß zu der Erkenntnis führen, daß unserer Ausweitung 
nicht nur von der zur Verfügung stehenden Menschenkraft, 
sondern auch vom Raum her Grenzen gesetzt sind. Es 
muß unbedingt auch dazu führen, daß die Wirtschaft, die 
der Umwelt gerade durch die moderne Produktion doch in 
erheblichem Umfang Schäden zufüg.t, ir.gendwie für diese 
Schäden aufzukommen hat. Die Wirtschaft muß sich mehr 
denn je daran gewöhnen, diese Kosten - die Amerikaner 
nennen sie social-costs - in die Kalkulation und in die 
Preisberechnung mit einzuf.ühren. Selbstverständlich muß 
der Benutzer, der Bürger letztlich diese Kosten bezahlen. 
Das geht nun einmal nicht anders. Wir müssen uns damit 
abfinden. Gerade die Bundesreg.ierung hat jetzt mehr denn 
je das Verursacherprinzip herausgestellt. Es ist sicherlich 
eine Auffass·ung, die zu Recht besteht; aber es ist nur eine 
Seite der Auffassung. Sollte ma!l künftig nicht so steuern, 
also Verordnungen erlassen, daß das Entstehen von Schä­
den nach Möglichkeit verhindert wird·? Ich denke dabei z. B. 
an das Verbot von chemischen Mitteln, die in der Natur 
nicht abbaubar sind und damit auch nicht verschwinden 
können. Oberhaupt sollte man erst dann Produkte zulas­
sen, wenn man weiß, daß diese Produkte technisch irgend­
wie wieder so umgewandelt werden können, daß sie in der 
Natur keine Schäden hervorrufen. 

Wir müssen weiterhin gerade im Hinblick auf den gegebe­
nen1 Raum ein·e umfassende, über die Länderg renzen hin­
weggreifende Raumordnung betreiben und hierbei die mög­
liche Entwicklung der nächsten 20 Jahre zugrunde legen. 
Diese Planung ist meines Erachtens eine Grundvoraus-
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setzung, wenn wir den kommenden Generationen einen 
lebenswürdige11 Raum hinterlassen wollen. Hier ist zu be­
merken, daß die nachtei ligen Auswirkungen aus den ver­
schiedenen Tätigkeiten, die der Mensch ausübt, nicht sofort 
erkennbar sind. Erst durch die Akkumulierung von diesem 
und jenem treten d ie Nachteile auf. 

Sie mögen aus meinen Ausführungen entnehmen, daß ge­
rade die Wasserwirtschaft im Rahmen des Umweltschutzes 
ein Raumordnungsproblem allererster Art darstellt. Hier habe 
ich ganz große Besorgnisse. Immer wieder muß ich fest­
stellen, daß die Raumorganisation, d·ie Landesplanungsor­
ganisation, Landesplanungsgemeinschaften usw. zu unge­
nügende Kompetenzen haben. Das Bundesbaugesetz gibt 
den Gemeinden ja die Planungshoheit. Eine Landespla­
nul'lgsgemeinschaft muß über ein großes Gebiet planen. 
Sie muß sich mit den einzelnen Interessenten - den Ge­
meinden - mühsam auseinandersetzen. Das kostet Zeit. 
Auf der anderen Seite ist dann die Gemeinde mit ihren 
Beschlußgremie11, ihrem Stadtrat, sehr viel schnelle r. Wenn 
die Ziele der Landesplanung nicht genau und klar nieder­
gelegt sind - und sie sind es meist nicht, sie sind auch 
nicht in· der Größen-0rdnung genau in der Karte sichtbar be­
legt - dann hat d ie Gemeinde so viel. Spielraum und so 
viele Möglichkeiten hineinzustoßen, daß dann oft genug 
wertvollste Gebiete verpfant werden. Ich clarf hieran erin­
nern, daß ich seit 6 Jah ren ein·en Kampf führe um d ie Frei­
haltung des Ruhrtals. Das Ruhrtal hat zwei große Aufga­
ben : Einmai., dank des geologischen Aufbaues, Sicherstel­
lung der Wasserversorgung. Auf der anderen-Seite steht· die 
Naherholung. Wasserversorgul'lQ und Naherholung stören 
sich keineswegs. Sie passen sogar sehr gut zusammen. 
Aber es ist immer wieder festzustellen, daß die Gemeinden 
mit ihren Siedlungen in die nachen Gegenden des Ruhr­
tales vorstoßen. Sie sind alte bemüht um Industrieansied­
lungen. Die Gewerbesteuer ist nun einmal ein Zugpferd. 
Jede Gemeinde will ihren Etat aufbessern, jeder Bürgermei­
ster hat ein Interesse daran, seine Stadt irgendwie auszu­
weiten. Das führt dann zu. Mißhell igkeiten. Ich kann Ihnen 
sagen1, daß die Gemeinden durchaus bereit sind, fü r ein 
Linsengericht ihre Zukunft zu verkaufen ! 

Von Natur aus haben wir gar nicht so viel€ Möglichkeiten, 
Grundwasser zu gewinnen. Das setzt einen bestimmten 
geol<>gischen Aufbau voraus. Mit solchen F~ächen muß sehr 
sorgfältig umgegangen werden. Im Bundesgebiet haben 
wir einen jährlichen Grundwasserabfluß von etwa 28 Mil­
liarden m3, und wenn wir überlegen, daß wir bei der vor­
handenen und der fortschreitenden Bebauung in Zukunft 
vielleicht bestenfalls 14 Mill iarden m3 erfassen können, 
dann wird klar, daß in wenigen Jahrzehnten - vielleicht 
muß ich jetzt schon sagen in wenigen Jahren - der Grund­
wasservorrat völlig erschöpft sein wird. Wenn w ir also 
Grundwasserversorgungsgebiete bebauen und weiter so 
fortfahren, dann werden wir in Zukunft in ganz große 
Schwierigkeiten bekommen. 



G. 0 1 s c h o w y 

Industrie und Landschaft - Standortfragen aus der Sicht des Landschaftsplaners* 

Einleitende Gedanken 

Im Zeitalter der Industriegesellschaft sind Industrieanlagen 
eine Realität, mit der sich jeder Planer auseinander­
setzen muß. Die Fehler der Vergangenheit aber sollten für 
uns alle Anlaß sein, daraus zu lernen. Was sich im Zuge 
der ersten großen Industrialisierung in der zweiten Hälfte 
des vergangenen Jahrhunderts in vielen Industriegebieten 
völlig planlos und ohne jede Raumordnung, ohne Rücksicht 
auf Mensch und Landschaft vollzogen hat, darf sich nicht 
wiederholen. Die Ergebnisse dieser Fehlentwicklung sind 
uns als Warnung aus vielen negativen Beispielen in Europa 
bekannt, wo Kohle gewonnen und Erz verarbeitet wird. 

Die zweite industrielle Revolution, gekennzeichnet durch 
zwei einschneidende technische und wissenschaftliche Er­
rungenschaften - die Automation und die Atomenergie -
hat zwar ihren Anfang im Zweiten Weltkrieg, kann sich 
aber erst in der Nachkriegszeit voll entfalten. Haben sich 
bereits im Zuge der ersten industriellen Revolution ge­
schlossene Industriegebiete entwickelt, so sind heute ganze 
Industrieländer im Entstehen. Der Flächenbedarf der Werke 
wird zunehmend größer, weil sich der Produktionsvorgang 
immer mehr in einer Ebene abspielt. Automatische Walz­
straßen und Montagebänder von 500 m Länge und mehr 
sind keine Seltenheit mehr. Für ein neues Hüttenwerk wird 
heute eine Fläche von 5 bis 8 km2 angesetzt. Neue Er­
findungen bedingen neue Herstellungsmethoden mit ande­
ren Bauwerken. So haftet der modernen Industrie noch 
mehr das Unstete, Wandelbare und zeitlich Begrenzte an ; 
Werke veralten rasch und müssen durch neue ersetzt 
werden. 

Zur Standortwahl von Industrieanlagen 

Für die Beziehungen von Industrieanlagen zur Landschaft 
ist die Wahl des richtigen Standortes von entscheidender 
Bedeutung. Hierbei steht im Vordergrund der Schutz der 
Menschen gegen gefährliche, schädliche und belästigende 
Immissionen rauch-, gas- und staubförmiger Art. Hinzu tritt 
der notwendige Schutz von Wohn- und Erholungsbereichen 
gegen Lärm. Schädliche Auswirkungen auf den Wasser­
haushalt sowie die Pflanzen- und Tierwelt sind weitere 
Faktoren , die bereits vorbeugend durch richtige Standort­
wahl ausgeschaltet werden sollen. Schließlich soll auch das 
Orts- und Landschaftsbild möglichst nicht beeinträchtigt 
werden. 

Die Standortwahl von geschlossenen Industrieanlagen und 
selbst von größeren Einzelwerken muß im Rahmen einer 
überregionalen Ordnung getroffen und nicht von dem der­
zeitigen System der Gewerbesteuer bestimmt werden. Es ist 
die Aufgabe der Raumordnung, insbesondere der Landes­
und Regionalplanung , in Abstimmung aller Belange die 
geeigneten Gebiete für neu anzusetzende Industrien fest­
zulegen. Es lassen sich zur Zeit zwei scheinbar gegensätz­
liche Bestrebungen erkennen, die jedoch unterschiedlich 
begründet und unabhängig voneinander sind. Auf der einen 
Seite kann eine weitere Konzentration von Industrieunter­
nehmen beobachtet werden. Dies trifft im besonderen Maße 
für Gebiete in der Nähe von europäischen Seehäfen und 
an Wasserstraßen der Binnensch iffahrt zu; beide Er-

• Vortrag am 14. Januar 1972 an der Technischen Hochschule 
Darmstadt im Rahmen einer Veranstaltung mit dem Thema: 
„ Die Berücksichtigung von Umweltfragen bei der Industrie­
standortplanung". 

scheinungen sind bedingt durch die günstigen Transport­
möglichkeiten auf dem Wasser. Dieser neuen Verdichtung 
steht eine Ansiedlung von Industrie- und Gewerbebetrieben 
in bislang industriefreien Räumen gegenüber. Viele In­
dustriearten sind heute nicht mehr im gleichen Maße an 
den Standort gebunden, wie dies bisher aus Gründen der 
Rohstoffvorkommen und der Energiequellen der Fall war. 
Die teilweise Verlagerung des Verkehrs von der Schiene 
auf die Straße hat den Transportfaktor, der bis lang einer 
Dezentralisierung entgegenstand, zurücktreten lassen. Die 
Wandlung der ländlichen Welt, insbesondere die Tendenz 
zur lebensfähigen Vollbauernstelle und zur kooperativen 
Landbewirtschaftung bei Rückgang der kleinbäuerlichen Be­
triebe und der Rückzug der Landwirtschaft aus den Mittel­
gebirgen, bedingt gebietsweise die Ansiedlung von Indu­
strie und Gewerbe auf dem lande, um den freiwerdenden 
Arbeitskräften eine ausreichende Lebensgrundlage sicher­
zuste llen. 
Beide dargelegten Tendenzen bergen für die Kulturland­
schaft manche Gefahren in sich. Die Binnenwasserstraßen 
mit ihren Tallandschaften sind häufig landschaftlich bevor­
zugte Gebiete, die auch Aufgaben für die Ökologie der 
Landschaft und für die Erholung der Bevölkerung zu erfüllen 
haben. Das ständige Vordringen von Baugebieten an die 
Ufer und die zunehmende Beeinträchtigung durch Ver­
kehrsanlagen, vor allem Eisenbahnen und Schnellstraßen, 
haben bereits ein Ausmaß erreicht, das nur noch wenige 
Uferabschnitte in naturnaher Ausbildung verbleiben läßt. 
Es besteht die Gefahr, daß die der Öffentlichkeit noch zu­
gänglichen und dem Landschaftshaushalt dienenden Ufer­
bereiche unserer Wasserläufe und Seen mit ih rer natür­
lichen Vegetation ebenfalls unersetzbar verlorengehen. 
Der bewährte Grundsatz der Uferfreihaltung von Gewässern 
aller Art sollte in Zukunft sowohl in der Regional- und 
Bauleitp lanung als auch in der Fachplanung berücksichtigt 
werden. Es gibt genügend Beispiele, die aufzeigen, daß In­
dustrie- und Hafenanlagen nicht unmittelbar am Ufer liegen 
müssen, sondern ein ausreichend breiter Ufersaum mit 
einer Auenwaldvegetation verbleiben kann, hinter dem sich 
Hafenbecken, Umschlag- und Verladeeinrichtungen sowie 
Industriewerke ausbreiten können. Auch die Anlage von 
Stichkanälen ist ein Mittel, um das Flußufer selbst von Be­
bauung freizuhalten. 
Daß Erholungsgebiete frei von nachteiligen Industrie­
einflüssen bleiben müssen, ergibt sich bereits aus ihrer 
besonderen Aufgabe. Werden solche Gebiete als „sonstige 
Landschaftstei le in der freien Natur" nach § 5 des Reichs­
naturschutzgesetzes vom 26. Juni 1935 unter Landschafts­
schutz gestellt - das Gesetz sieht hier ausdrücklich vor, 
daß sich der Schutz auch darauf erstrecken kann, das 
Landschaftsbild vor verunstaltenden Eingriffen zu bewah­
ren - , so ist die Möglichkeit gegeben, die Genehmigung 
von Bauten mit Auflagen zu verbinden. Im übrigen können 
nach § 9 BBauG das Anpflanzen von Bäumen und Sträu­
chern und die Bindungen für Bepflanzungen und für die 
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und Gewässern fest­
gesetzt werden. Somit b ietet das Bundesbaugesetz die 
Möglichkeit über den Bebauungsplan Grünflächen zu 
schützen. Im Zeitalter der Technik, der Automation und der 
Freizeit ist es notwendiger als je zuvor, bestimmte, dem 
Menschen im besonderen Maße dienende Landschafts­
räume und Grünflächen vor weiterer Belastung zu schützen 
und ihrem Erholungszweck zu erhalten. 

Die angestrebte Ansiedlung von Industrie in ländliche 
Räume stellt der Regional- und der Bauleitp lanung schwie-
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rige Aufgaben. Im Interesse der landwirtschaftlichen Er­
zeugung muß erwartet werden, daß Gebiete, in denen die 
natürlichen Ertragsbedingungen und die wirtschaftlichen 
Voraussetzungen günstig sind und der Landwirtschaft ein 
optimales Einkommen gewähren, grundsätzlich industri efrei 
bleiben müssen. Soweit jedoch neue Industriean lagen auf 
dem lande angesetzt werden, dürfen sie keine Immis­
sionsschäden an land- und forstwirtschaftlichen Kul turen 
hervorrufen. Es soll sich demnach entweder um Anlagen mit 
nichtstörenden Produktionsvorgängen handeln oder aber 
die Werke müssen mit technischen Einrichtungen ausge­
stattet sein, die Schäden an Nutzpflanzen und Nutztieren 
ausschließen. 

Trotz der derzeitigen Wandlung des Dorfes, das in Zukunft 
weniger ein bäuerliches Dorf als mehr eine Wohn- und 
Arbeitsstätte für nichtbäuerliche Menschen sein wird, gehen 
alle Bestrebungen dahin, dem Ort dennoch seinen länd­
lichen, der Landschaft verbundenen Charakter zu bewah­
ren . Auch mit der Neuansiedlung von Industrie- und ande­
ren Gewerbebetrieben auf dem lande sollen diese Be­
strebungen unterstützt und soll alles getan werden, um eine 
unnötige Verstädterung des offenen Landes und seiner Orte 
zu verhindern. Der Ausbau von „zentralen Orten" oder von 
Ortschaften mit zentralörtlicher Bedeutung bietet sich hier 
als beste Lösung an. Indem einerseits in diesen Orten Ge­
werbe- und Industrieanlagen und in ihrem Gefolge neue 
Wohnbauten konzentriert werden, kann andererseits die 
freie Landschaft vor weiterer belastender Bebauung ver­
schont werden. Das Bundesbaugesetz vom 23. Juni 1960 
hat die Möglichkeit geschaffen, den Baubereich des Ge­
meindegebietes vom Außenbereich abzugrenzen, indem im 
letzteren aufg rund § 34 nur privi legierte Bauvorhaben, im 
wesentlichen landwirtschaftliche Bauten, zugelassen werden. 

Ein weiteres Problem ist der Schutz guter Böden vor einer 
Zweckentfremdung durch industrielle Überbauung. In An­
betracht der zunehmenden Ansprüche, die von vielen Sei­
ten, wie Verkehr, Gewerbe, Siedlungsbau und Landesver­
teidigung, an die landbaulich genutzten Flächen gestellt 
werden, ist es erforderlich, die wertvollen Nutzflächen so­
weit irgend möglich dem Landbau zu erhalten und eine 
andere Inanspruchnahme auszuschließen. Es sollte daher 
vornehmlicher Grundsatz aller Raumordnung und Planung 
sein, beste Böden vor unnötiger Bebauung zu schützen und 
als landwirtschaft liche Vorranggebiete auszuweisen. Dies 
gilt im besonderen Maße für wertvolle Löß- und Schwarz­
erdegebiete, die als Bördelandschaften hohe Ertrags­
leistungen aufweisen, und für fruchtbare Schwemmland­
böden in Niederungsgebieten. Ohne sich der Erkenntnis zu 
verschließen, daß für die Standortwahl von lndust riea:i lagen 
viele Faktoren zu berücksichtigen sind, die die gegebenen 
Möglichkeiten häufig einengen, so sollte von dem auf­
gezeigten Grundsatz nur im Ausnahmefall abgewichen 
werden. 

Die Ausweisung geeigneter Industriestandorte muß von 
einer klaren Ordnung bestimmt werden. Diese Ordnung 
umfaßt neben der richtigen Wahl des Standortes der In­
dustrie auch die notwendige Trennung der emittierenden 
Industriewerke von den anderen Bereichen. Hier obliegen 
der Landschafts- und der Bauleitplanung bedeutende Auf­
gaben. Im allgemeinen kommen in unserem Klimabereich 
die häufigsten Winde aus westlicher bis südwestlicher Rich­
tung, so daß die emittierende Industrie zweckmäßig an den 
Ost- und Nordostrand und empfindliche oder schutzbedürf­
tige Einrichtungen, wie Krankenhäuser, Kindergärten, Alters­
heime, Erholungsanlagen, Obstanlagen, Gartenbaubetriebe 
mit Freiland- und Unterglaskulturen usw., an den West­
rand einer Siedlung gelegt werden. Gegen diese Vor­
schläge kann eingewandt werden, daß bei lnverslons­
wetterlagen nicht selten Winde aus östlicher Richtung 
einfallen. Dies ist zwar richtig, jedoch sollte bedacht wer-
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den, daß sich Emissionen auch bei normalen Wetterlagen, 
wie sie für die meiste Zeit des Jahres vorherrschend sind, 
nachteilig auswirken. In Verdichtungsgebieten jedoch, in 
denen eine Smoggefahr besteht, wird eine Anordnung der 
Industrieanlagen im Nordosten oder Norden zu empfehlen 
sein. 

Eine wirksame Trennung von Industriegebieten gegenüber 
Wohn-, Agrar- und Erholungsbereichen kann am zweck­
mäßigsten durch Wälder, Waldstreifen oder andere breite 
Grünanlagen erreicht werden. Für den Menschen haben 
solche Schutz- und Trennungspflanzungen neben einem 
tatsächlichen Schutz vor Schäden und Belästigungen ver­
sch iedenster Art auch den psychologischen Wert einer 
optischen Trennung, wei l der ständige Anblick der stören­
den Immissionsquellen erspart bleibt. 

Bei der Standortwahl von Industriegebieten und -werken 
muß, wie anfänglich bereits erwähnt, der Schutz des Men­
schen bestimmend sein. Für den Begriff Gesundheit -
auch in einem Industriegebiet - kann nach der Definition 
der Weltgesundheitsorganisation nicht nur .,das Freisein 
von Krankheit und Schwäche" alle in der .Maßstab sein; 
darunter muß auch „ein Zustand völligen physischen, geisti­
gen und sozialen Wohlbefindens" des Menschen verstan­
den werden. 

Einordnung von Industrieanlagen in die Landschaft 

Unter dem Begriff „ Einordnung " soll in diesem Zusammen­
hang nicht nur die optische Einfügung von Industriewerken 
und -anlagen in ihre Nachbarschaft gesehen werden. Viel­
mehr soll er als eine komplexe Eingliederung in die Um­
gebung und vor allem in d ie natürliche Umwelt verstanden 
werden. Hierzu gehört neben der richtigeren engeren 
Standortwahl, die sich aus der Topograph ie und der Gliede­
rung der Landschaft erg ibt, auch die Einfügung in über­
geordnete Planungen und Überlegungen. Eine ausreichende 
Einbindung sch ließt weiter die Berücksichtigung der land­
schaftsökologischen Belange ein, zu denen die Reinhaltung 
von Wasser und Luft, die geordnete Beseitigung der Ab­
fälle, d ie Erhaltung wertvoller Landschaftselemente und 
die Schonung der Pflanzen- und Tierwelt gehören. Eine 
gute Gestaltung der Bauwerke ist ebenso wichtig wie eine 
optische und akustische Abschirmung, soweit dies erforder­
lich ist. Nicht zuletzt muß eine Industrieanlage Rücksicht auf 
den Menschen und seine Ansprüche auf ein ungestörtes 
Wohnen und Erholen nehmen. 

Ein großer Teil unserer Industrieanlagen ist in einer Zeit 
erbaut worden, als die vorgenannten Forderungen noch 
nicht gestell t wu rden. In diesen Fällen kommt es darauf an, 
mit den Fehlern und den Feh lentwicklungen der Vergangen­
heit fertig zu werden. Wie schwierig es hier ist, die Pro­
bleme der Luftreinhaltung, Abwässerklärung und Abfall­
beseitigung zu lösen, ist bekannt. Der Aufbau von Industrie­
anlagen am falschen Standort und ihre mangelhafte Bau­
gestaltung lassen es notwendig erscheinen, diese Werke 
vor allem optisch abzuschirmen und sie mit hohen Schutz­
und Trennpflanzungen zu umgeben. 

Für die optische Einbindung von Industrieanlagen in die 
natürliche Umwelt ist im allgemeinen der Grundsatz be­
stimmend, daß sich Bauwerke dieser Art in die Landschaft 
einfügen, sich unterordnen müssen und sie nicht beherr­
schen dürfen. Auch das techn ische Bauwerk „ Straße" fügt 
sich heute - im Gegensatz zum Zeitalter des Absolutismus 
- dank einer reliefnahen Trassenführung und einer land­
schaftsgerechten Ausbildung des Querschnitts in die über­
geordnete Landschaft ein. Das Bauwerk in seiner Rolle als 
beherrschendes Element der Landschaft muß auf besondere 
Ausnahmen beschränkt blei ben, die geeignet s ind, einen 
wirklichen Höhepunkt zu bilden. 



Die beste Voraussetzung für eine landschaftliche Ein­
bindung eines Industriewerkes ist eine untergeordnete, ab­
geschiedene und nicht landschaftsbeherrschende Lage. Sie 
wird am Hangfuß oder am Rande einer Talniederung, jeden­
falls nicht auf der Höhe oder inmitten einer Tallandschaft, 
zu suchen sein. Auch Wald- und Gewässerränder, die als 
ökologische Nahtstellen und als Erholungszonen besondere 
Bedeutung haben, sollen grundsätzlich nicht bebaut und in 
ihrem Zusammenhang nicht unterbrochen werden. 

Im übrigen obliegt den baumartigen Pflanzungen die ein­
bindende, abschirmende und trennende Funktion gegen­
über der Umgebung, also gegenüber Wohn- und Erholungs­
gebieten, nichtstörenden Gewerbebereichen, landwirtschaft­
lichen Nutzflächen, Obst- und Gartenbaukulturen sowie 
empfindlichen Forstkulturen. Je nach den örtlichen Verhält­
nissen können hierfür ein Waldstück, ein Waldstreifen oder 
ausreichend breite und hohe Trenn- und Schutzpflanzun­
gen geeignet sein. 

Landschaftsplan für Industrieflächen 

Die Überlegungen, Ziele und Vorschläge für eine land­
schaftspflegerische und grünplanerische Ordnung eines In­
dustriegebietes finden ihren Niederschlag in einem Land­
schaftsplan. Aus ihm muß die Lage der Industrieanlagen zu 
Wohn- und Erholungsgebieten sowie sonstigen schutz­
bedürftigen Bereichen zu entnehmen sein. Als Inhalt des 
Planes sind die natürlichen Gegebenheiten, vorliegende 
Untersuchungsergebnisse und die erforderlichen Maß­
nahmen erhaltender, vorbeugender und gestaltender Art 
darzustellen. So enthält der Plan alle vorhandenen Wälder, 
Feldgehölze, Schutzpflanzungen, Grünflächen, Baumgrup­
pen und Einzelbäume bedeutender Art, Erholungseinrich­
tungen, bereits eingetretene Landschaftsschäden, u. a. m. 
Es muß zu entnehmen sein, welche Bestände unbedingt im 
Interesse der Landschaftspflege und der Grünordnung im 
Industriegebiet erhal ten werden müssen. Als vorbeugende 
Maßnahmen wi rd der Plan Vorschläge enthalten, in welcher 
Form besonders erhaltungswürdige Gegebenheiten ge­
schützt und gesichert werden sollen. 

Für den Wert des Landschaftsplanes sind schließlich die 
gestaltenden und aufbauenden Vorschläge besonders wich­
tig. Es müssen die notwendigen Maßnahmen zum Schutz 
und zur Verbesserung der durch die Industrie beein­
trächtigten Bereiche dargestellt werden, so insbesondere 
die Anlage von Waldstreifen, Schutz- und Trennpflanzun-

gen. Weiter sind die erforderlichen Grünflächen inner- und 
außerhalb der Industriewerke einzutragen. Hierzu gehört 
auch die naturnahe Gestaltung und Bepflanzung von Stra­
ßen, Wegen und Plätzen, Wasserläufen und stehenden Ge­
wässern, von Böschungen und Gruben, Kippen und Hal­
den. Die Begrünung und Wiedernutzbarmachung aller in 
einem Industriegebiet anfallenden Ödflächen ist eine 
wesentliche Maßnahme der anzustrebenden Landschafts­
und Grünordnung. 

Abschließende Bemerkungen 

Aus den Forderungen nach einer geordneten Umwelt für 
den Menschen, die sich aus dem Aufbau oder dem Vor­
handensein von Industriean lagen ergeben, werden folgende 
Maßnahmen abgeleitet: 

a) Die Aufstellung eines Luft- und Wasserkatasters vor Er­
ri chtu ng von Industriewerken sowie die Schonung guter 
Böden und wertvoller Landschaftselemente durch die Wahl 
eines geeigneten Standortes. 

b) Die richtige Lage der Industriewerke gegenüber Wohn-, 
Agrar- und Erholungsgebieten unter Berücksichtigung der 
Hauptwindrichtung. 

c) Die Einfügung der Werksanlagen in die natürliche und 
gebaute Umwelt durch richtige topographische Lage und 
gute Gestaltung der Hochbauten sowie durch geeignete 
Pflanzungen. 

d) Die Gesunderhaltung von Wasser, Luft und Boden durch 
technische Einrichtungen und biologische Maßnahmen. 
e) Die Anlage von ausreichend breiten Immissionsschutz­
und Trennpflanzungen. 

f) Die ausreichende Umgrünung und Durchgrünung der 
Werke mit Gehölzpflanzungen, Grünanlagen und grün­
gestalteten Pausenplätzen. 

g) Die Anlage von Erholungseinrichtungen, Wald- und Grün­
flächen in Werksnähe. 
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H. A. M i t t e 1 b a c h 

Die Planung von Erholungs- und Freizeitanlagen für das Gebiet 
des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk 

Das Förderungsprogramm 

Seit Jahrzehnten fördert der Siedlungsverband Ruhrkoh­
lenbezirk (SVR) die Walderhaltung und Waldverbesserung, 
d ie Landschaftsgestaltung und Landschaftssanierung und 
alle Maßnahmen, die der Durchgrünung seines Gebietes 
dienen können. 

Seit Jahrzehnten fördert er auch die bessere Erschließung 
und Ausstattung der Naturpark- und sonstigen Erholungs­
gebieten sowie der kle·ineren Erholungsbezirke für d ie 
flächenextensive urTcl stille Erholung. 

Seit 1967 ist der SVR dazu übergegangen, Freizeitanlagen 
zu fördern, die der flächerlintensiven Freizeitnutzung in der 
Tages- und Wochenendfreizei,t dienen sol len. Das sind im­
mer Kombinationen von mehreren Freizeit·einrichtungen im 
Kontakt mit der Landschaft. 

Gefördert, d. h. ausgebaut oder neu geschaffen werden 

1. Freizeitzentren 

2. Freizeitparks (Revierparks) 

3. Freizeitstätten. 

Darunter verstehen wir das Folgende: 

F r e i z e i t z e n t r e n sind regionafbed<eutsame Land­
schaftsteile kombinie~t mit großen Seenfl.ächen von wenig­
stens 100 ha Größe, denen zaMrelche Freizeiteinrichtungen, 
insbesondere Bade-, Sport- und Spielstätren zugeordnet 
sind. 

Freizeit p a r k s (Revierparks) sind regionalbedeutsame 
Sport- und Spielparks mit einem ergänzenden· Freizeithaus, 
einem Frei- und Wellenbad und weiteren Freizeiteinrichtun­
gen. Während ein Freizeitzemrum in der Regel wenigstens 
300 ha groß ist, soll ein Freizeitpark wenigstens 25 ha, mög­
lichst aber 30 ha oder mehr umfassen. Außerdem soll er 
durch eine doppelt so große Frei- und Grünzone ergänzt 
sein, so daß Freizeiträume von beträchtlicher Größe be­
stehen, die sowohl der stillen Erholung als auch der weni­
ger stillen Freizeitgestaltung dienen können. 

Frei z eitstätten s·ch·l'ießHch sind. kleinere gemeind­
liche Anlagen„ soweit sie von mehrgemeindl·icher Bedeu­
tung sind, mehrer-e Freizeiteinrichtungen enthal1Jen und 
wenigstens 10 ha groß sind. 

Abbildung 28 zeig~ das derzeitige Förderungsprogramm 

a) mit 4 Freizeltzentren am Ruhrlauf und 2 Freizeitzentren 
im Lipperaum, 

b) mit 5 Freizeitparks, Revierparks genannt, in der Em­
scherzone, also im innersten Bereich der dichtbesiedelten 
Kernzone des Ruhrgebietes, 

c) mit zahlreich'E!n Freizeitstätten am Rande der Kernzone 
oder in den Randzonen. 

Von den 6 Freizeitzentren sollen 2 völlig neu, die anderen 
durch Ausbau bestehender Erholungsstätten g.eschaffen 
werden. Das größte Projekt, das verwirkJ.icht werden soll 
und das mehr als 100 Mill. DM kosten. wird, ist das n'E!ue 
Freizeitzentrum Kemnade südlich der Ruhruniversität Bo­
chum, das gemeinsam von 3 Ruhrgebietsstädten, dem 
Ruhrverband und dem SVR - mit finanzieller Un·terstützung 
des Landes Nordrhein--Westfalen - getragen wird. 

Die Freizeitparks werden vom SVR gemeinsam mit seinen 
Mitgliedsstädten· als Bauherr und Gesellschafrer gebaut und 
betrieben. Es wird: für jeden Park mit der Bel.egenheitsstadt 
eine gemeinnützige Revierparkgesellschaft in Form einer 
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GmbH gegründet. Der erste Freizeitpark, der Revierpark 
Gysenberg im Grenzbereich der Städte Bochum und Herne, 
ist seit Juni 1970 im Betrieb. 

Der Revierpark II Nienhausen im Grenzbereich der Städte 
Essen und· Gelsenkirchen wird im Frühjahr 1972 eröffnet 
werde n. Er lieg·t in einem Grünzusammenhang· zwischen 
dem Nienhausenbusch und dem Stadtgarten von· Gelsen­
kirchen. 

Der Revierpark III im Grenzbereich der Städte Bottrop und 
Oberhausen liegt ebenfalil.s in einem großen Grünzusam­
merl'hang. Der erste Tei l dieses Revierparks wird wahr­
scheinlich bereits 1973 in Betrieb genommen werden kön­
nen. 

Die erste vom SVR geförderte Freizeitstätte ist der Stirn­
bergpark in Oer-Erkenschwick, sehr schön am Rande der 
Hardt gelegen und mit einem großen Frei- und Wellenbad 
ausgestattet. Er ist seit 1969 in Betrieb. Weitere Freizeit­
stätten sind in der Planung und im Bau. 

Die Konzeption des Förderungsprogramms 

Bei der Konzeption unseres Förderungsprogramms gingen 
wir insbesondere von raumbezogenen• und geseflschafts­
bezogenen Aspekten aus. 

In der Regel sind für zahlreiche Gruppen einer GeseHschaft 
oder einer Bevölkerung v ier auf den Arbeitsplatz tind den 
Wohnsitz bezogene Werte von Bedeutung: der Lohn­
wert, der Wohnwert, der Bildungswert und der Freizeitwert. 
Da sich d·ie Relation·en zwischen diesen1 Werten in der 
Vergangen.heil verändert haben, muß auch in Zukunft mit 
einer Veränderung der Relationen gerechnet werden. Ins­
besondere sind. wachsende Freizeiten, wachsende Freizeit­
bedürfnisse und -ansprüche zu erwarten. 

Man muß ferner davon ausgehen, daß mit den wachsenden 
Produktions- und Konsumziffern mit wachsenderr Wirt­
schafts- und Raumkonkurrenzen und mit g.rößer werdender 
Mobi lität der Bevölkerung zu rechnen ist. Das heißt, daß 
man in den miteinander konkurrierenden• Ländern, Regio­
nen und Teilregionen immer mehr bestrebt sein· wird, die 
räumlichell Wohn- und Freizeitwerte zu steigern. Für eine 
dichtbesiedelte Region wie das Verbandsgebiet des SVR 
bedeutet das, daß vor allem die am dichtestbesiedelten 
und d•ie am wenigsten attrak~iven Teile des Gebietes struk­
turell gefördert werden müssen. Das ist im Ru hrgebiet die 
Emscherzone. Hier müssen also zahlreiche Anlagen geschaf­
fen werdell, welche derl' Freizeitwert und damit d ie Attrakti­
vität dieser Zone erhöhen. Das raumpolitische Ziel· muß 
dabe·i sein , eine FüUe von Freizeitanl agen z·u schaffen, die 
zusammen gesehen auch einen regionalen Effekt haben. 
Die Anlagen müssen so zahlreich und so günstig plaziert 
und ausgestattet sein, daß sie sowoh l der Tages- wie auch 
der Wochenenderholung dienen können und daß man von 
einer Stadt des inneren Reviers in 15 bis 20 Minuten Fahr­
zeit mindestens 3 bis 5 regionale Freizeitanlagen· erreichen 
kann. 

Die Anlagen sollen soweit wie möglich der Erholung und 
der Freizeitgestaltung im freien Raum d·ienen, d. h. der 
Gesunderhaltung und dem Wohlbefinden im physischen, 
psychischen und sozialen Sinne. Dabei soll nicht nur zu 
Aktivitäten und Kon~akten angereg.t werden, wobei dem 
vielschichtig strukturierten Freizeithaus als Kontaktstätte 
eine besondere Bedeutung zukommt, sondern in beson­
derem Maße auch zu körperlicherr, zu spielerischen bis 



sportlichen Betätigungen, wobei das Baden. und Schwim­
men im Sinne der Bewegungstherapie eine besondere Rolle 
spielt. 

Die Leitvorstellungen für Revierparks 

Typisch für unsere Überlegungen und Planungen sind die 
Strukturen der Revierparks. Nach d•en jetzigen Leitvorstel­
lungen soll jeder Revierpark zumindest die folgenden Ein­
richtungen besitzen: 

1. Einen Freizeitpark in Form eines eintrittskostenfreien 
Sport- und Spielparks für jung bis alt für Untierhaltungs­
bis Sportspie·l·e verbunden mit Gese·Higkeits- und Ruhebe­
reichen. Dat>ei gehb es um ein nichtorganisiertes Spielen 
und Sporttreiben für jederman.n und nfoht um Leistungs­
sport, Schul~ oder Vereinssport. 

2. Ein Freizeithaus für jedermann mit Bühne und vielfach 
nutzbarem Veranstaltungssaal, mit einem Kontaktraum, Le­
se-, Kl.ub-, Gruppen- und Werkräumen - mit Umkleide- und 
Waschräumen für die Haus- und Parkbesucher usw. 

3. Ein Freizeitbad als Frei- und Wef'lenbad mit e-rwärmtem 
Wasser, mit Wärmehalloe oder kleiner Schwimmhalle, die 
auch als StarthaHe über einen Schwimmkanal mit dem 
Schwimmer.becken in Verbindung steht. 

4. Uniternehmerisch· erstelilte Schau-, Spiel- und Restaura­
tio nsanlagen. 

5. Ein Wegenetz mit einer besonderen Promenade und 
zahlreichen Einstellpl-ätzen an den Rändern der Parks. 

Der Revierparkplanung liegt die Idee zugrunde, daß eine 
Summiewng un;d Konzentration von Freizeiteinr.ich.tungen 
eine größere Effektivität (Anziehungskraft, Nutzun-gsg.rad, 
Mehrfachnutzung) ermög licht als die gleiche Summe von 
Einrichtungen, di·e separiert oder isolier.t, also nach größe­
ren Distanzüberwindungen erreichbar sind. 
Der Revierparkplanung liegt ferner die Idee zugrunde, daß 
man lautere Freizeitbereiche und stHlere Erholungsbereiche 
in· einen Kontakt bringen sollte, so daß sich künsHich ge­
schaffene Anlagen und n.atürHch gewachs.ene Landschaft 
glücklich ergänzen . Damit ist zug.l•eich eine Aufforderung 
zum Spazierengehen und Wandern in der Landschaft ver­
bunden. Damit ist auch ermögHcM, einen ganzen Tag in 
ein·em vielseitig strukturierten Freizeitraum verbringen zu 
können . 

Der Revierparkplanung l·iegt ferner die Idee zugrunde, daß 
man sowohl Freizeitraum afs auch Freizeiteinrichtungen an­
biete11> sollte, die in großem Umtang frei sind von Konsum­
zwang, Leistungszwang und RoHenzwang. 

....._ _ _ __ _, 20 km 

Der Revierparkidee liegen ferner die Fakten zugrunde, daß 
die Tagesfreizeit - in der Regel der Feierabend - weit­
gehend fernsehbestimm.t ist, daß hingegen die Wochenend­
f.reizeit wei.tgehend gruppen- und familienbestimmt ist, wobei 
man sich gerade in dieser Zeit am meisten im freien• oder 
öffentlichen Raum bewegt. Da die gruppen· und familien­
bestimmte Wochenendfreizei·t in sehr großem Umfang kom· 
promißbestimmte Freizeit ist, bietet eine Konzentration von 
vielen Freizeiteinrichtungen in einem Raum und eine Kom­
bin·ation von FreizeHeinrichtungen und Erholungslandschaft 
die Möglichke·it, daß- die einzelnen Menschen• der Gruppen, 
der Teilfamilien oder Familien zeitweilig ihren individuellen 
Neigungen• nachgehen· können, daß sie sich zeitweiJ.ig von­
einander t~ennen und doch nahe be·ieinander bleiben und 
sich leich~ wieder zusammenfinden können (Treffpunkt -
Zeitpunkt), ohne irgendwelche öffentlichen oder privaten 
Verkeh·rsmitte! benutzen zu müssen. 

Die Revierparkziele sind, 

die Menschen zum Hinkommen, zum Zuschaue11 und 
Herumspazieren zu bewegen, 

allen Menschen eine möglichst organisationsfreie, lei­
stungsfreie und roflenfreie Freizeitgestaltung anzubieten, 

einen Teil dieser Menschen zu Aktivitäten und zum En­
gagement anzuregen, 

möglichst vielen Menschen Sozialkon1akte und Natur­
kontakte zu bieten, 

insgesamt das Leben des Menschen durch Entspan­
nung, Freude und Erholung zu bereichern. 

Die Grundlagen der hier angesprochenen Programmierun­
geni und Planungen sind die Erfahrun.gen von Praktikern 
und die Erkennitnisse von Wissenschaftlern. Das erste Leit­
programm wurde demgemäß von einem Beraterkreis für 
das Freize-itwesen entwicke.Jt, dem sowohl· Praktiker als 
auch Wissenschattier angehören. Inzwischen stehen 3 Be­
raterkreise zur Verfügung: je einer für das Freizeitwesen, 
für die Freize·ithäuser und für die Spiel·an l•agen. Dabei sind 
vertreten: die Sozialmedizin, die Sozialpsychologie, die 
Freizeitsoziolog·ie und die Fre·izei.tpädagogik. Neben Vertre­
tern des Biidungswesens, des Sportwesens, des Bäderwe­
sens usw. gehöre·n unseren Beraterkreisen nicht zuletzt 
Landschafts- und Gartenarchitekten an, denn es geht bei 
der Sch·affung unserer Parks nich·t nur um ein vielfaches 
Angebot an· Freizeiteinrichtungen, sondern auch um d·ie Er­
haltung l.andschafüicher Werte, um d•ie S1eigerung land­
schaffücher Gegebenheiten und um d·ie Einbettung unserer 
Parks in die sie umgebende Landschaft. 
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Abb. 28: Förderungsprogramm des SVR zur Schaffung bzw. zum Ausbau von Erholungs- und Freizeiteinrichtungen 
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Abb. 29 : Revierpark Gysenberg, Herne (Modellfoto) 
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H. R o s e - H e r z m a n n 

Freizeitangebote zum Miterleben und Mitmachen 

erläutert an den Beispielen : 

Revierpark Gysenberg, Herne 

B a u h e r r : Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk, Essen, 
Stadt Herne 

G e s a m t p 1 a n u n g : Landschaftsarchitekt Dipl.-Ing. 
Hans-Martin Rose t. Dipl.-Ing. Helga Rose-Herzmann, Es­
sen 

Fr e i z e i t h a u s : Bauabteilung SVR, Essen 

Frei bad : Dr.-lng. Friedh. Krieger, Velbert, - Architektur, 
Dipl.-Ing. Wilhelm Aust, Herne, - Grünplanung 

Freizeitstätte „ Stlmbergpark", Oer-Erkenschwick 

B a u h e r r : Stadt Erkenschwick 

G es a m t p 1 a n u n g : Dipl.-Ing. Hans-Martin Rose t. 
Dipl.-Ing. Helga Rose-Herzmann, Essen 

Ar c h i t e kt : Dr.-lng. Friedhelm Krieger, Velbert 

Allgemeines 

„ Wir Menschen haben es ausgezeichnet verstanden, den 
einen Teil unseres Lebens, die Arbeit, zu organisieren, -
wir haben aber vergessen, den anderen Teil, die Muße, in 
Ordnung zu bringen", - so lautet ein Ausspruch Bern -
h a r d Sh a w s. 

„Die Muße in Ordnung bringen", - das ist ein Auf ruf an 
jeden einzelnen Menschen und nicht mehr allein die Auf­
gabe von Planern und Behörden. Jedermann wird sich 
darum bemühen müssen, seine Freizeit zu erfüllen, d. h. 
auch das Angebot an Freizeitanlagen im rechten Sinn zu 
nutzen. 

Abb. 30: Revierpark Gysenberg, Herne, westlicher Teil (Modellfoto) 

Der Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk, Essen, als Lan­
desplanungsgemeinschaft und kommunaler Zweckverband, 
erarbeitete 1967 für seinen Verbandsbereich ein differen­
ziertes Angebot an Freizeitanlagen. Über die Thematik die­
ser Freizeitanlagen, ihre Größe, Lage, Anordnung, Leitvor­
stellung etc. wird in diesem Heft an anderer Stelle berich­
tet. Ebenso wurde auf die Programm-Terminologie in letzter 
Zeit des öfteren in der entsprechenden Fachliteratur aus­
füh rlich eingegangen. 

Hier sollen Ergebnisse der Bemühungen um Freizeitanla­
gen vorgeführt und an den in der Überschrift genannten 
Beispielen erläutert werden. In einer Plan- und Bi ldserie 
können Anziehungskraft und Nutzungsgrad dargestellt wer­
den, nachdem seit der Fertigstellung 2 bzw. 3 Jahre vergan­
gen sind und einige Erfahrung über Betrieb, Erfolge und 
Schwierigkeiten gesammelt wurden. 

Revierpark Gysenberg, Herne 

Das 25 ha große Parkgelände liegt auf einer lößbedeckten, 
leicht nach Norden abfallenden Hangzone, die im Süden 
vom Landschaftsschutzgebiet „Stadtwald Gysenberg" , der 
Bestandteil der Castroper Höhen ist, begrenzt wi rd . Diese 
Waldzone mit ihrem prächtigen Buchenbestand bildet einen 
weithin sichtbaren markanten Schwerpunkt der landschaft­
lichen Situation und bietet mit ihren wertvollen kulturhistori­
schen Funden, wie z. B. 12 unberührte Erdhügelgräber aus 
der Endjungsteinzeit mit Durchmessern von 15-18 m und 
1,30 m Höhe, für den Wanderer besondere Anziehung. 

Eine wesentliche Aufgabe der Planung war, d iese Waldzone 
nicht nur zu erhalten und blickmäßig in den Parkbereich 
einzubeziehen, sondern durch hainartigen Baumbestand in 
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den landschaftlich gestalteten Freizeitpark fortzusetzen. Da­
durch wird die gesamte Anlage einschließlich der darin ent­
haltenen Architekturzonen organisch in den umliegenden 
Landschaftsraum eingegliedert. Das vorhandene Wander­
wegenetz des „Gysenbergs" und des angrenzenden reiz­
vollen Ostbachtales, sowie die Innerstädtischen Grünzüge 
der Stadt Herne und der vorhandene Tierpark mit Teichen 
und der alten Mühle im Ostbachtal wurden zu einer funk­
tionsgerechten Einheit dem Freizeitpark angegliedert. 

Eine große lichte Parkwiese ist innerhalb der Freizeitan­
lage das beherrschende und alle übrigen Bereiche verbin­
dende landschaftliche Element; - sie wird gleichzeitig als 
Spiel- und Liegewiese genutzt. Um diesen Anger gruppie­
ren sich alle intensiven Zonen der Architektur, die Flächen, 
die dem spielerischen Sport gewidmet sind und entlang 
einer „ Promenade" in die Hangzone eingefügte und zum 
Teil mit terrassierenden Mauern übereinander gestaffelte 
Ruhe- und Spielgärten, vielgestaltige Sitz- und Zuschauer­
plätze, Gruppierungen von Spiel bereichen, ein Wasserspiel­
platz in Anlehnung an die Badezone, etc. In Anlehnung an 
die Architekturzone mit Freizeithaus und Mehrzweckhalle 
finden wir eine Geselllgkeitszone, - als Kommunikations­
ort für d ie verschiedensten Darbietungen, wie auch Tanz 
und Konzert. 

Alles in allem ein Gemeinschaftszentrum, das allen Alters­
gruppen offensteht und vielseitige Freizeitaktivitäten er­
mögl icht. Wer die Anlage zu nutzen versteht, wird die Mög­
lichkeit einer Folge von Freizeitbetätigungen finden. Als 
Familie oder als Familienteil kann er nacheinander oder 
miteinander, nebeneinander oder völlig getrennt dieses 
oder jenes zwanglos tun. 

Aus der Beobachtung kann man lernen, um das Gesehene 
und Gelernte in neue Planungen einfließen zu lassen. Ein 
Sonntag im Sommer dieses Jahres, ein strahlender Son­
nentag, wurde in der hier aufgezeigten Bildfolge festgehal­
ten und zeigt das Leben dieses Revierparkes: 

auf dem großen Wiesenanger tummeln sich Jugendgruppen 
verschiedener Altersklassen, die zu Gruppenspielen ange­
leitet werden, -
die Promenade selbst ist noch leer, es ist erst Spätvormit­
tag, - nur in den Randbereichen, in den Sondergärten, sit­
zen Familiengruppen beim mittäglichen Picknick, -

kurz nach Mittag aber bevölkert sich der Park, Alt und 
Jung, sonntäglich gekleidet die einen, sportlich die ande­
ren, schlendern über die Promenade, -

Familien mit Kindern verweilen an den einzelnen Punkten 
und lassen ihren Sprößlingen freien Lauf beim Spiel, - ge­
ben gute Ratschläge, - Erwachsene üben sich an der Sport­
testanlage unter gutgemeintem Zuspruch der Familie, -
man verweilt bei den Gartenspielen Mühle, Dame, Schach 
und schaut interessiert zu, - man sonnt sich in den Ruhe­
gärten, man ruht sich aus. 

Familien trennen sich zeitweilig : Vater und Sohn messen 
ihre Geschicklichkeit auf der Tischtennisterrasse, Groß­
mutter mit dem jüngsten Enkelkind findet im Kletterspiel­
bereich einen Ruheplatz zum Zuschauen, Mutter und Toch­
ter gehen derwei l i n die Cafete~ia des Fre izeithauses, um 
von dort das Geschehen im Park zu beobachten. 

Die Besucher, die den Park durchbummelten, ebenso wie 
die Besucher die zu Spiel und Sport angeregt wurden, 
schauten zufrieden und gelöst drein. Im gesamten Park 
herrschte eine heitere Atmosphäre, die durch „Miterleben" 
und durch „ Mitmachen" entstanden ist. 

Damit gewinnt die eingangs aufgezeigte Empfehlung beson­
dere Bedeutung : - daß jeder sich zur Freizeit erziehen 
muß, vor allem Eltern und Pädagogen frühzeitig Kinder 
„zu Menschen erziehen, die die Freizeit zur eigenen Selbst­
entfaltung und Lebensbeglückung nutzen" (Leder -
man n). 
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Freizeltstätte „Stimbergpark", Oer-Erkenschwick 

Zu den Freizeitanlagen gehört auch ein Freibad, in dessen 
beheiztem Wasser 7 Monate im Jahr Hochsommer herrscht. 
Als besondere Attraktion gilt die Ausstattung mit einem 
Wellenbad. 

Selbstverständlich ist der Freizeitpark Gysenberg in Herne 
damit versehen. Seinem Badebereich ähnelt die Freizeit­
stätte Stirnbergpark, sie soll daher als weiteres Beispiel 
erläutert werden. 

Auch hier war die architektonische und landschaftliche 
Gestaltung des Geländes, das sich an den Naturpark „Hohe 
Mark" anlehnt, von besonderer Bedeutung. Durch umfang­
reiche Erdverschiebungen wurde das hängige Gelände zu 
einer organischen Übergangszone von den Höhen des 
Haardtwaldes zur weit nach Westen geöffneten Talebene 
gestaltet. Bau körper und Beckenanlagen sind durch die 
harmonische Eingl iederung in die Hangflächen zu einem 
festen Bestandteil des Landschaftsbildes geworden. Den 
Besuchern wurde von allen Bereichen des Freibades aus 
der weitgestaffelte Blick in die Landschaft ermöglicht. 

Auch hier ergänzen sich intensiver Erholungs-, Spiel- und 
Badebetrieb innerhalb des Geländes und extensive bzw. 
stille Erholung in dem angrenzen.den Waldhöhenrücken der 
Haardt. 

Im Mittelpunkt d ieser Anlage steht das Freibad, bei dem es 
sich um ein ausgesprochenes „Erholungsbad" handelt: 

zum sportgerechten Schwimmerbecken und dem geson­
derten Springerbecken gehört ein überdurchschnittlich 
großes Nichtschwimmerbecken und ein gesondertes Wel­
lenbad. Hinzu kommen im Bereich „Mutter und Kind" drei 
verschieden tiefe Planschbecken, -
das Verhältnis von Wasserfläche zu Freifläche (1 : 24) ist 
äußerst günstig und garantiert große Bewegungsfreiheit in­
nerhalb der Anlage und Möglichkeit zur Vereinzelung, -
die ausgelichtete Waldzone bietet den Besuchern schattige 
Liegewiesen. Parkartige Baumgruppen gliedern sie in über­
schaubare Räume, -
die verschiedenen Spielanlagen für Mutter und Kind und 
für Jugendliche, Ballspielplätze und eine gesellige Spiel­
zone mit Minigolf, Boccia, Tischtennis, Mühle, Dame und 
Schach, sowie Liegeterrassen für ältere Besucher in Verbin­
dung mit dem Restaurant und Hotel bieten abwechslungs­
reiche Freizeitgestaltung in Verbindung mit dem Badebe­
trieb. Auch hier ein Bild fröhlichen Treibens, - sei es beim 
Baden, Planschen, beim geselligen Spiel, beim Zuschauen 
oder Sonnen und Ruhen. 

Schlußbemerkung 

Solche Bilder wollen gar nicht der Kritik entsprechen, die 
aus manchen Ecken ertönt. Wie kann beispielsweise der 
weite Park des Gysenberges mit seinen angrenzenden aus­
gedehnten Wald- und Grünflächen als Ghetto bezeichnet 
werden, - Absperrung, Eingrenzung, Absonderung, gerade 
das gehört nicht zu seinem Charakter. Auch hört man von 
Begünstigung sonst schon bevorrechtigter Bevölkerungs­
schichten, weil verschiedene Teile des Freizeitparks Ein­
trittsgeld kosten. Bei dem notwendig hohen Anlage- und 
Unterhaltungsaufwand dieses reichen Erholungsangebotes 
erscheint jedoch ein wenig Selbstbeteiligung berechtigt. 
Auch Hinweise auf den anfänglich hohen Grad von Zer­
störungen sollten beweisen, daß die Idee gescheitert sei. 
Wer aber kann nach so kurzer Betriebszeit schon ein ab­
schließendes Urteil fällen? 
Wer diese Freizeitanlagen unverstellten Blickes beurteilt 
und vielleicht durch „Mitmachen" zum „Miterleben" gekom­
men ist, wird schnell herausfinden, daß sie Orte der Selbst­
findung und Selbstentfaltung sind. Sie helfen in der Freizeit 
der Fremdbestimmung des Tuns zu entkommen und über 
Mitbestimmung zur Selbstbestimmung der Verhaltensweise 
zu gelangen. 



H. K 1 aus c h 

Der Beitrag der Städte zur Grünordnung im Ruhrgebiet 

Selbstbewußt und erfolgbetont können die meisten Städte 
des Ruhrgebietes auf große Leistungen in der Grünord­
nung ihrer Stadtlandschaft verweisen. Eine gelegentlich 
mitleidige Wertung dieses Bemühens im Gemeinurteil ist 
überwunden. Was auf dem Gebiet der Grünordnung, der 
Schaffung von Grün-, Spiel-, Sport- und Erholungsanlagen 
zur Zeit erreichbar ist, scheint hier vollbracht worden zu 
sein. Doch bleibt eine weitere Verbesserung dieses Um­
weltstandards vonnöten. Aus dem Erreichten. lasse11> sich 
dabei Maßstäbe für künftige Zielfindung gewinnen. 

Schon im vorigen Jahrhundert ents~anden srste Parke, 
oft aus Schenkungen von Bürgern hervorgegangen, die sich 
dem Gemei11wohl verpflichtet fühlten. Der Kaiserhain in 
Dortmund sei hier als Beispiel genannt, er wurde später 
Keimzelle des West.fafenparkes. Beroeits 1875 gründete 
Bochum einen Volkspark, der bald auf 30 ha• anwuchs. In 
der gleichen Ze-it begann der Ausbau des Volksgartens zu 
Altenessen. Zuvor schon wurde Peter Josef Lenne um 
Pläne für den Essener Stadtgarten bemüht. 

Rückgriff auf Feudalbesitz, wie in vielen Residenzstädten, 
war nicht möglich; was geschaffen wurde„ entstand aus ei­
gener Kraft. So leistete sich das kleine Ueckendorf, heute 
zu. Gelsenkirchen gehörend, 1895 einen- Gemeindepark, der 
der schwer beanspruchten Bergarbeiterbevölkerung Erho­
lung anbot, die aus Spazierengehen, Ruhen und Sehen be­
stand, in einer künstJerisch gestalteten Landschaft als Ge­
gensatz zu dem grauen Alltag vor Kohle, unter Schloten 
und Feuern. Hier konnte man sich am Sonntagnachmittag 
in gutem Anzug zeigen und war dan1n auch „wer", empfing 
vielleicht durch den Rahmen des Parkes mit seinem Hauch 
von Hochherrschafl:lichkeit ein gewisses Wertgefühl. Im 
übrigen Industriegebiet war es nicht anders. 

Lange vor den Zusammenlegungen zu Großstädten im 
Jahre 1929 begann an der Ruhr in den vielen. ~le·inen Indu­
striegemeinden ein emsiger Gründungsstrom von Volks­
gärten, Volksparken, Volkswäldern - allein der heutige 
Stadtplan von Essen hält noch neun solcher Grünflächen 
fest, in anderen Städten ist es ähnlich. 

In Hagen, in Gelsenkirchen, in Mülheim, überall traten die 
Nachteile und Härten. der Naturzerstörung durch lndustr1ali­
sierung ins öffentMche Bewußtsein, eine oft weitschauende 
Grünpolitik war d·ie Folge. Getragen wurde sie anfangs teil­
weise von Bürger- und Verschönerungsvereinen und• später 
überwiegend von den Gartenämtern, die schon frühzeitig 
gegründet wurden urn:l zumeist aus noch älteren Gartenab­
teilungen der Bauämter hervorg·ingen, in Essen 1888, Gel­
senkirchen 1900, Bochum 1919, Dortmund 1920, Duisburg 
1926 usw. Von hier g·ing die Durchgrünung der Baugebiete 
aus, hier empfing die Kleingartenbewegung jene Haupthilfe, 
die zu einem andauernden Siegeszug· in ihrem Wettbe­
werbswesen führte, hier wurde zum Kauf und zur Erschlie~ 
ßung von Stadtwäldern gedrängt, hier wurden die Planun­
g&n· für Grünzüge und Grüngürtel geboren, von hier aus 
wurde versucht, eine Friedhofskultur zu begründen. 

Selbst in Notzeiten• voflbrachten die Städte erstaunliche Lei­
stungen. Während der We>ltwirtschaftskris& 1929 wurde z. B. 
mit Unterstützung des Preuß. Staates durch sogenannte 
werteschaffende Arbeitslosenfürsorge die Kernzelle des 
heute 80 ha großen Grugaparkes und der Baldeney-See in 
Essen geschaffen, wurde in Gelsenkirchen der viele Kilo­
meter lange Buersche Grüngürtel, in Recklinghausen der 
Südpark angelegt. Ebenso entstanden in den anderen 
Städten viele Parka und Bürgergärten. Eine bittere Vorstel-

46 

Jung: die arbeitslosen Massen schufen sich ihre Freiräume, 
in denen sie auf weitere Arbeit warten mußten. Und doch 
denkt man heute viel mehr an die Schöpfer dieser Anlagen, 
die sie planten und ih re Ausführung durch·setzten, weil ihre 
Werke in- der Folgezeit so segensreich wirkten. 

Es war jedoch nicht nur die G räße der damals geschaffenen 
Parke achtunggebietend, sondern auch d ie Inhalte. Ver­
gegenwärtigt man sich beispielsweise die Vorschläge, die 
dler Archite·kt Sc h u 1 t z e - N au m b u r g und· der Hanno­
versche Gartendirektor T rip für den 100 ha großen Esse­
ner Stadtwald 1906 unterbreiteten, wo sie Spiel, Sport und 
Freize:ttun ansiedeln wollen, was sich später auch verwirk­
lichen ~ieß, so muß man nach eiern Fortschritt unserer Tage 
fragen. Wer sich genauer mit diesen Leistungen befaßt, 
wird bescheiden. 

Die ganze Inhaltsfolge unserer heutigen Parke und Erho­
lungsstätten zeigte sich zumindes• in Ansätzen. Nicht nur 
für Spaziergänger wurde geplant, sondern auch für jene, 
die sich handelnd• beterngen, die· in Spiel und Sport sich 
anregen und bewegen und einen Ausgleich zu einseitigen 
Beanspruchungen finden wollten, und das für jung und alt. 
Die geschilderten Bemühungen hatten Verbündete. Im 
Ruh~gebiet kam es setten zu Bauweisen, wie sie aus den 
Mietskasemenvierteln· von Berl·in oder Köln bekannt wur­
den. Das rheinische Dreifensteorhaus, ein- bis drelgeschos­
sig, mit eigenem Garten hielt sich teil.weise bis heute ; es 
deckte die Wohnbedürfnisse besser ab als die Großbau­
weisen, weil anpaß- und umbaubar. Ausgesprochene 
E•endsballung gab es· hier nicht, sie droh t ers~ unter dem 
aufkommenden Verdichtungsstreben. Der Umgang mit Gär­
ten und Pflanzen führte zu selbstverständlichem Anspruch 
auf öffentliche Parke, oh ne daß eine „Genierschwelle" 
überwunden werden mußte. 

Hinzukommt, daß die Bevölkerung, von überallher zusam­
meng·eströmt, auch „Grünforderungen" aus der Kenntnis 
anderer Verhältnisse mitbrachte. Noch heute entstehen aus 
solchen Vergleichen zusätzliche Wünsche, weil· die Indu­
striebevölkerung des Reviers sehr wanderl·ustig gebl ieben 
ist; so werden z.B. statistisch gesehen innerhalb von 10 
Jahren alle Einwohner Essens einmal durch Um-, Fort- und 
Zuzug „umgeschlagen". 

Eine andere Hilfe für die früh einsetzende Versorgung mit 
Grünfl•ächen liegt in der Reizfülle der Landschaft, die alle 
Zwischenstufen von Mittelgebirgsformen bis zur Tiefebene 
in mannigfaltigster Ausbildung aufweist. So hat Essen z. B. 
in seiner Markung einen Höhenunterschied von fast 200 m, 
der durch das tiefeingeschnittene· Ruhrtal noch her-ausgeho­
ben wird. Und auch die Landschaften des Tieflandes wei­
sen vielfältige Gestalt auf; vor atlem du rch eiszeitliche Bil­
dungen entstanden• kleine und kleinste Höhenunterschiede, 
liebliche sanft gewellte Formen. Selbstverständlich blieb 
die Anziehungskraft solcher Landschaften nicht unent­
deckt, sie stiegen in einen Rang, dem Kräfte gegen ihre 
weitere Zerstörung durch lndustriaHsierung entsprangen. 
Aus dieser Einstellung ist die Gründung des Ruhrsied­
lungsverbandes zu verstehen; seine heutigen, weitgesteck­
ten Aufgaben haben ihren Ursprung in• der Erkenntnis des 
Wertes der Landschaft für den Menschen. 

Allerdings. gibt es anderswo kaum Landschaften, die der 
Überbelastung so nahe sind und daher größte Behutsam­
keit erfordern. Hier im Revier wohnt fast 1/ 11 der Bevölke­
rung der Bundesrepublik Deutschland auf 1/ 50 ihrer Fläche 
eng. beieinander. Noch eindrucksvoller wird diese Angabe, 



Abb. 48: Schloß Berge (G~lsenk i rchen) mit „französischem Garten" , Kern eines viele Kilometer langen Park- und Waldgürtels 

Abb. 49 König-Heinrich-Platz, Duisburg, - Liegewiese und Treffp latz zwischen Stadttheater und Mercatorhalle, ein Stadtgrünplatz 
der neuen Generation 
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wenn man die Stadt Essen im verdlcht·eten Kern d·es Ruhr­
gebietes betrachtet: nur 270 qm Markungstläche entfallen 
auf jeden Einwohner, während allgemein mit 200 qm Mar­
kungsfläche je Einwohner zur Erfül·lung aller seiner Bedürf­
nisse gerechnet wird, d. h. für Wohn-, Verkehrs- und Ge­
werbeflächen sowie für Grün.- einsch l. Sportflächen und für 
Flächen des Gemeinbedarfs. Übrig bleiben nur 70 qm je 
Einwohner als sogenannte freie· Landschaft, ein sehr gerin• 
ger Anteil. Daraus ergibt sich, daß die Erho~ungssuche nur 
zum Teil auf diese freie Landschaft verwiesen werden 
kann, denn sie wäre· sofort überlaufen·, zumal in de·r wei­
ter.en Nachbarschaft des Reviers fast ebenso enge Verhält­
nisse herrschen. Lange Anfahrten zu Erholungsgebieten 
aber heben die Wirkung der überwiegend geübten Kurzzeit­
erholung auf; abgesehen davon, daß die dabei vorausge­
setz~e Vollmotorisierung mit angemessenem Verkehrsaus­
bau wegen wichtigerer Gemeinaufgaben. nicht erstrebens­
wert ist. 

So gesehen, behalten die innerstädtischen Grünflächen 
nach wie vor ihren hohen Rang als Erholungsgebiete. Woh­
nungsnahe Anlagen mit einem mannigfaltigen Angebot 
werden weiterhin die besten Dienste leisten. Sie müssen 
vergrößert und vermehrt, in ihren Inhalten• aufgefüllt und 
rechtlich gesichert werden. 

Diese. Erkenn11nis sch·ien bis vor kurzem verbreitet, solange 
die gegliederte und aufgelockerte Sadt als städtebauliches 
Leitbild galt. Verknappung und Verteuerung des Baugrun­
des aber öffneten einer Verdichtung um jeden Preis Tür 
und Tor, die mehr flottem Gewinnstreben dient', als der Ver­
besserung des Wohn- und Erholungswertes der neuen 
Stadtviertel. Haupt-, Neben- und Un~erzentren · werden auch 
hier im Revier manchmal mit so hoher Geschoßflächenzahl 
geplant, daß oft nicht einmal Platz für Kleinkin·derspie l­
plät>ze in geeigneter Lage bleibt, obwohl doch der Ver­
kehrstod im Kindesalter und viele Gesundheitsschäden aus 
Bewegungsmangel unübersehbare Zeichen setzen. 

Die Frontbildung gegen die Zersiedelung der Landschaft 
d!arf we-iterhin nicht zu übertri·eb·ener Verdichtung der 
Wohnstädte führen, bei der die vitalen Bedürfnisse über­
gangen werden. „ Märkische Viertel•" und· „Gr·opiusstädte" 
sollten nicht wiederholt werden, denn die Leist'llngen der 
Grünordnung des Ruhrgebietes in der Vergangenheit und 
die zukünftigen Aufgaben könnten sonst nich-t bewahrt bzw. 
erfüllt werden. 

Nach wie vor bleibt die Gliederungsaufgabe des Grüns 
vorrangig, denn der Stadtkörper wi rd nur durch Freiräume 
begreifbar und erlebbar, eine wichtige Voraussetzung für 
das Entstehen von Stimmigkeit und Einssein, für das 
Wachsen städtischer Gemeinschaft. Grün• und Frei räume 
sondern und verbinden die Wohninseln als Nachbarschaf­
ten, die mit 5-10 Minuten Gehwe·gdurchmesser die gün­
stigste Größe aufweisen. Die Gliederung solcher Nachbar­
schaften nach wirtschattlichen Überlegungen zeigt sich 
heute als vötlig abwegig. So änderten· sich bei U-Bahn­
Ha~testellen, die als Ansatzpunkte für Verdichtungen her-
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ausgestel lt werden, In den Planungen des letzten Jahr­
zehnts fortwährend die Abstände, oftmals während des 
Ausbaus. Ebenso wuchs der Wirkungsg rad von Kläranlagen, 
so daß auch deren mögl iche Einzugsgebiete nicht als Be­
messungsgrundlage für eine Nachbarschaft dienen können, 
wiewohl oft als geeignet angepriesen. Selbst die Einzugs­
bereiche von Schulen, die gleichfal ls Umfang und Ausdeh­
nung einer Nachbarschaft bestimmen soHten, haben sich im 
Bildungsumbruch andauernd verändert. Tatsächfich erschei­
nen die Grundbedürfnisse der Menschen, die sehr al lge­
mein als Wohlbefinden umschrieben werden, Hauptgrund­
lage der Bemessung von Stadtvierteln zu sein. Sozialmedi­
zinische Gesichtspunkte überwiegen wirtschaft liche, d. h. 
in diesem Fall-e, die Ausdehnung einer Nachbarschaft soll 
sich nach dem Schrittmaß des Menschen richten. 

Diese Überlegung begründet eine netzartige Anlage der öf­
fentlichen Grünflächen, nirgends weiter als. nach 5 Minuten 
Fußweg er.reichbar. Übrigens ein Grundmaß, das sich in 
das Adernetz der Täler und Siepen- als den auffäHigsten 
Erscheinung·en in der Oberflächengestalt der hiesigen 
Landschaft einordnen läßt. Oft gelingt es sogar, die Sohlen 
und Hangschultern solcher Täler nachträg lich von Bebau­
ung freizustellen unct damit das Gefüge der Landschaft wie­
der begreifbar zu machen. 

In diese Überlegungen lassen sich alle Tei ~aufg,aben> d-er 
Grünordnung einpassen. Es werden weiterhin Parke· ge­
schaffen mit überörtlicher Bedeutung, wie das Beispiel der 
Revierparke zeigt, ebenso sind Parke als Auslaufflächen. in 
der Natur für den örtlichen Bereich vorgesehen bzw. im 
Aufbau ; der Emscherpark im Norden Essens, de-r mit sei­
nem Promenier-, Spiel- und Sportangebot viele Bedürfnisse 
abdeckt und mit seinen Dauerkleingär~en zu unmittelba­
rem Umgang mit der Natur führt, sei als Beispiel erwähnt 
für ähnMche Bestrebungen in anderen Städten. Eine be­
sondere Note erhält die StadNandschaft Duisbu rgs durch 
die allmählich. entstehende Sechs-Seen-Platte, vergleichbar 
der Bereicherung des südlichen Ruhrgebietes durch d·ie 
Ruhrstauseen„ Nicht gesondert nennbar sind die viel•en 
öffentHchen Kinderspielplätze, die Sportanlagen, Kleingar­
~enflächen, die Außenanlagen an Schulen, Bädern und son­
stigen Bauten des Gemeinbedarfs, d ie jährlich im Tätig­
keitsbereich jeden Gartenamtes entsrehen und selbstver­
ständlich als Einzelaufgaben in die Stadtentwicklung ein­
gestimmt sind, um höchstmöglichen Wirkungsgrad zu er­
zie len. Und bei aH-edem geht es nur seloten um Anlagen für 
Geltungsnutzen und Repräsentation, sondem fast aus­
schließ~ich um direkte Dienstleistung fü~ die Stadt bürger. 

Mit diesen Kernanliegen mögen die Zeilen abgeschlossen 
sein. Sie zeigten, daß Wohlfahrtwillen allein nicht ausreicht, 
ihm muß die Tat folgen. In der Frühzeit des Reviers ge­
schah sie ohne zwingende Gesetzesvorsch·rift·en. Heute gibt 
es Gesetzes, Verordnungen, Satzu ngen und Richtlin ien, die 
zur Grünordnung verpflichten, und doch wird der Beitrag 
der Städte zur Grünordnung des Reviers nur andauern kö!1'­
nen, wenn die Wohlfahrt der Menschen· weiterhin im Stel­
lenwert steigt. 



H. W e r k m e i s t e r 

Landschaftsplan Regionaler Grünzug Oelbachtal 

Der Verifasser wurde am 10. 11. 1967 vom Siedlungsver­
band Ruh·rkohlenbezirk in Essen beauftragt, einen• Land­
schaftsplan für den Regionaten Grünzug Oelbachtal im 
Maßstab 1 : 5000 aufzustellen. 

Das Oelbachtal is,t ein ca. 12 km l•anger, von Norden nach 
Süden gerichteter Talzug zwischen den Städten Bochum, 
Castrop-Rauxel, Dortmund und Witten. EinschließHch eini­
g.er Nebentäler entwässert der Oelbach zur Ruhr. Eine 
Ausnahme bildet das nörd ~iche Gebiet, das zum Einzugs­
geb-iet der Emscher g-ehört. Das gesamte Bearbeitungs­
gebiet umfaßt 1700 ha, die Breite des Tales schwankt zwi­
schen 300 und 2500 m. 

A. Grundlagen 

Die Grund'lagen zum Landschaftsp ~an können im Rahmen 
die·ses Aufsatzes nur s~izzerl'haft erläutert werden. 

Naturräum l ich·e G li ederung 

Nach der „ naturräumlich en Gliederung Deutschlands" gehört 
das Bearbeitungsgebiet zu zwei naturräumlichen Hauptein­
heiten. Der südliche TeH zähl1! zum Berg isch-Sauerländi­
schen Unterland, dem Nordwesttei·~ des aus gefaltetem De­
von~ und Karbongestein aufgebauten Bergisch-Sauerländi­
schen Gebirges von überwieg.end hüge+ig.er Gestalt. Der 
nördli che TeH gehört zum WestentleHweg und zum 
Emscherland als Teilen der Westfälischen T ieflandsbucht. 

Geol,ogie 

Die geolog;ischen Verhältnisse werden bestimmt durch die 
ausge·dehnte dil·uviale Lößdecke, das im Süden anstehende 
produktive Oberkarbon Urld die alluvialen Tatböden der 
Ruhr und des Oelbaches mit seinen Nebenbächen. Das pro­
du·ktive Karbon, das mit seinen bis an die· Oberfläche tre­
tenden Schichoten das Gebiet südlich d:er Ruh·r bestimmt, 
setzt sich im Raum Sundern-Stiepel- Querenburg- Papen­
holz nach Norden fort. In das Karbon ist das Ruhrtal einge­
schnitten. Das Oelbachtal durchbricht zwischen Querenburg 
und Heven die von West-Südwest nach Ost-Nordost strei­
chenden karbonischen Schichten. 

Im Bochumer Raum f indet das Münstersche Kreidebecken 
mit seinen südHchsten Ausläufern se;n, Ende. Die Süd­
grenze verläuft im Bearbeitungsgebiet etwa im Bereich der 
Bahnlinien Bochum-Langendreer. Die Kreide tritt hier an 
den Talrändern des Oelbache-s und se•iner Nebenbäche zu­
tage. 

Das Diluvium ist mit den Terrassen der Ruhr und des Oel­
baches in größerem Umfang vertreten. Am Talrand des 
Oelbaches westlich· Werne, am Kornharpener Bach und 
an d·en Rändern der drei Siepen nördlich des Hauses Holte 
finden sich· die ältesten Schich>ten des Diluviums. Der größte 
Tei i des Bearbeitungsgebietes wird von; einer stärkeren 
diluvialen Lößdecke· überzogen, die im Norden - schon 
außerhalb des Bearbeitungsgebietes - zur Emscherniede­
rung htn von einem etwa 1-1 ,5 km breiten Band von 
Sandlöß begleitet wird. 

Al·~uviale Ablagerungen bedecken die Talböden der Ruhr 
und des Oelbaches mit seinen Nebenbächen. Das Ruhrtal 
hat im Bereich Stiepel- Heven eine Breite bis zu 1 km, das 
Oelbachta! ist durchschnittlich 100-150 m breit. Über den 
Schottern lagern Decken aus Kies, Sand und Lehm in 
wechselnder Mächtigkeit und Zusammensetzung. In den 

kleineren Nebentäl·ern sind die al-luvialen Ablagerungen 
mehr oder weniger tonig. 

0 b e r f I· ä c h e n s t r u k t u r 

Das flache Ruhrtal, dessen Höhe bei etwa 75 m NN liegt, 
wir-d auf seiner Nordseite von steilen Terrassenrändern be­
gleitet, die auf über 120 m NN ansteigen. Der südl iche Teil 
des Pl·anungsraumes zeigt eine lebhafte Oberflächen­
struktur mit Höhen bis zu 159 m NN. Der nördHche Te il, des 
Oelbachtales ist eher ausgegfichen, abgesehen von den 
schmalerl und Nefen Siepen der Zuffüsse des Oelbaches. 
Jenseits. der Wasserscheide zwischen Ruhr und Emscher 
~iegen dann relativ offene Flächen. 

K li ma 

Das KMmad·iagramm zeig.t, daß das Klima des Oelbach-tales 
sehr stark maritim beeinflußt ist. Die Temperaturen sind 
ausgegHchen, nur in extremen Jahren gibt es größere 
Schwankunge·n. Der Jahresdurchschnit·t der Temperatur 
für Bochum beträgt 9,7° C, für Dortmund 9,1u C. Der Be­
ginn der Vegetation wird für Mitte März vermerkt (+ 5° C). 
Die Niederschläge betragen 810 mm, Südwest- und West­
winde sind vorherrschend. Recht bemerkenswert ist die 
hohe relative Luftfeuchit igkeit von 85-90 % im Sommer. 
Insgesamt ist das KVima des Oelbachtales erheblich von 
den geomorphologischen Gegebenheiten bee·influßt. Kühle 
Luftmassen sammeln sich in dem Talraum und fli eßen zu 
dem niedriger ~iegenden Ruhr-tal. Sper.ren, wie Dämme usw„ 
verhindern jedoch te,ilweise ein Abfließen der Kaltluft und 
verursachen bisweHen Schäden an der Veg·etation und wi r­
ken sich ungünstig für die erho lungsuchende Bevölkerung 
aus. In jedem FaM1 ist das Oelbachtal ein wichtiger Faktor 
für den thermo- und aerodynamischen Ausgl·eich. 

Böden 

Die Böden des Planungsraumes haberl sich vorwiegend aus 
alluvialen lehmigen Sanden oder sandigen Lehmen ent­
wickelt und sind biswe•ilen mit Kies- und Sandschichten ver­
mischt. Die w ichtigsten Bodentypen sind Parabraunerde aus 
Löß, Braunerde mittlerer Entwicklungstiefe aus stein igem, 
feinsandigem bis schlutfigem Lehm über c:len Gesteinen des 
produktiven Oberkarbons, Braunerde großer Entwick­
lungstiefe, Pseudog.leye, mäßig ausgeprägt-, aus schluffi­
gem Lehm, typ ische Gl>eye und braune Aueböden aus lehmi· 
gem Sand bis teinsarrdigem Lehm. Die im Rahmen der 
Reichsbodenschätzung ermittelten Bodenzahlen liegen zwi· 
sehen· 65 und 75. 

Gewässer 

Die Gewässer, der Bövinghauser-, Harpene~ und Oelbach, 
sind heute überwiegend betonierte Abwasserkanäle. Nur 
oberhalb der Holter Teiche fließt das Quellwasser in meh­
reren kleinen Bachläufen in den Abwässerkanal. Die im 
Oelbachgebiet e·ntstandenen kleinen Kläranlagen sind un­
zureichend. Zu den städt ischen Schmutz- und Regen­
wässern, d ie im Mischsystem in die Bachläufe geleite-! wer­
den kommen die Abwässer der Zechen. Die· ursprüngliche 
Rei~1heit der Bachläufe im Oelbachgebiet wurde som it durch 
die lndustriat.isierung vöHig vernichtet, jedoch sind Sanie­
rungsmaßnahmen angel1aufen. 

Vegetation 

über die potentielle natürliche Vegetation können nur 
generelle An.gaben gemacht werden. In den Bereichen des 
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anstehenden Karbons. herrscht der Hainsimsen-Buchenwald 
vor, dessen Baumschicht fast ausschl ießlich von der Buche 
gebildet wird. Die etwas nährstoffreicheren Unterhänge sind 
die naliirHchen Standorte des Hainsimsen-Eichen-Hain­
buchenwaldes. Der Eichen-Hainbuchenwald ist die natür­
liche WaldgeseJ.lschaH der tiefgründigen, nährstoffreichen 
Lößböden. 

Auf den• grundwasserbeeinflußten Talböden der Ruh r und 
des Oelbaches stockt der Feuchte oder Frauenfarn-Eichen­
Hainouchenwald. Die tiefgelegenen Uferbereiche bilden die 
Standorte des Uferweidenbusclles und des Weiden-Auen­
waldes. Die potentielle natürliche Vegetation der nassen 
gru ndwasserbeeinflußten Siepen ist der bachbegleitende 
Erlenwald. 

Begünstigt durch Klima und Boden, nehmen heute Acker­
f lächen mit ihren Ersatzgesellschaften in der ehemals rei­
nen Waldlandschaft den größten Teil des Planungsgebietes 
ein. 

Landschafts historische r Überblick 

Der landschaftshistorische Überblick soll mit. der Karte „ Das 
Oelbachtal um 1840" begonnen werden. Damals war das 
Gebiet von der Landwirtschaft geprägt. Die Dörfer liegen 
auf den trockenen Terrassen, aber nahe den Bächen. Neben 
den locker bebauten Siedlungen finden wir einzeln· liegende 
Bauerngehöfte. Im Süden begann dank der produktiven 
Karbonschichten der Bergbau bereits im 17. Jahrhundert. 
Im 18. Jahfhundert wurde Stein>kohle bere'its auf der Ruhr 
zum Rhein transportiert. Die Karte von 1840 ze igt einige 
Standorte solcher kleinen Kohlengruben, die meist· unmittel­
bar in die Hänge gegraben wurden. Sie sind oft mit 
Kohlenmühlen verbunden. Entlang der Bach läufe sind neben 
den alten Getrnidemüh fen als erste Vorboten der Industrie 
kleine, mit Wasserkraft arbeitende Eisenhütten entstanden. 
Mit der Intensivierung des Kohtenbergbaues nimmt auch 
die Bevölkerung stark zu. Die Industrialisierung, besonders 
in den Gründerjahren nach 1871, verändert das Landschafts­
bHd voJ.lkommen. Viele Zechen werden abgeteu ft, Eisen­
bahner. gebaut. Aus Dörfem und Bauernschaften werden 
Industriegemeinden. Einige Zahlen sollen die Bevölke­
rungszunahme zwischen 1843 und 1905 verdeuHichen: 

Bochum 
Langendreer 
Werne 
Gerthe 

1843 

4 282 
1 654 

398 
311 

1905 

72 730 
23 047 
13494 
5 507 

Die Siedlungs- und Industrieentwicklung der größeren und 
kleineren Städte und Gemeinden verlief ohne Planung. Erst 
mit der Gründung des SVR im Jahre 1920 und der Ver­
waltungsneuordnung im Industriegebiet in den· 20er Jah­
ren trat hier ein Wandel ein. 

Für das Oelbachgebiet hatte die industrielfe Entwicklung 
tiefgreifende Folgen. Der Bam und seine Nebenbäche 
wurden immer mehr zu Abwasserrinnen. Zechen bed räng­
ten; den Talraum, hohe Dämme zerteHten natü rliche Einzel­
räume, Halden engten den Talraum weiter ein. Das idyl­
lische Bachtat wurde zu einer vernachlässigten Randzone 
zwischen mehreren Großstädten. 

Heutige Flächennut zun g 

Die heutige Flächennutzung g-eschieht z. Z. noch mit einem 
Anteif von 79 % du rch die Landwirtschaft. Die Wald­
flächen umfassen 4,2 %, Wasserflächen einschließlich der 
ehemaligen Absetzbecken nehmen 1,4 % der Flächen ein. 
Durch die umfangreichen Halden im Talraum sind d ie In­
dustrieflächen mit rur:id 4,1 % an der Gesamtfläche betei-

Abb. 50: Das Oelbachtal um 1840 



ligt. Der Anteit der Verkehrsflächen beträgt 1,4 % . Der 
Rest verteilt sich auf Friedhöfe 3,6 %, Dauerkle ingärten 
1,9 % u. a. 
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Straßen • •uN c.N o 

Die vorhandenen Straßen sind fast sämtolich aus alten Fahr­
und Feldwegen entstanden. Die starke Ausprägung des Ost­
west-Verkehrs im Ruhrgebiet, dessen Hauptverkehrswege 
schon seit f rühgeschicht ficher Zeit in dieser· Richtung ver­
laufen, triH auch im Oelbachtal in Erscheinung. Zwei über­
örtlich bedeutsame Straßen, der Ruhrschnel lweg (B 1) 
und die Wittener Straße (B 226) queren neben, der Ber­
gisch-Märkischen Eisenbahn~inie und der Industriebahn 
Langendreer-Dahlhausen das Tal. Hinzu kommen mehrere 
zwischenörtliche Verbindungs.straßen. 

L an dw ir tschaft 

Die bestehenden Verhältnisse in der Landwirtschaft wur­
den durch die Arbeitsgemeinschaft zur Ve·rbesserung der 
Agrarstruktur in Hessen e. V. (AVA) eingehend untersucht 
und in dem Gutachten „ Die Landwirtschaft im Oelbachtal". 
(1966) dargestellt. Danach werden die landwirtschaftlichen 
Produktionsbedingu ngen al·s gut, d·ie natürlichen marktwirt­
schaftlichen· Voraussetzungen als günsNg bezeichnet. Er­
schwerend wirken dagegen Bergschäden, Luftverunreini­
gungen, Stadtnähe, stark befahrene Straßen sowie Lei­
tungsmasten. Hinzu kommt die Unsicherheit über d ie bisher 
nie endgültigen Stadt-Feld-Grenzen. Die Betriebsgröße der 
53 untersuchten Betriebe beträgt im Mittel 30 ha. Der Pacht­
anteil ist sehr hoch, die Gebäudesubstanz überaltert. 

Mit 85 % liegt der Anteil des Ackerlandes an der land­
wirtschaftlichen Nutzfläche sehr hoch. Durch die Zurück­
drängung des Hackfruchtanbaues erreicht heute der Ge­
treideanbau auf 87 % der Ackerfläche eill für die nach­
haltende Bodenfruchtbarkeit bedrohliches Ausmaß. Das 
AVA-Gutachten be~ont daher, daß diese Verschiebung 
der Anbauverhältnisse vermutlich mit Substanzverlusten 
erkauft wird. 

Land s chaftss c h äden 

Die stürmische En1wicklung von. Industrie und Bevölkerung 
hat erhebliche Landschaftsschäden zur Folge gehabt. Die in 
unmittelbarer Nähe des Tales entstandenen Tiefbauzechen 
brachten ihrem Abraum bis in die Talzone. Teilweise rück­
ten die Zechenanlagen sogar in die Nähe des Tales. Eine 
Oberbauung des Harpener Baches in seinem Oberl·au f ge­
schah z. B. durch die Zeche Lothringen . Mit der Zunahme 
der Industrie- und Ablagerungsflächen nahm auch das Öd­
l·and in starkem Maße zu. Unbefriedigend sind' einige Bau­
gebiete, die sich en~wecler zu nah in· die Talniederung 
schieben oder die, an exponierter Stelle gel'Elgen, einen 
schlecht ausgebildeten Siedlungsrand aufweisen. 

Wie bereits erwäh11t, queren mehrere bedeutende Straßen 
und Eisimbahnlinien das Ta~ in Ost-Wesl'-Richtung. Beim 
Bau bzw. Ausbau dieser Verkehrsliniien wurde auf den· ein~ 
heitlichen Talrnum keine Rücksicht< genommen. Besonders 
die Eisenbahnlinien zerschneiden mit ihren· hohen Dämmen 
das Tal. Auch beim Aus·bau des Ruhrschnellweges wurde 
eine hohe Dammschüttung nicht vermieden und damit der 
porentiell·e Erholungsraum i:erschnitten. Eine Folge davon 
ist auch die Verschlechterung' des Klein klimas. 

Eine starke Beeinträchtigung der Landschaft als Erholungs-, 
Wohn- und Wirtschaftsraum wird durch die Luftverschmut­
zung, besonders durch die Belastung mit Staub und 
Schwefeldioxyd„ hervorgerufen. Neben den Emissionen der 
Wohnsiedlungen und des Verkehrs sind es besonders die 
benachbarten• Zech en , die Stahl- und Eisen'industrien sowie 

Abb. 51 : Das Oelbachtal um 1968 
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die· chemischen Werke, die solche Schädigungen für den 
Menoschen und die Vegetation hervorrufen . 

Diese SO,-lmmissionen wurden aufgrund des Erlasses des 
Arbeits- und Sozialministers Nord rhein-Westfalen vom 
23. 9. 1964 in den Jahren 1964-65 auch im Pfanungsraum 
gemessen. Wenn; auch der Grenzwert für das Jahresmittel 
der SO, -Belastung (J 1 = 0,40 mg/cbm) nicht überschrit­
ten wurde, so treten doch in einigen Gebieten unzulässige 
1.tnct UllZumutbare Maximalkonzentrationen (J, über 0,75mg/ 
cbm) auf. 

Außerdem wurden Staubnied·erschl·agsmessungen durch­
geführt. Auch hier liegen in einigen Teilen des Planungs­
gebietes Jahresmittelwert und maximaler Monatsmittelwert 
sehr hoch. 

Hinzu kommen noch Geruchsbelästigungen, die in einigen 
Tei len des Oelbachgebietes sehr unangenehm sein kön­
nen. Es sei hier an die Raffinierien auf dem Gelände der 
ehemaligen Zeche Amalia erinnert. 

Auf die Belastung der Bachläufe wurde bereits hingewie­
sen . Hier soll eine grund legende Sanierung erfolgen, wo­
bei das Schmutzwasser gesondert abgeführt werden soll 
und der Oelbach und seine Nebenbäche wieder zu natür­
lichen Bachläufen werden können. 

Eine andere Schädigung ist das. wilde Ablagern von Müll, 
das bisher noch nicht genügend unter KontroHe steht. 

B. Planung 

A H gemeine Gru ndsä tz e 

Das Oelbachtal gehört zum regional·en Grünflächensystem 
des Kerngebietes. Ihm sind damit aus landesplanerischer 
Sicht gemäß Gebietsentwicklungsplan des Siedlungsver­
bandes Ruhrkohlenbezirk mehrere spezifische Aufgaben 
zugeteilt : 

Gfiederung der Siedl.ungsbänder und damit Beitrag zur Ver­
besserung der mangelhaften Siedlungsstruktur, Übernahme 
von Erholungsfunktionen, Ergänzung der innerstädt ischen 
Grünflächen, Verbindung zu den außerhalb der Kernzone 
liegenden Erholungsgebieten, Klimaverbesserung. 

Die vorliiegende Planung erstrebt die Koordinierung aller 
raumbeanspruchenden Entwicklungen in dieser lang­
gestreckten• Talzone und die Abgrenzung der Flächen unter­
irdischer Nutzung: landwirtschaftl iche Nutzflächen, forst­
wirtschaftliche Nutzflächen, öffentliche Grünflächen, Ver­
kehrsflächen, Siedlungs- und Industrieflächen. 

Bei der Erholungsplanung muß davon ausgegangen werden, 
daß der Freiraum Oelbachtal zwischen zwei regionalen· Er­
holungszentren, dem Fre·izeitpark Gysenberg im Norden 
und dem Freizeitzentrum Kemnade mit dem Ruhrstausee im 
Süden, eingespannt ist. Beide werden die verschiedensten 
Einrichtungen für die Tages- und Wochenenderholung er­
halten. Sie sind für den Grünzug die mit ihm in1 enger Ver­
bindung· stehenden End- und Höhepun kte. 

Das wesentlichste Kennzeichen für den Talraum ist se in 
großer Wert für die Nah- und Ku rzerholung. 

Ferner bildet das Oelbachtal eine Ergänzung zu den ört­
lichen z. T. nur kleinflächigen Erholungsanlagen der Um­
gebung. 

Sucht man nach Ansatzpunkten für eine gewisse Konzen­
tration von Einrichtungen für die Nah- und• Kurzerholung im 
Oelbachtal, so kristallisieren sich zwei Zentren heraus : 
der Werner Teich und der Omminger Teich. 

Eine Gefahr für den Erhofungswert dieses Raumes bilden 
jedoch die ausgedehnten Industriegebiete, die sich in 
Werne und Langendreer zwischen Tal und Wohnsiedlungs­
zone schieben. Hier muß eine Umgehung oder Durch­
lässigkei~ von gen ügender Breite gegeben sein. 
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Damit das Oelbachtal Erholungsfunktionen übernehmen 
kann, ist die Schaffung eines zusammenhängenden Sy­
stems von Grünflächen notwendig. Dieses Grünsystem 
soll sich vorzugsweise auf den engen Talraum des Böving­
hauser-, Harpener- und Oelbaches und seiner Nebenbäche 
erstrecken sowie die Wälder miteinbeziehen. Dadu rch wer­
den die hochwertigen Böden für die Landwirtschaft er­
halten, ein weitgehendes Heraushalten der Erholung­
suchenden aus der bäuerlichen Nutzfläche wird erreich t. 

Neben seinen· Erhotungsfunktionen hat der Freiraum Oel­
bachtal die· wesentliche Aufgabe, einen Ausgleich zu den 
ungünstigen Kli maverhältnissen der großen Siedlungs­
gebiete zu schaffen. Voraussetzung hierfür ist die Erhaltun·g 
der Funktionsfähigkeit in klimatischer Hinsicht und die 
Stärkung seines bio logischen Potentials. 

Der Regionale Grünzug Oelbachtal kann d ie ihm zu­
gedachten Funktionen nur als einheitlicher, zusammen­
hängender Freiraum mit einer Anbindung an das Ruhrtal 
erfüllen. Landschaftsverändernde Maßnahmen haben sich 
den Au fgaben eines regionalen Grünzuges unterzuordnen. 
Eine Verriegelung des Tales durch die projektierten Ver­
kehrsbänder wäre ein schwerer Schlag für die Hygiene der 
Bevölkerung. Daher d ie Forderung: Der Talraum muß bio­
logisch wirksam gehalten werden! 

L an d wirtschaft 

Die Erhaltung der Landwirtschaft ist aus wirtschaftlichen 
und landespflege rischen Gründen notwendig und zwingt zu 
einer Folge von Maßnahmen gemäß Vorstellungen des 
Landschaftsarchitekten in Koord inierung mit dem Gutachten 
der AVA. Im einzelnen: 

a) die langfristige Sicherung der landwirtschaftlichen Nutz­
flächen vor anderweitiger Inanspruchnahme mit end­
gültigen Grenzen zwischen den landwirtschaftlichen Flächen, 
den Wald- und öffenNichen Grünflächen sowie den Wohn­
siedlungs- und lndustriefl.ächen, 

b) die Erhaltung guter Böden bei gleichzeitiger Entlastung 
von Böden geringer Bonität, von steileren Hängen und 
Restparzellen, 

c) Ausweisung möglichst zusammenhängender, genügend 
großer Betriebsflächen, Festlegung des zukünftigen Be­
triebsstandortes und Schaffung guter innere r Verkehrsver­
bindungen, 

d) Sorge fü r eine nachhaltige BodenfruchtbarkeH, 

e) sofern eine Bewi rtschaftung bestimmter Flächen wegen 
zu hoher Belastungen du rch die Allgemeinheit nicht mehr 
rentabel ist, so llten Unterstützungen oder Pachtnachlässe 
gewährt werden, was immerh in geringere Kosten für die 
öffentliche Hand bringen wird als die Pflege dieser Flächen 
durch eine städtische· Behörde. 

Insgesamt wird e ine Reduzierung der landwirtschaftlichen 
Nutzflächen um etwa 530 ha, also von 1340 ha auf 810 ha, 
notwendig. 

Fo rstw irtschaft 

Der Wald als landschaftsbestimmendes und raumgliedern­
des Element hat einen hohen Erholungswert. Er ist ein 
wirksames Mittel zur Verbesserung des biologischen Po­
tentials einer Landschaft und eine Hilfe zur Heilung von 
Landschaftsschäden. Die Neuausweisung und die zukünftige 
Abgrenzung der Waldbereiche beruhen auf diesen Grund­
sätzen. Im einzelnen waren folgende Gesichtspunkte aus­
schlaggebend: 

a) Zusammenziehung zersplitterter Waldstücke zu größeren, 
rationell zu bewirtschaftenden Waldflächen, 

b) Aufforstung der ehemaligen Zechenhalden, 

c) Aufforstung steiler Siepen ränder und kleiner Siepen, 

d) Abschirmung störender Industriegebiete, 

e) Aufforstung von Verkehrsrestflächen. 



Die gesamten Aufforstungsf lächen werden sich durch diese 
Maßnahmen von 71 ha auf 335 ha vergrößern, wobei die 
Ödlandaufforstungen mit rd. 70 ha in dieser Zahl enthalten 
sind. Für die Aufforstung kommen nur vom Standort· her 
bedingte Gehölze in Frage. Im Abschnitt „Vege11ation" wur­
den bereits die wichNgsten potentieMen natürlichen Pflanzen­
gesellschaften genannt. Entsprechende Einzelarten an Ge­
hölzen· sind zu verwenden. 

Die Aufforstung der Halden hat sich nach dem jeweils vor­
handenen Substrat zu richten, jedoch dürften u. a. fol­
gende Pflanzenarten als Pioniergehölze geeignet sein : 

Schwarzerle, Zitterpappel , Birke, Eberesche, Mehlbeere, Hy· 
bridpappeln , Salwe ide. 

Öffentliche Grün f lächen 

Diese beschränken sich im wesentlichen auf die Talzonen 
des Bövinghauser- und Harpener Baches mit einem Teil 
ihrer Nebenbäche und des Oelbaches. Die Grünflächen in 
d·en Talzonen sollen. aus optischen und kl imatischen Grün­
den als Freiräume behandelt werden. Sie s·ind als Wiesen­
flächen anzulegen und an den Unterhängen sowie auf den 
Talböden durch lockere Baum- und Strauchpflanzungen zu 
gliedern . landschaftlich hervortretende Geländekanten soll­
ten im gegebenen Fall pflanzlich stärker betont werden. 
Die Pflege dieser Flächen kann extensiv se·in. 

Die öffentl ichen. Grünflächen müssen außerhalb des Be­
arbeitungsgebietes auch in die Siedi ungsgebiete vordringen 
und wenn möglich an die bereits gennanten örtlichen Er­
holungsan lagen anbinden. Dazu wird oft. das private und 
öffentliche Straßengrün die Funktion einer Grünverbindung 
übernehmen müssen. Diese fußläufigen Verbindungen soll­
ten durch Bebauungspläne festgelegt werden, wobei dann 
zugleich Auflagen zur An lage der Vorgärten und ihrer Um­
grenzung notwendig sind . Wesentlich erscheint die genü­
gend breite Durchdringung bzw. Umgehung der beiden In­
dustriegebiete in Werne und Langendreer. Gerade hier muß 
eine rechtzeitige Festlegung durch Bebauungspläne ge­
schehen, um nicht den Erholungsfreiraum für die Bevölke­
rung d ieser meist dicht besiedelten Al1baugebiete wertlos zu 
machen. 

Die Randbere iche des Werner und ümminger Teiches ver­
langen eine intensivere Detaillierung, da sie verschiedene 
Erholungseinrichtungen aufnehmen sollen. Wie eine solche 
Gestaltung gedacht ist, zeigt die Planung für den· ümminger 
Teich im Maßstab 1 : 1000, so daß auf sie als Hinweis 
auch für den Werner Teich verwiesen werden kann. 

Die Friedhöfe stellen einen weiteren Typ intensiven öffent­
lichen Grüns dar. Im Planungsraum liegen 

a) der Friedhof Castrop, dessen nördliche Abgrenzung den 
Hang zur Bebauung an· der Franzstraße miteinbeziehen 
sollte, 

b) der Friedhof Gerthe, der an seiner Ostseite eine Korrek­
tur erfahren hat, 

c) der Friedhof Bövinghausen1, 

d) der Hauptfriedhof Bochum mit seiner Erweiterung, 

e) der Friedhof Crengeldanz, der einschließlich seiner vor­
geschlagenen Erweiterung nach Westen einer neuen Ge­
samtplanung bedarf, 

f) die beiden Friedhöfe in Heven. 

Die Dauerkleingartenanlage11 im Bearbeitungsgebiet (rd . 
33 ha) machen einen recht erfreulichen Eindruck. Bei den 
geplan·ten Neuanlagen (insgesamt 7,5 ha) in Castrop-Rau­
xel und Havkenscheid sollten gestalterische Grundsätze 
beibehalten werden. 

Öffentliche Grünflächen und Wald sollen durch die Pflan­
zungen enUang der Straßen und Wege ergänzt werden. 

Private Grünflächen und Ortsränder 

Privates Grün spielt innerhalb des Bearbeitungsgebietes 
besonders dort eine Rolle, wo die Siedlungsbereiche die 
Grenzen des Freiraumes bilden. In den Altbaugebieten gilt 
es, die meist häßlichen Gebäude durch ein locker gestell­
tes Großgrün ihrer Umgebung einzufügen. Bei neueren Bau­
gebieten soll~ das private Großgrün gemäß § 9 BBauG im­
mer Bestandteil· der Bebauungspfäne sein und durch das 
öffentliche Straßengrün ergänzt werden. Wesentl ich er­
scheint in diesem Bereich auch eine gute bauliche Orts­
randgestaltung. 

Gewässer 

Durch die Rege l·ung der gesamten Vorflutverhältnisse des 
Oelbaches und seiner Nebenbäche ist einie grundlegende 
Sanierung der Bachläufe mög tich geworden. Der in Bau­
befindliche Schmut·zwassersammler wird die 1 + 8fache 
Trockenwettermenge aufnehmen können„ so daß nur bei 
starken, anhaltenden Regenfällen mit einem Einlaufen von 
verdünntem Schmutzwasser in die Bachläufe gerechnet wird, 
Deshalb können diese als Quell- bzw. Regenwasserbäche 
ausgebaut werden. 

Um das biologische Potential des Talraumes und seinen 
Erholungswert nicht noch mehr einzuschränken, ist da­
her entgegen einer Sanierungsplanung durch Dipl.-Ing. 
Hör d e man n (1966) ein naturnaher Ausbau der Wasser­
läufe notwendig. Da ein solcher Ausbau zwischen der 
Schnellstraße Langendreer und der Hauptkläranlage nicht 
mehr möglich ist, muß zumindest durch den Einbau von 
Sohlschwellen der Bach aus seinem tiefen Einschnitt her­
vorgehoben werden. Der Bövinghauser und Harpener Bach 
sollten dagegen im Bereich der wechselnden Wasser· 
stände mit einer Geröllschüttung versehen werden und 
einen Böschungswinkel von 1 : 2 haben. Der Hochwasser­
bereich kann als Rasenböschung im Verhältnis 1 : 3 aus­
gebaut werden. Nähere Angaben zeigen die entsprechen­
den Regelprofile. 

Der Ausbau der vorhandenen Abs·etzteiche in ümmingen, 
Werne und Holte zu Regenrückhaltebecken hält die Ab· 
messungen der Bachläufe in geringeren Grenzen, er ist 
ferner eine nicht zu unterschätzende bio logische Bereiche· 
rung des Talraumes. Im System der Erholungszentren bilden 
gerade diese Teiche besonders attraktive Anziehungs­
punkte in einer sonst sehr wasserarmen Umgebung. Der 
Landschaftsarchitekt schlägt aus diesen Gründen zu den 
drei Teichen noch einen vierten oberhalb des Holler Tei­
ches in Bövinghausen vor. Dadurch wird die Wasserfläche 
im Bearbeitungsgebiet von 21 ,7 ha auf 28,5 ha verg·rößert. 
Für die endgültige GestaHung der Teiche sind Detail­
planungen notwendig, wie sie für den ümminger Teich vom 
Verfasser bereit·s aufgestellt wurden. Die Wassertiefe· sollte 
2 m nicht unterschreiten, um eine Verschilfung zu ver­
hindern. Die Böschungen sonten im Unterwasserbereich 
im Verhältnis 1 : 2, oberhalb der Mittelwasserlinie im Ver­
hältnis 1 : 3 angelegt werden. 

Verke hr 

Die umfangreichen Verkehrsbauten bringen für das Be­
arbeitungsgebiet tiefgreifende landschaftliche Veränderun­
gen. Bei der Führung der Verkehrsbänder ist in jedem Fall 
auf eine schonende Trassenführung größter Wert zu 
legen. Talabriegelungen müssen der Vergangenheit ange­
hören. Aufständerungen von genügender Länge sind des­
halb bei der Überquerung der Talbereiche des Oelbaches 
und auch seiner Nebenbäche zu fordern . Einige beson­
ders wichtige Punkte sollen zur näheren Erläuterung her­
ausgegriffen werden: 

a) Städ·tesch·nellstraße (DüBoDo} OW IV e/ Oelbachtal 
Hier geschieht sowieso schon durch die Verflechtung mit 
der Schnellstraße Langendreer im Westen und der B 51 im 
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Osten eine Ei nengung des Talraumes. Eine Aufständerung 
des Zwischenbereiches ist die einzige Mögtichkeit, den Zu­
sammenhang des Talraumes noch einigermaßen· zu wahren. 
Ebenfalis ist die Talzone des Oelbaches im Bereich der 
Unterführung Schnellstraße Langendreer/B 51 durch ein 
verlängertes Brückenbauwerk breiter als bisher zu öffnen. 

b) Universitätsstraße Universität- Langendreer/Oelbachtal 
Eine Dammschüttung würde hier einen unwiderruflichen 
Riegel bilden„ da der Talraum schmal und deutlich ins Ge­
lände eingeschnitten ist. 

c) Universitätsosttangente (B 226) und Hevener Straße­
Espeu/Oelbachtal-Ruhrstausee einschl ießlich der Stadtbahn 
Bochum-Witten 

Im Raum Heven-Ruhrstausee fallen Straßenplanungen an, 
die sich ohne koord inierende Planung und ohne Beachtung 
vorrangiger Gesichtspunkte zu einem nicht wieder gutzu­
machenden Schaden auswirken müssen. Die Prioritäten, 
denen· sich der Straßenbau in diesem Raum eindeutig unter­
zuordnen hat, sind die Wahrung d·er zusammenhänge zwi­
schen dem Ruhrstausee und dem Oelbachtal sowie den 
östlich anschl ießenden Siedlungsbereichen. Der Ruhrstau­
see als regionales Erholungszentrum wird· für den Raum 
Witten und die östlich an das Oelbachtal· angrenzenden 
Siedlungsräume Langendreer und Werne in weitem Maße 
wertlos, werm hier ein zusammenhäng•ender Erholungs­
raum zerteil·t und der Ruhrstausee als End- und Höhepunkt 
des regionalen Grünzuges Oelbachtal von• diesem abge~ 

schnitten wird. Ohne weitgehende Aufständerung der He­
vener Straße- Espeu und der B 226 im Talraum wird der 
star·ke Eingriff in den Taloraum nicht zu mildem sei n. In die­
sem Zusammenhang muß auch d ie Führung der Stadtbahn 
Bochum-Witten gesehen werden. Sie sollte nach dem Ab­
stieg vom Kalwes an die geplante Badezone anbinden 
und dann das Tal niveaugleich tangieren. Auch dam it ist 
eine Durchlässigkeit des Oelbachtales sichergestellt. 

Außerdem sollte ein besonderes Augenmerk auf die Ein­
bindung der Hauptkläranlage in die Erholungslandschaft 
ge·l·egt werden. Es darf nicht dazu kommen, daß die Heve­
ner Straße-Espeu zur Grenze wird. Die neuen Klär­
mündungsteiche verlangen eine Gestaltung, d ie im Zu­
sammenhang mit dem Ruhrstausee gesehen werden muß. 

d) B 235/Bövinghauser Bach bzw. Holoter Siepen und ver­
lefter Bövinghauser Hellweg./Wagenbruchs iepen 
Bei der Detaillierung der Trassen beider Straßen ist in die­
sen Bereichen eine Trennung durch Au fständerung ver­
meidbar. 

E rschließ u ng des Erholungsraumes 
durc h Fu ßwege 

Für das Netoz der im Bearbeitungsgebiet vorgeschlagenen 
Fußwege sollen fo lgende Grundsätze gelten: 

a) Erschließung der Haupttatzone durch einen Talhaupt­
wandsrweg in Nord-Süd-Richtung und damit Verbindung 
der Erholungszentren innerhalb und außerhalb des Er· 
hol·u ngsgebietes. 

Abb. 52: Werner Teich. Das Gebiet bietet alle Voraussetzungen 
für ein Naherholungszentrum 

Abb. 53: Die Halde der ehemaligen Zeche Amalia hat sich bis 
unmittelbar an das Ufer des Harpener Baches heran­
geschoben. Nach der weiteren Sanierung der Abwas­
serverhältnisse sollte d ieser noch natürlich wirkende 
Bachlauf durch ingenieurbiologische Maßnahmen auf­
gewertet werden 

Abb. 54: Der Oelbach, wegen der Unterquerung der Schnell­
straße Langendreer tief eingeschnitten, sollte durch 
Einbau mehrerer Sohlschwellen bachähnl icher ausge­
staltet werden; die steilen Böschungen sollten relativ 
dicht zugepflanzt werden, wobei Durchblicke freizu­
halten sind 



b) Heranführung der Erhotungsuchenden aus den Sied­
lungsgebieten in die Talzone mit Anknüpfen an die ört­
Hchen Erholungszentren in den Siedlungsbereichen. 

c) Verbindung der östl ich und westlich der Talzone liegen­
den Siedlungsbereiche miteinander. Dadurch verliert der 
Freiraum seinen trennenden Charakter· und wird zum 
Bindeglied. 

d) Schaffun9 von Ringwegen, um einen· Spaziergang ab­
wechslungsreicher zu gestalten. 

e) Schaffung eines Systems, in dem die einzelnen Wege 
auch in ihren Teilen funktionsfähig sind. 

Das gesamte Programm ist im Landschaftsplan dar­
gestellt. 

Die Wege soMen abwechslungsreich geführt werden und 
reizvolle Punkte in der Landschaft berühren. Besonders zu 
erwähnen S·ind hier verschiedene Aussich-tspunkte im 
Papenhotz. Durch eine Erschließung der Halde der· Zeche 
Lothringen kann ein attraktiver Aussichtspunkt im nörd­
lichen Bearbeitungsgebiet geschaffen werden. 

Die Fußwege sollen ih-rer Bedeutung gemäß differenziert 
ausgebaut werden. Die Planung weist 37 600 m Haupt­
wanderwege aus, von denen 15 100 m bereits vorhanden 
sind. Ihre Breite sollte rund 3 m betragen. Die Länge der 
Nebenwanderwege beträgt 22 000 m, von denen 7 550 m 
vorhanden sind. Für ihre Breite genügen rund 2 m. 

Erholungseinr i chtungen 

Bei der Ausweisung von Erholungseinrichtungen muß da­
von ausgegangen werden, daß der Bevölkerung in Zukunft 
im Norden und Süden des Talzuges zwei regionale Freizeit­
schwerpunkte mit ihren· verschiedenen Einrichtungen für 
die Kurz- und Langerhol,ung zur Verfügung stehen. Für die 
Naherholung soHen deshalb nur zwei Zentren - ümminger 
Teich und Werner Teich - eine gewisse Konzentration von 
Erholungseinrichtungen bieten, während in den übrigen 
Bereichen ledigl ich die Anlage von Kinderspielplätzen, 
Jugendspielplätze11< und Sportplätzen• in Zuordnung zu den 
Siedi ungsbereichen vorgesehen ist. Hinzu kommen Liege­
wiesen, wobei hier gesagt werden soll, daß die Wiesen­
flächen überall betreten werden sollten, und kleine Picknick­
plätze in der Nähe einiger Parkplätze. 

Im einzelnen sieht die Planung fo lgende Einricht·ungen vor: 

a) ümminger Teich 
Die vom Verfasser durchgeführte Detailp lanung im Maßstab 
1 : 1000 weist hier ein Zentraum für die Nah- und Kurz­
erholung unter Einbeziehung des Hofes Schulze-Suntum 
aus. An• die Gebäude lehnen sich ein Bastelplatz, Lese­
gärten, ein Spielgarten und ein Kinderspielplatz an. Dieses 
Freizeitzentrum wird ergänzt durch Tennisplätze, Sport­
plätze, Leichtathletikanlagen und einen Bolzplatz. 

b) Werner Teich 
Eine Konzentration der Erh·olungseinrichtungen läßt sich im 
nordöstlichen Bereich denken. Der Charakter dieser Ein­
richtungen sollte sich neben einer Terrass·engaststätte mit 
Bootsverleih besonders auf die Spielmöglichkeiten für Kin-· 
der beziehen. 

Die Halde auf der Westse ite bietet sich als Aussichtspunkt 
an. Im übrigen sollte die Westseite ruhig bleiben und nur 
Liegeflächen aufweisen. 

c) Halter Teich-
Dieser Bereich sollte mehr der stillen Erholung dienen. 
Hier lassen sich Picknickptatz, eine Liegewiese, ruhige 
Spazierwege und am Harpener Hei lweg ein Parkplatz ein­
richten. Der Angelfreund kann hier seinem· Sport nach­
gehen. 

d') Bövinghauser Teich 
Hier kann sich der ruhesuchende Naturfreund aufhalten. 
Da der Teich nur auf Fußwegen zu erreichen ist, bildet er 
ein vöHig abgeschiedenes Re·fugium. 

BOCKH OLT 

DAS OELBACHTAL 
ALS R.EGIONALER ERHOLUNGSRAUM 

- B AUBEREICHE 

0 ~~~~'NUA~~S~~g;:L~~~~~ BEDEUTUNG 

R ZONEN FÜR STI LLE ERHOLUNG 

-- HA UPTWANOERWEGE 
~ TAL HAUPT WANO ERWEG 
- - ER-.iANZUNGSWANOERWEGE 

Abb. 55: Das Oelbachtal als regionaler Erholungsraum 

Für den motorisierten Erholungsverkehr wurden 23 Park­
plätize Im Bereich der Hauptverkehrsstraße ausg·ewiesen. 

Innerhalb der Grenzen des Bearbeitungsgebietes soll•en an­
gelegt werden: 14 Kinderspielplätze, 9 Jugendspielplätze 
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(Bolzplätze), 5 Picknickplätze und 13 Liegewiesen. Sie wer­
den ergänzt durch dieselben Einrichtungen•, die der Planer 
in den Bereichen· vorschlägt, d ie zwar bereits außerhalb des 
Bearbeitungsgebietes liegen, mit diesem jedoch eng ver­
bunden sind. 

Für die Flächen der gepfanren zentralen Müllkippe östlich 
der Zeche Caroline sollte mit dem Betiriebsplan auch ein 
Rekuttivierungsplan und Gestaltungsplan• aufgestellt wer­
den, der die spätere Einbeziehung in das Erholungsgrün 
vorsieht. 

Gesetzlicher Schutz des Erholu ngsrau­
m es 

Der Erholungsrau m Oelbachtal bedarf auch· für die Zukunft 
eines umfassenden' gesetzlichen Schutzes. Dazu sind fol­
gende Grundlagen vorhanden: 

a) Das gesamte Bearbeitungsge biet ist Verbandsgrünfläche 
und• unterliegt der Verbandsg·rünordnung für den Siedlungs­
verband Ruhrkohlenbezirk vom. 5. 5. 1920. Es· wird vor­
geschlagen, auch die über d ie Bearbeitungsgrenze hinaus­
gehenden, aber im Zusammenhang mit dem Freiraum 
stehenden Flächen in das Verbandsgrünflächenverzeich­
nis aufzunehmen. 

b) Große Flächen unterstehen dem Reichsnaturschu tz­
gesetz vom 26. 6. 1935 oder sollen ihm unterstellt werden. 
Hier wird ebenfalls vorgeschlagen, in• Zukunft sämtMche 
Freiflächen nach diesem Gesetz zu schüt>zen. 

Ferner hält es der Landschaftsarchitekt für richtig, den Be­
reich der Talzone des Bövinghauser und• Harpener Baches 
mit dem Bövinghauser und Holter Teich und seinen Neben~ 
siepen zwischen Harpener Heilweg und geplanter B 235 
zum Naturschutzgebiet> zu erklären . Hier, in diesem abseits 
vom Verkehr liegenden Gebiet, bietet sich noch viel biolo­
gische Substanz, die im übrigen noch vermehrt werden soll 
(Wasserflächen, QueH·gebiete, Wafdfl.ächen) . Somit ist hier 
ein stirenger Schutz gerechtfertigt. Jedoch muß auch hier, 
wie im gesamten BeaPbeitungsgebiet, neben dem Schutz 
die Pflege durch die private und öffentliche Hand wirksam 
we·rden. 

c) Die Waldflächen unterstehen dem Gesetz zum Schutz 
des Waldes vom 31 . 3. 1950 im Land Nordrhe·in-Westfalen. 

d) Für den Bere.ich der Verbandsgrünf lächen werden vom 
SVR z. Z. Bebauungspläne gemäß Bundesbaugesetz vom 
23. 6. 1960 autgestelH. Anzustreben ist zusätzlich. die Auf­
stellung von Bebauungsplänen auch für Freiflächen, die 
außerhalb der Verban<lsgrünflächen liegen und für die an 
den Tal·raum grenzenden Sied lungsflächen. Erst dann ist 
es mögl·ich, durch besondere bauliche Gestalt ung und Fest­
setzung für Bepflallzungen mit Bäumen und Stfäuchern 
eine gute landschaftliche Eingliederung zu erhalten. Es sei 
nlQch e·illmal auf die bes-ondere Problematik der Siedlungs­
ränder im Abschnitt „ Privates Grün" hingewiesen. 

Bebauungspläne sind das wi rksamste Mittel , eine rech ts­
verbindliche un<I endgültige Entwicklung des Regionalen 
Grünzuges Oelbachtal als Erholungsraum zu sichern. In­
zwischen sind schon große flächen des Pl·anun9sraumes 
durch verbind liche Bauleitp läne abgesichert. 

Abb. 56: Bundebahnlinie Bochum-Langendreer ; Verriegelung des 
Talraumes durch den hohen Damm. 

Abb. 57: Güterbahn langendreer-Dahlhausen mit Durchlaß für 
d ie B 51; der Tal raum bleibt weiterh in zerschnitten, 
eine gewisse Durchlässigkeit ist durch Aufständerung 
zu sichern 

Abb. 58: Blick auf den Bückenberg und dessen südliche Fort­
setzung ; es wird vorgesch lagen, die Waldkulisse zu 
schließen, um eine ruhige Kontur zu erreichen 



Gegenüberstellung der jetzigen und der vorgesch l agenen Nutzungen 

Landwirtschaft 

Forstwirtschaft 

Öffentliche Grünflächen einschl. Spiel- und Sportflächen 

Wasserflächen 

Dauerkleingärten 

Friedhöfe 

Städt. Baumschule und Stadtgärtnerei Bochum 

Verkehrsflächen 

Geschtossene Siedlungs- und Gewerbeflächen 

Versorgungsflächen 

Mülfablagerung 

Ödland 

Gesamtfläche 

Kostenschätzung 

Diese AufsteHung umfaßt nur die Flächen1 innerhalb der Be­
arbeitungsgrenzen ohne ümminger und Werner Teich. Für 
den ümminger Teich liegt bereits eine gesonderte Kosten-

vorhanden (in ha) geplant (in ha) 

1 340,5 79,0% 808,0 47,6% 

71,0 4,2% 335,0 19,8% 

15,5 0,9% 130,0 7,7% 

21,7 1,4% 28,5 1,7% 

33,0 1,9 0/o 40,5 2,4% 

60,5 3,6 % 98,5 5,8% 

22,0 1,3% 22,0 1,3 % 

24,0 1,4 0/o 109,0 6,4% 

19,8 1,20/o 23,5 = 1,4 O/o 

17,0 1,0% 73,5 = 4,3% 

26,5 = 1,6% 

70,0 4,1 % 

1 695,0 = 100,00/o 1 695,0 = 100,0 % 

übersieht vor, für den Ausbau des Werner Teiches wird mit 
etwa der g-leichen Summe zu rechnen sein. Die Kosten für 
den Grunderwerb sind nicht berücksichtigt•. 

EPr./qm Kosten 

a) W a 1 d t 1 ä c h e n zur Entlastung der Landwirtschaft von unrentablen Böden, 
Aufforstung. von Ödland und Verkehrsrestnächen, Ausdehnung des Erholungs~ 
grüns 

176 ha mit Pflege für zwei Jahre 

70 ha Ödland mit Pflege für drei Jahre 

DM 0,80 

DM 1,50 

1408000,-

1050000,-

b) ö ff e n1 t 1 i c h e G r ü n f 1 ä c h e n mit gliedern.den Baum- un{f Strauch­
pflanzungen, ohne Spiel- und Sportflächen; 80,1 ha DM 1,70 

DM 20,-

1 361 700,-

300 000,-c) Spie 1f1 ä c h e n für Kinder, 14 Kinderspielplätze; 15 000 qm 

d) Spie 1 f l·ä c h e n für Jugendliche 
Jugendspielplätze (Bolzplätze), 20 x 40 m, feste Decke; 7200 qm DM 35,­

DM 9,50 

252000,-

38 000,-e) Pi c k n i c kp 1 ätze , 5 Plätze, 800 qm, wassergebundene Decke; 4000 qm 

f) P a r k p 1 ä t z e 
25 Stück, mit fester Decke, im Durchschn.itt für 25 Pkw; 16 000 qm DM 16,- 256 000,-

g) H au p t wand er weg e mit wassergebundener Decke und ausreichen­
dem Unterbau, ca. 3 m breit, 22 500 m = 67 500 qm DM 9,50 641 250,-

h) N e b e n w a n d e r weg e , Hersteflung wie Hauptwanderwege, ca. 
2 m breit, 14 450 m = 28 900 qm DM 9,50 274 550,-

5 581 500,-
418 500,-Zur Aufrundung und für unvorhergesehene Arbeiten 

C. Zusammenfassung 

Das Gutachten geht in der Analyse des Bearbeitungs­
gebietes von dessen Grundlagen aus. Sowohl· die natür­
lichen. Gegebenheiten als auch alte durch die menschliche 
Tätigkeit im weitesten1 Sinne entstandenen. Veränderungen 
werden erfaßt und kritisch· beurteilt. Gerade im letzten Jahr­
hundert fand infolge der lndust riali"siening• ein· negativer 
Wandel· im Oelbachtal statt. Aus einem naturnahen· Tal raum 
wurde eine vernachläss igte, von Industrie und Siedlung 
bedrängte Trennzone zwischen mehreren• Großstädten. 

In Teil' B werden• nach Darlegung der allgemeinen Pla­
nungsg.rundsätze d·ie vorzuschlagenden. Maßnahmen im ein~ 
zeinen erörtert. Es geht für das Oelbachtal insgesamt dar-

6000000,-

um, einen zusammenhängenden Erholungsraum für d ie 
Naherholung zu schaffen, der eingespannt! ist zwischen- d ie 
beid"&n reglonaleni Erholungszentren· Ruhrstausee und 
Gysenberg', der die städtischen Erholungsgebiete ergänzt 
und zu einem Bindegl ied der östlich und wesfüch liegenden 
Siedlun9sbe~eiche· wird. Die Vorsch läge stel·len• eine äußerste 
Kompromißlösung dar. Jede weitere negative Veränderung 
wäre für die Funktion dieses regionaten Grünzuges untrag­
bar. 

Damit die P~anung• wirksam werden kann, sind zur recht­
lichen• Sicherung Bebauungspläne notwendig, wel'Che auch 
d•ie außerhalb des Bearbeitungsg;ebielies angrenzenden 
Freiflächen und Sied~ungsränder einsch l-ießen müssen. 
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G. 01 s c h o wy 

Zur Gestaltung und Nutzung einer Bergehalde 

Für eine geplante Bergehalde der Zeche Heinrich Robert 
der Bergbau AG Westfalen wurden vier Standortmöglich­
keiten im Raum Hamm - Pelkum - Pelkum-Herringen 
untersucht und dem Standort A in unmittelbarer Nähe der 
Zeche der Vorrang gegeben. Diese Entscheidung war durch 
die landschaftlichen Gegebenheiten, die Fragen des Um­
weltschutzes und die möglichen Nutzungsfunktionen der 
Halde begründet. 

Die Halde kommt im Nordosten der Zeche Heinrich Robert 
zu liegen und könnte damit die Aufgabe einer im Grund­
satz anzustrebenden Trennung von Industriebereich und 
Wohnbereich (hier Stadtgebiet von Hamm) übernehmen. 
Diese Trennung hätte nicht nur optische Bedeutung; sie 
könnte auch wegen der günstigen Lage der Halde zur 
Hauptwindrichtung, die aus Südwesten kommt, Emissionen 
aus der Kokerei teils absorbieren, teils aufleiten und damit 
besser in der Atmosphäre verteilen. 

In zunehmendem Maße werden künstliche Aufschüttungen 
für Erholungszwecke genutzt. Die günstige Lage des Stand­
ortes A zur Stadt Hamm läßt es zweckmäßig erscheinen, 
der Halde die Funktion eines Naherholungsgebietes zuzu­
weisen. Die Ränder der landschaftsgerecht auszuformenden 
Halde müßten mit Bäumen und Sträuchern aufgeforstet und 
die Oberfläche durch Wanderwege erschlossen werden. 
Die vielfältigen Möglichkeiten einer Nutzung als Nah­
erholungsgebiet sind in einem der folgenden Abschnitte 
näher behandelt. 

Eine etwa 60 m hohe künstliche Aufschüttung wäre dann 
zu vertreten, wenn die Ränder eine Grundneigung oder 
Generalneigung von nicht steiler als 1 : 3 erhalten, flach in 
die landschaftliche Umgebung übergehen, eine Verbindung 
zu den vorhandenen Flurgehölzen geschaffen und auch die 
Oberfläche nicht streng waagerecht, sondern mit Niveau· 
unterschieden ausgebildet wird. Im folgenden Abschnitt wird 
auf die Gestaltung im einzelnen näher eingegangen. 

Zur Gestaltung der Bergehalde 

Die Formgebung einer Halde trägt wesentlich dazu bei, sie 
befriedigend in die Umgebung einzufügen. Kegelförmige 
Aufschüttungen sind fast immer Jandschaftsfremd, ab­
gesehen davon, daß der natürliche Schütt- und Böschungs­
winkel des Materials eine befriedigende Anpflanzung sehr 
erschwert. Aufschüttungen in Form eines Tafelberges las­
sen sich bereits besser einfügen, obwohl auch hier der auf­
geschüttete Körper nicht allzu gleichförmig ausgebildet 
werden sollte. Das läßt sich erreichen, wenn die Ober­
fläche mit Niveauunterschieden oder besser sattelförmig 
ausgeführt wird und die Haldenränder mit verschiedenen 
Neigungen und unterschiedlich breiten Bermen ausgebildet 
werden. Grundsätzlich sollen steile Randböschungen ver­
mieden werden. Selbst in Fällen, in denen die Menge des 
Schüttmaterials und die verfügbare Fläche in einem ungün­
stigen Verhältnis zueinander stehen, sollten keine Böschun­
gen entstehen, die steiler als 1 : 2 ausgelegt sind. Wo es 
irgend möglich ist, soll eine General- oder Grundneigung 
von 1 : 3 oder noch flacher angestrebt werden, da sich 
solche Halden am besten in die Umgebung einfügen und 
leichter bepflanzen lassen. Bei einer Generalneigung von 
1 : 3 ist es möglich, die oberen Teile der Haldenränder stei­
ler, z.B. 1 : 2, die mittleren etwa 1 : 3 und die unteren fla­
cher, etwa 1 : 4, auszuformen, so daß die Deponie in die 
anstehende Geländeoberfläche ohne auffallende Bruch­
kante übergehen kann. 
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Die Einfügung von Zwischenbermen oder Terrassen erlaubt 
es, kleine Böschungsflächen auch einmal steiler aufzu­
schütten, ohne daß die Standfestigkeit des Randes gefähr­
det wird und der Eindruck einer steilen Halde entsteht. Im 
übrigen lassen sich Bermen gut mit einem Entwässerungs­
system und mit etwaigen Erschließungs- und Wanderwegen 
verbinden und außerdem besonders günstig aufforsten. Je 
nach der Länge und Höhe des Haidenrandes werden die 
Bermen bis zu einer Breite von 10 m ausgelegt. Die verti­
kalen Abstände der Bermen können bei hohen Halden bis 
zu 12 m betragen. Für die richtige Höhe einer Halde lassen 
sich keine allgemeingültigen Maße angeben, da dies aus­
schließlich von den örtlichen Gegebenheiten abhängt. Als 
Grundsatz kann gelten, daß eine Halde um so höher sein 
kann, je flacher die Randböschungen ausgebildet sind. 

Die Ränder von Halden werden grundsätzlich mit Gehölzen 
bepflanzt. Hierdurch wird die Standsicherheit der Bö­
schungen erhöht und die Aufschüttung besser in die Um­
gebung eingefügt. 

Die Entwässerung der Haldenoberfläche und der -ränder 
wird durch ein System von Wasserfanggräben gewährleistet, 
die entlang von Bermen und Wegen, und zwar stets hang­
seits verlauten. Die Bermen müssen aus diesem Grunde ein 
Gefälle von etwa 0,5 O/o in Richtung Südosten erhalten, wo 
das Wasser über ein Entwässerungsrohr in den Vorflut­
graben geleitet w ird. 
Die Richtlinien für die Zulassung von Bergehalden im Be· 
reich der Bergaufsicht (MBI. NW. 1967 S. 1689, Nr. 138 
v. 10. Okt. 196"7) sehen unter Nr. 3.35 vor, daß der Abstand 
der Bermen in der Regel 8 m nicht überschreiten soll, wenn 
von den untersten Bermen abgesehen wird. Demnach ist 
eine Ausnahme möglich, von der hier mit folgender Begrün­
dung Gebrauch gemacht werden soll: 

1. Die Nähe der Bergehalde zu Wohngebieten der Stadt 
Hamm verlangt eine besonders sorgfältige Gestaltung der 
Haldenränder im Hinblick auf ihre landschaftliche Ein· 
bindung. Eine Ausbildung der Ränder mit sechs Bermen 
würde zwangsläufig zu einer technisch-schematischen Form­
gebung führen, die nicht im Sinne des Auftrages ist. Eine 
befriedigende Gestaltung mit sechs Bermen könnte nur er­
reicht werden, wenn die Generalneigung flacher als im 
Plan vorgesehen gehalten wird, was eine größere Gesamt­
fläche und eine verringerte Oberfläche zur Folge hätte. 
Letzteres aber würde die Nutzung der Halde als Er­
holungsgebiet beeinträchtigen. 

2. Die spätere Nutzung der Halde als Erholungsgebiet muß 
als vorrangige Aufgabe erachtet werden. Die vorgesehene 
Rodelbahn und Ski-Piste lassen sich jedoch nur dann 
nutzungsgerecht ausbi lden, wenn die Bermen breit genug 
(mindestens 8 m) und die Zahl der Bermen nicht zu groß 
ist. Im anderen Fall ist nicht zu verhindern, daß sich jede 
Berme als eine Art Sprungschanze auswirkt und die Be­
nutzbarkeit dieser Erholungseinrichtungen einschränkt. 
Außerdem würde die 12 m breite Rodelbahn, die zumin­
dest eine Berme in der Längsrichtung im spitzen Winkel 
schneidet, eine aufwendige Abstützung notwendig machen. 
3. Die Verminderung der Bermenzahl auf vier ermöglicht es, 
die Bermen breiter auszulegen. Dies hat den Vorteil, die 
Bepflanzung über die Böschungskronen hinaus auf die Ber­
men zu ziehen, was als Vorteil für eine gute und rasche 
Eingrünung sowie für eine tiefere Durchwurzelung des 
Haldenrandes betrachtet wird. Außerdem können Ein­
richtungen für einen „Trimm-Dich-Pfad " auf einer breite­
ren Berme besser angelegt werden. 



Die geforderte Standfestigkeit der gesamten Halde wird 
einmal durch das Einhalten der Gesamtneigung von 1 : 3 
bis 1 : 4 und zum anderen durch die breiteren Bermen 
erreicht. Den vielfachen Vorteilen der vorgeschlagenen Lö­
sung stehen, wie den Querschnitten zum Entwurfsplan zu 
entnehmen ist, keine Nachteile entgegen. 

Zur Nutzung der Bergehalde 

Der Entwurf ist darauf abgestellt, für die Stadt Hamm und 
die umliegenden Gemeinden ein Naherholungsgebiet zu 
schaffen, das den Erfordernissen der Industriegesellschaft 
gerecht wird. Es sind unterschiedliche Nutzungen für Er­
holung und Freizeit sowie differenzierte Nutzungen lür die 
verschiedenen Altersgruppen vorgesehen. Im einzelnen 
sind dies: 
a) S p i e 1 p 1 ätz e auf der Oberfläche der Halde, die 
durch kürzere Fußwege mit Treppenverbindungen und 
längere Fußwege mit geringer Steigung für Kleinkinder, 
Mütter mit Kinderwagen und ältere Leute erreichbar sind. 
Der Entwurf sieht eine Spielfläche für Kleinkinder (Sand­
kästen, Ballspiele und Ruheplätze für Erwachsene) und eine 
für Jugendliche (z.B. als Bolzplatz, Robinsonspielplatz und 
Verkehrsgarten) vor. Eine Schutzhütte dient dem Schutz 
gegen Unwetter. Beide Spielplätze sind gegen die vor­
herrschenden Winde aus westlichen Richtungen durch Er­
höhungen oder Wälle geschützt. 

b) „ T r i m m - D 1 c h - W e g " , der auf einigen Bermen 
mit unterschiedlichen Anlagen und Geräten für Benutzer 
verschiedener Altersgruppen eingerichtet werden kann. Hier 
läßt sich eine Fußwanderung mit sportlichen Anforderun­
gen unterschiedlicher Schwierigkeitsgrade verbinden. 

c) Rode 1 b a h n mit einer Länge von 650 m und einem 
durchschn ittlichen Gefälle von 10 % (1 : 10). Die Bahn ist im 
nördlichen Bereich der Halde angelegt, so daß die Sonne 
nicht so stark einwirken kann. Der Einsatz von künstlichem 
Schnee ist, sofern eine Temperatur von o° C oder darunter 
vorliegt, möglich und ist in zunehmendem Maße festzu­
stellen. Neben der Rodelbahn, durch eine Hainbuchen­
hecke getrennt, verläuft ein Fußweg als Aufstieg für die 
Benutzer der Rodelbahn. Wie die Rodelbahn über die Ber­
men des Kippenrandes geführt wird, kann den Quer­
schnitten entnommen werden. 

d) Ski pi s t e , die an der nördlichen Ecke im Schatten 
der Halde angelegt werden soll. Sie hat eine Länge von 
250 m und ein Gefälle von 24 % (1 : 4,2). Die Bermenkanten 
müssen ausgerundet werden, damit die Piste besser benutz­
bar wird (vgl. Querschnitte). Für den Einsatz von künst­
lichem Schnee gilt das für die Rodelbahn Gesagte. Ein 
Schlepplift befördert die Benutzer wieder auf die Halden­
oberfläche. 

e) A u s s i c h t s t u r m , der an der höchsten Stelle der 
Haldenoberfläche errichtet werden sollte, soll eine Aussicht 
nach allen Seiten ermöglichen. 

f) R e s t a u r a n t mit Sitzterrasse für Besucher, die sich 
längere Zeit aufhalten wollen, und E r f r i s c l:i u n g s -
k i o s k in Nähe der Rodelbahn und Skipiste, um eilige 
Gäste bedienen zu können. Sanitäre Einrichtungen müssen 
hier und auf den Spielplätzen vorgesehen werden. 

Zur Bepflanzung der Bergehalde 

Die Bepflanzung bzw. Aufforstung der Haldenflächen -
Oberfläche und Haldenränder - liegt in Händen der Abt. 
Landschaftspflege und Forstwirtschaft des Siedlungsver­
bandes Ruhrkohlenbezirk. 

Sollte das Material der Bergehalde entsprechend den An­
gaben des Werkes ähnlich wie das der vorhandenen alten 

Halde ausreichend mit Tonsubstanzen durchsetzt sein, dann 
würde sich ein Zusatz von Feinerde oder Mutterboden 
erübrigen. In diesem Falle müßte mit Hilfe von Pionier­
holzarten ein Vorwald geschaffen werden, in dessen Schutz 
dann später anspruchsvollere Hauptholzarten aufwachsen 
könnten. Als standortgemäße Pionierholzarten kommen in 
Betracht: 

Sandbirke (Betula verrucosa) 

Vogelbeere (Sorbus aucuparia) 

Aspe (Populus tremula) 

Salweide (Salix caprea) 

Die Begrünung der Halde kann auch mit Hilfe nlchtstand· 
ortgemäßer vorwüchsiger Holzarten, die als Pflegeholz· 
arten bezeichnet werden, gefördert werden. In erster Linie 
sind zu nennen: 

Schwarzpappel (Populus nigra) 

Graupappel (Populus canescens) 

Roterle (Ainus glutinosa) 

Man greift hier auf Holzarten zurück, die in der natürlichen 
Folge nicht vorkommen. Sie unterstützen hier durch ihre 
Wuchsfähigkeit und Vitalität, ihr Laub, ihre Wurzeltätigkeit 
und ihre Beschattung vorteilhaft das Wachstum anderer 
Arten. Jedoch besteht - besonders bei Roterlen - die 
Gefahr des Überhandnehmens, so daß sie rechtzeitig auf 
den Stock gesetzt oder herausgeschlagen werden müssen. 
Einige Hauptholzarten könnten auf den sonnenabgewandten 
Flächen und auf Standorten mit genügend Tonbeimengun­
gen mit den Pionierholzarten zusammen eingebracht 
werden, so z. B. 

Stieleiche (Quercus robur) 

Hainbuche (Carpinus betulus) 

Wildkirsche (Prunus avium) 

Rotbuche (Fagus silvatica) 

Als Schlußgesellschaft der natürlichen Vegetationsentwick­
lung dürfte auf den näh rstoffärmeren Standorten ein Stiel­
eichen-Birkenwald (Querco-Betuletum) bis Buchen-Eichen­
wald (Fago-Quercetum). auf nährstoffreichen Standorten 
auch ein buchenreicher Eichen-Hainbuchenwald (Querco­
Carpinetum) zu erwarten sein, so daß die zu pflanzenden 
Holzarten, Bäume und Sträucher, darauf abgestellt werden 
sollen. 

Die Flächen der Skipiste und der Rodelbahn müssen in Ra­
sen gelegt werden. Die oberste Bodenschicht dieser Fläche 
sollte verbessert und mit Feinerde vermischt werden, um 
eine trittfeste bzw. nutzungsfähige Grasnarbe zu erhalten. 
Für diesen schattigen Standort sind nur Grasarten mit 
weiter ökologischer Amplitude geeignet. Es wird empfohlen, 
folgende Arten anzusäen, wobei nicht mehr als 20 g/m2 

Saatgut verwendet werden sollen : 

Rotschwingei (Festuca rubra) 

Rotes Straußgras (Agrostis tenuis) 

Wiesenrispengras (Poa pratensis) 

Es können auch Rasensoden und Rollrasen verwendet 
werden, wobei ebenfalls die vorgenannten Arten vertreten 
sein müssen. 

Die Waldränder sollen auf jeden Fall einen mehrstufig auf­
gebauten Waldmantel aus Laubgehölzen (Bäumen und 
Sträuchern) erhalten, damit er auch ökologische Aufgaben 
für den Naturhaushalt der Landschaft erfüllen kann. Im übri­
gen sollen die Waldflächen mit den vorhandenen Wald­
resten und Flurgehölzen an Wegen, Straßen, Siedlungen 
und Gewässern zu einem geschlossel')en System verbun­
den werden. 
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